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Wahlüberraschungen: Legislatur 2021–2024 
Matthias Zehnder 
 
 
Journalisten gehen gerne freizügig mit dem Adjektiv ‹historisch› um. Nach den Basler Wahlen 
2020 war das Wort aber für einmal am Platz: Selten hat eine Regierungsratswahl zu so viel 
Umwälzung geführt, selten lagen Prognosen so daneben. Die grüne Regierungspräsidentin: 
abgewählt. Die FDP: aus der Regierung vertrieben. Die GLP: erstmals überhaupt in der Schweiz 
in eine Kantonsregierung gewählt. Rot-Grün: nach sechzehn Jahren die Regierungsmehrheit 
verloren. Geschlechterverteilung: zum ersten Mal drei Frauen in der Basler Regierung. Und das 
alles mitten in der Corona-Krise. Fürwahr eine historische Wahl. 

Zu Beginn des Wahlkampfs 2020 deutete kaum etwas darauf hin, dass es in Basel zu grös-
seren Veränderungen kommen könnte, weder im Parlament noch in der Exekutive. Die Wahlen 
in den Kantonen St. Gallen, Thurgau, Schwyz, Uri, Schaffhausen und Aargau hatten gezeigt, 
dass das Wahljahr 2020 im Zeichen des Klimas stand, in den sechs Kantonen hatten die Grünen 
und die Grünliberalen insgesamt über dreissig Sitze zugelegt. Verloren hatten die Bundesrats-
parteien, allen voran die FDP, deren Bilanz Mitte Oktober minus dreizehn Sitze zeigte. SP und 
SVP mussten in den kantonalen Parlamenten je neun Sitze abgeben, die BDP sieben, die CVP 
zwei. Ende November 2020 würden die BDP und die CVP zur neuen Partei ‹Die Mitte› fusionieren 
– unter diesem Blickwinkel verlor auch die Mitte bis Oktober neun Sitze.1 

Links-Grün durfte vor den Basler Wahlen 2020 also hoffen – gute Nachrichten insbeson-
dere für Elisabeth Ackermann. Denn die Regierungspräsidentin (GB) ging angeschlagen in die 
Wahlen. Über Wochen hatte die ‹Basler Zeitung› (BaZ) sie wegen der Freistellung von Marc 
Fehlmann, dem Direktor des Historischen Museums Basel, unter Beschuss genommen. Acker-
mann schaffte es nicht, die Vorwürfe der Zeitung zu entkräften. Weil es um einen Arbeitskon-
flikt ging, konnte sie inhaltlich nichts darüber sagen – und kommunikativ gelang es ihr nicht, 
sich Ruhe zu verschaffen. Die guten Wahlresultate der grünen Parteien in den sechs Kantonen 
gaben Ackermann jedoch Anlass zur Hoffnung, von der grünen Welle auch 2020 ins Ziel getra-
gen zu werden. 

Unmittelbar vor Basel wählte der Kanton Aargau sein Parlament neu. Selbst im Auto-
kanton Aargau war die grüne Welle nicht abgeebbt: Vier Sitze gewannen die Grünen im  
140-köpfigen Grossen Rat dazu und bauten ihren Wähleranteil um drei auf zehn Prozent aus. 
Allerdings holten sie ihre Gewinne von den Sozialdemokraten; die SP besetzte neu im Aargau 
nur noch 23 statt 27 Sitze.2 Was heisst, dass das rot-grüne Lager insgesamt vom Gewinn der 
Grünen nicht profitieren konnte. Grosse Siegerin der Aargauer Wahlen 2020 war die GLP:  
Sie konnte die Zahl ihrer Sitze im Kantonsparlament von sieben auf dreizehn fast verdoppeln –  
dies auf Kosten der BDP, die gar nicht mehr angetreten war, und der FDP, die einen Sitz an die 
GLP verlor. Auch die SVP musste Federn lassen, wenn auch nicht so viele wie befürchtet: Die  
mit Abstand wählerstärkste Partei im Kanton Aargau verlor einen Sitz im Kantonsparlament. 

 
Der Kanton Aargau als perfekte Blaupause 
Basel nimmt für sich gerne in Anspruch, anders zu ticken. Vielleicht schauten Politikerinnen 
und Journalisten im Vorfeld deshalb nicht in den Aargau. Der Kanton hätte die perfekte Blau-
pause für die Basler Grossratswahlen abgegeben. Stattdessen erwartete man in Basel, dass 
Rot-Grün in bewährter Manier durchmarschieren würde. «Der Trend spricht für Mitte-Links», 
war sich die ‹bz Basel› im Vorfeld sicher. «Auch wenn Frauen- und Klimastreik aufgrund der 
Coronakrise nicht mehr so präsent sind wie 2019, kann das linke Lager auf Sitzgewinne hoffen», 

	
1 bz Basel, 20.10.2020, ‹Bäumle versteht die GLP «immer weniger»›. 
2 bz Basel, 19.10.2020, ‹Ohne Frau, aber auf der grünen Welle›. 
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schrieb die Zeitung in ihrer Wahlvorschau.3 Auch die BaZ sah Rot und Grün vorne. Es sei eine Art 
verkehrte Welt: «Angriffig gibt sich im Basler Wahlkampf 2020 nicht die bürgerliche Minderheit, 
sondern die rot-grüne Mehrheit.»4 Kurz: Die professionellen Beobachter der Basler Politik erwar-
teten von den Grossratswahlen mehr vom Gleichen, also mehr Links-Grün. 

Vorangegangen war diesen Prognosen ein seltsam lauer Wahlkampf. Wegen Covid-19  
waren politische Veranstaltungen nur unter starken Einschränkungen möglich. So mussten  
die Politikerinnen und Politiker im Strassenwahlkampf Maske tragen, was dazu führte, dass 
Passanten den Ständen der Parteien aus dem Weg gingen. Podiumsdiskussionen fanden, wenn 
überhaupt, per Livestream im Internet statt. Alles deutete darauf hin, dass die SP von den  
veränderten Umständen profitieren würde, denn die Basler Sozialdemokraten setzten schon 
seit Jahren im Wahlkampf aufs Telefon und verfügten mittlerweile über eine umfangreiche 
Datenbank potenzieller SP-Wähler. Gegenüber dem Regionaljournal Basel von Radio SRF kom-
mentierte SP-Fraktionschef Thomas Gander denn auch stolz: «Das ist das Resultat jahrelanger  
Arbeit.»5 Und vielleicht würde der SP zugutekommen, dass im Coronajahr Sorgen um den  
Arbeitsplatz, das Einkommen und soziale Fragen die Klimakrise aus dem Fokus verdrängten. 

 
Die FDP wird zur «Schrumpfpartei» 
Es kommt anders: Die SP verliert im Grossen Rat vier Sitze. Weil gleichzeitig das Grüne Bündnis 
vier Sitze gewinnt, bleibt das rot-grüne Lager mit 48 Sitzen exakt gleich stark. Dagegen  
summieren sich die Verluste rechts der Mitte: vier Mandate weniger für die SVP, drei Mandate 
weniger für die FDP. Das Fazit der ‹bz Basel› am Montag nach der Wahl: «Im Grossen Rat  
gewinnt die Mitte».6 Bitter ist das vor allem für die FDP, die neu nur noch sieben Sitze belegt. 
«Basler FDP wird zur Schrumpfpartei», titelt die BaZ und schreibt, die Bürgerlichen würden in 
Basel «an den Rand gedrängt».7 Das stimmt so nicht, denn 48 Abgeordneten von SP und  
Grünem Bündnis stehen 50 Abgeordnete der bürgerlichen Mitte und der rechts-konservativen 
Seite gegenüber. Wie im Aargau ist die GLP die grosse Gewinnerin der Wahl: Sie verdoppelt  
ihre Sitze von vier auf acht und überflügelt damit CVP und FDP. Vor allem aber gewinnt sie 
massiv an Einfluss als ‹Zünglein an der Waage›, kann in ökologischen Fragen mit Rot-Grün 
stimmen und das Basler Parlament nach links ausrichten oder etwa in Wirtschaftsfragen mit 
dem bürgerlichen Block stimmen und das Parlament nach rechts gewichten.  

Auch in Basel legen also die Grünen und die Grünliberalen zu, insgesamt um acht Sitze. 
Zugleich verlieren die Bundesratsparteien SP, FDP und SVP; alles in allem elf Sitze gehen den 
grossen alten Parteien verloren. Die Basler und die Aargauer Wahlen gleichen sich auf verblüf-
fende Art und Weise und bestätigen den nationalen Trend. Eine Sonderstellung belegt in Basel 
die Liberal-Demokratische Partei (LDP): In der übrigen Schweiz hat sich die LDP längst mit der 
FDP zusammengeschlossen, in Basel hingegen hält sie sich als ur-baslerische Partei. Sie kommt 
ungeschoren davon und verliert bei den Grossratswahlen keine Sitze. Man könnte auch sagen: 
Sie schafft es nicht, eine Liste, die mit prominenten Basler Namen gespickt ist, in Sitzgewinne 
umzumünzen. Überraschend gut schlägt sich die CVP, sie kann, im Unterschied zu anderen 
Kantonen, ihre Position halten. Vielleicht verdankt sie diesen Erfolg ihrem Regierungsrat Lukas 
Engelberger, der sich als Gesundheitsdirektor in der Corona-Krise als seriöser Schaffer profiliert 
und als Präsident der nationalen Gesundheitsdirektorenkonferenz mit seiner ruhigen Art über-
zeugt.  
 

	
3 bz Basel, 06.10.2020, ‹Das neue Wahlgesetz beeinflusst den Grossen Rat: Trend spricht für Mitte-Links›. 
4 BaZ, 14.10.2020, ‹Rot-Grün kämpft für noch mehr Rot-Grün›. 
5 Radio SRF, Regionaljournal Basel-Baselland, 23.07.2020. 
6 bz Basel, 26.10.2020, ‹Im Grossen Rat gewinnt die Mitte›. 
7 BaZ, 26.10.2020, ‹Basler FDP wird zur Schrumpfpartei›. 
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Bürgerliche treten ohne SVP an 
Noch zu Beginn des Jahres, heisst vor Corona, waren Engelbergers Aktien eher schlecht gestan-
den und es war offen, ob die CVP ihren Sitz in der Regierung würde halten können. Zumal die 
Bürgerlichen sich im Wahlkampf selbst unter Druck setzten, indem sie nach schlechten Erfah-
rungen 2016 auf ein gemeinsames Regierungsratsticket mit der SVP verzichteten. Ein weiterer 
Grund dafür, dass LDP, FDP und CVP der SVP die kalte Schulter zeigten, war eine SVP-Initiative, 
die am 27. September 2020 – und damit relativ kurz vor den Wahlen – zur Abstimmung kam: 
‹Für eine massvolle Zuwanderung›. Diese sogenannte Begrenzungsinitiative wollte die Perso-
nenfreizügigkeit verbieten, wie sie in den bilateralen Verträgen zwischen der Schweiz und der 
EU vorgesehen ist. Für die SVP seit der Masseneinwanderungsinitiative ein zentrales Anliegen, 
für die bürgerlichen Parteien hingegen Gift für den Wirtschaftsstandort Schweiz im Allgemei-
nen und die Region Basel im Besonderen.  

FDP, LDP und CVP wollten deshalb mit der SVP nicht gemeinsame Sache machen. Daran 
änderte auch der SVP-Kandidat Stefan Suter nichts. Der Basler Anwalt war erst für die Nomi-
nation der SVP beigetreten und hielt wenig von der Begrenzungsinitiative. Suter sagte, nicht er 
sei der SVP beigetreten, sondern die SVP ihm.8 Doch es nützte nichts, den bürgerlichen Parteien 
war ein Schulterschluss mit der SVP zu riskant. Also trat die SVP alleine an.  

Weil sie trotzdem die ‹linke Mehrheit› in der Basler Regierung angreifen wollten, nominier-
ten FDP, CVP und LDP aber nicht drei, sondern vier Kandidaten: Neben den Bisherigen Conradin 
Cramer (LDP), Baschi Dürr (FDP) und Lukas Engelberger (CVP) hoben die Bürgerlichen über-
raschend Stephanie Eymann auf den Schild. Überraschend deshalb, weil die Advokatin als 
Tochter von LDP-Grossrat Felix Eymann und Nichte von LDP-Nationalrat und Alt-Regierungsrat 
Christoph Eymann zwar einen in Basel bekannten Namen trägt, davon abgesehen aber ein  
politisch völlig unbeschriebenes Blatt war. Eymann hatte jahrelang in Baselland gelebt und war 
zum Zeitpunkt ihrer Kandidatur Leiterin der Baselbieter Strassenpolizei. 

Mit Stefan Suter bewarben sich also fünf bürgerliche Kandidaten um einen Sitz in der  
Regierung. Ihnen standen vier Kandidatinnen der Linken gegenüber: Regierungspräsidentin 
Elisabeth Ackermann (GB), Finanzdirektorin Tanja Soland (SP), im Oktober 2019 zur Nachfolge-
rin von Eva Herzog gewählt, sowie SP-Nationalrat Beat Jans und Kaspar Sutter (SP), lang-
jähriger Generalsekretär im Finanzdepartement von Eva Herzog. Er war zu Beginn der Legislatur 
in den Grossen Rat gewählt worden und von seinem Amt zurückgetreten. Ausserhalb der beiden 
Lager kandidierte Esther Keller, Kommunikationsfachfrau und seit Mai 2019 nachrückende 
Grossrätin der GLP. Keller galt als Aussenseiterin. Sie drohte, zwischen den beiden politischen 
Blöcken zerrieben zu werden. «Ihre Wahl wäre allerdings eine mittelgrosse Überraschung», 
schrieb die ‹bz Basel› trocken.9  

 
Regierungspräsidentin wird abgewählt 
Die «mittelgrosse Überraschung» erlebten im ersten Wahlgang dann andere. Zum Beispiel  
Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann, die sogar von Esther Keller überholt wurde und 
nur gerade den neunten Platz erreichte – was selbst dem ‹Blick› eine Schlagzeile wert war.10 
Eher überraschend war auch die deutliche Wahl von Lukas Engelberger. Der Gesundheitsdirek-
tor fuhr das zweitbeste Wahlresultat ein und wurde damit für sein Management der Corona-
Krise belohnt. Weniger überraschend war, dass Tanja Soland die meisten Stimmen holte und 
dass auch Conradin Cramer und Beat Jans im ersten Wahlgang locker gewählt wurden. Für die 
dritte «mittelgrosse Überraschung» sorgte Newcomerin Stephanie Eymann: Ihr fehlten zur 
Wahl nur gerade 79 Stimmen. Und das, obwohl sie den Schlussspurt des Wahlkampfs inklusive 
Wahltag in Quarantäne verbrachte, weil sie mit Coronapatienten Kontakt hatte. 

	
8 BaZ, 15.09.2020, S. 19: ‹Der etwas andere Regierungskandidat›. 
9 bz Basel, 24.10.2020, ‹Neustart bei Telebasel›. 
10 Blick, 26.10.2020, ‹In Basel wankt Rot-Grün›. 
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Grünen-Präsident Harald Friedl sprach von einer «Enttäuschung» und einem «Schock». Auch 
Elisabeth Ackermann erklärte, ein so schlechtes Resultat habe sie nicht erwartet, liess am 
Wahlsonntag aber auch verlauten, dass sie trotzdem zum zweiten Wahlgang antreten wolle. 
Ihre Partei und die Bündnispartnerin SP stärkten ihr den Rücken. Doch nachdem sie einmal 
darüber geschlafen hatte, machte Ackermann am Montag einen Rückzieher, informierte ihre 
Partei, dass sie für den zweiten Wahlgang nicht zur Verfügung stehe, und brachte Rot-Grün 
damit in Zugzwang. Denn bis um 12 Uhr am Dienstag nach dem Wahlsonntag müssen die Par-
teien bei der Staatskanzlei die Namen der Kandidierenden für den zweiten Wahlgang melden.  

Es folgen hektische Stunden für SP und Grüne. Die SP will den Sitz dem Grünen Bündnis 
überlassen und nicht selbst in die Bresche springen. Die Grünen haben jedoch keine Frau, die in 
die Fussstapfen von Elisabeth Ackermann treten könnte. Mit Thomas Grossenbacher und Mi-
chael Wüthrich können die Grünen zwar zwei erfahrene Politiker vorweisen, die in der internen 
Ausmarchung vier Jahre vorher Elisabeth Ackermann nur knapp unterlegen waren, aber SP und 
Bündnispartnerin Basta machen klar: Es muss eine Frau aufs Ticket. Für die Basta aus Prinzip, 
die SP will ihren eigenen Kandidaten Kaspar Sutter nicht gefährden.11 Während SP und Grüne 
noch diskutieren, schafft die Basta über die Medien schon mal Fakten: Heidi Mück erklärt sich 
bereit, im zweiten Wahlgang anzutreten, wenn Grüne und SP sie unterstützen. Am Montag-
abend findet die Parteiversammlung der Grünen statt. Sie beschliessen knapp, mit einer eige-
nen Kandidatur im zweiten Wahlgang anzutreten. Doch Grossenbacher und Wüthrich ziehen 
sich zurück: Nahezu alle Frauen hatten gegen eine Männerkandidatur gestimmt. So stimmen 
die Grünen zähneknirschend der Kandidatur von Heidi Mück zu und nehmen damit in Kauf, 
dass die Bündnispartnerin Basta ihnen nach dem Nationalratssitz auch den Sitz in der Regie-
rung abjagt. 

 
Heidi Mück bleibt sich treu 
Doch die Gefahr ist hypothetisch. Heidi Mück bleibt sich in den folgenden Tagen treu und prä-
sentiert sich als Links-aussen-Politikerin. Sie verheddert sich in Aussagen über eine mögliche 
Verstaatlichung der Pharmaindustrie, distanziert sich nicht rechtzeitig von einer Organisation, 
die Produkte aus Israel boykottiert, und teilt im Interview mit Bajour treuherzig mit, dass sie 
sich nicht für das Justiz- und Sicherheitsdepartement eigne, weil sie ein «schwieriges Verhält-
nis» zur Polizei habe.12 Daraufhin distanzieren sich prominente Linke von ihr: Alt-SP-Präsident 
Roland Stark und Grünen-Urgestein Markus Ritter empfehlen, statt Heidi Mück und Baschi Dürr 
lieber Esther Keller und Stephanie Eymann zu wählen. Es kommt, mit anderen Worten, Bewe-
gung in den zweiten Wahlgang. 

Weil SVP-Kandidat Stefan Suter sich zurückzieht und Eric Weber von der Rechtsaussen-
partei Volksaktion keine Wahlchancen hat, kämpfen im zweiten Wahlgang de facto fünf  
Kandidatinnen und Kandidaten um drei Sitze: Baschi Dürr (FDP, bisher) und Stephanie Eymann 
(LDP) auf der bürgerlichen Seite, Kaspar Sutter (SP) und Heidi Mück (GB) auf der linken Seite 
und dazwischen Esther Keller von der GLP – die immer noch zwischen den Blöcken zerrieben zu 
werden droht. Um der linken Seite etwas Rückenwind zu geben, kandidiert der bereits gewählte 
Beat Jans gegen Esther Keller und Stephanie Eymann für das Regierungspräsidium. Bei einer 
Wahl will er das Amt für Umwelt und Energie vom Departement für Wirtschaft und Soziales ins 
Präsidialdepartement zügeln und Basel zur Klimahauptstadt der Schweiz machen.  

 
Basel tickt doch anders 
Es kommt der Tag der Wahl – und das Resultat ist mehr als eine mittelgrosse Überraschung: 
Polizeidirektor Baschi Dürr wird nach acht Jahren im Amt deutlich abgewählt; in der End-
abrechnung fehlen ihm 1’504 Stimmen auf Esther Keller. Als erste Schweizer GLP-Politikerin 
überhaupt schafft sie den Sprung in die Exekutive und nimmt Einsitz im Basler Regierungsrat. 

	
11 bz Basel, 31.10.2020, ‹Dünnes Bündnis›. 
12 Bajour, bajour.ch, 16.11.2020, «Ich habe wahnsinnigen Respekt für die Polizei». 



 6 / 40 

Schon eher erwartungsgemäss werden Stephanie Eymann und Kaspar Sutter gewählt. Heidi 
Mück hat keine Chance.  

In der Bewertung des Resultats sind sich die Basler Politikerinnen und Politiker nicht einig. 
Der zurücktretende SP-Regierungsrat Hans-Peter Wessels findet, mit dem Einzug der GLP sei 
die rot-grüne Mehrheit verteidigt worden. In den Augen von Grünen-Präsident Harald Friedl ist 
eine Regierung ohne Grüne definitiv nicht rot-grün. Sicher ist: Nach sechzehn Jahren rot-grüner 
Dominanz lautet die neue Formel der Basler Regierung 3 + 1 + 3. Die Grünliberale Esther Keller 
wird künftig, wie ihre Partei im Grossen Rat, das Zünglein an der Waage spielen. In ökologi-
schen Fragen dürfte Basel deshalb weiter grün politisieren, in Wirtschaftsfragen dagegen libe-
ral. Am Ende tickt Basel vielleicht doch anders. 

 
 

 
Über den Autor 
Dr. Matthias Zehnder ist Publizist und Medienwissenschaftler in Basel. Er hat als Chefredaktor verschiedene Zeitungen 
geführt und beobachtet die Basler Politik seit vielen Jahren. www.matthiaszehnder.ch. 
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Alessandra Paone

Seit drei Wochen stehen die Re­
gierungskandidaten der SP fest.
Neben der bisherigen Finanz­
direktorin Tanja Soland werden
am 25.OktoberNationalrat Beat
Jans und Grossrat Kaspar Sutter
umdie Sitze der beiden abtreten­
den Regierungsräte Hans-Peter
Wessels undChristophBrutschin
kämpfen.

Die Grünen haben schon seit
längerem bekannt gegeben, dass
sie erneut mit Regierungspräsi­
dentin ElisabethAckermann an­
tretenwerden. Bei Basels Starker
Alternative (Basta) dauerte der
Entscheidungsprozess etwas län­
ger.Angestrengt suchte die Partei
nach einerMöglichkeit, ihre Idee
einer Co-Kandidatur in die Tat
umzusetzen, scheiterte aber an
rechtlichen Hürden, sodass sie
am Ende entschied, gar nicht zu
kandidieren.

Links von der Mitte ist also
alles klar. Und rechts? Bisher ist
nursicher,dassdiedrei amtieren­
den Regierungsräte Baschi Dürr
(FDP), Lukas Engelberger (CVP)
und Conradin Cramer (LDP) für
eine weitere Legislatur zur Ver­
fügung stehen. Es ist aber noch
vollkommen offen, wer bei den
Bürgerlichen versuchen soll,
einen der beiden freiwerdenden
Sitze zu ergattern und somit die
rot-grüneMehrheit im Stadtkan­
tonzuknacken.Einegemeinsame
Strategie ist nicht erkennbar. Jede
Partei, so scheint es, tüftelt hin­
ter verschlossener Tür an einer
eigenenLösung.DieseUngewiss­
heit schafft Unruhe.Wie «Prime
News» berichtete, verlangen die
BaslerWirtschaftsverbände, dass
die Bürgerlichen bis EndeMonat
mitteilen,mitwemsie insRennen
steigen und wie die Eckpunkte
ihrer Kampagne aussehen.

Je grösser die Unsicherheit,
desto mehr Spekulationen gibt
es. Immerhinwären verschiede­
ne Konstellationenmöglich.Wel­
che könnten infrage kommen,
undwas hätten sie zur Folge? Ein
paar Gedankenspiele:

— Mit oder ohne SVP
Schon sehr früh hat die SVP an­
gekündigt, eine Kandidatin oder
einen Kandidaten aufstellen zu
wollen.Und zwarunabhängig da­
von, ob man sich mit den ande­
ren bürgerlichen Parteien auf ein
gemeinsames Ticket einigt. Sie
istmit 15 Sitzen die zweitstärkste
Kraft im Grossen Rat und im
Unterschied zur LDP, die gleich
viele Parlamentsmandate inne­
hat, und der FDP und der CVP,
die weniger haben, nicht im Re­
gierungsrat vertreten. Das soll

sich ändern. 2016 versuchte die
SVP ihr Glück mit dem früheren
Parteipräsidenten Lorenz Näge­
lin. Zusammen mit Baschi Dürr,
Lukas Engelberger undConradin
Cramer gehörte er zur bürgerli­
chen «Boygroup»,die den ganzen
Sommer von Anlass zu Anlass
tingelte und sich auch einmal in
Badehose präsentierte.DieOben-
ohne-Strategie erwies sich für
Nägelin aber als Flop; der Ret­
tungssanitäter landete auf dem
letzten Platz.

Seither sind vier Jahre vergan­
gen, und die SVPhat es verpasst,
einen Regierungsratskandidaten
aufzubauen – siewar zu sehrmit
internen Schlammschlachten be­
schäftigt. Seit Monaten sucht sie
nach der richtigen Person. Am
besten eine Frau undmehrheits­
fähig, so wünschen es die allfäl­
ligen Bündnispartner. Nachdem
derEx-Novartis-KadermannPas­
cal Brenneisen ein füralleMalvon
der Kandidatenliste gestrichen
worden ist und Grossrat Joël
Thüring seine Ambitionen auch
zurückgestellt hat, ist von den oft
genanntenNamen nur einer üb­
rig geblieben: Gianna Hablützel.
Und ein weiterer, von dem bis­
her nie die Rede gewesenwar, ist

hinzugekommen: Stefan Suter.
Mit der Spitzenfechterin und

dem Rechtsanwalt ohne Partei­
büchlein will die SVP in die Ver­
handlungen mit den anderen
bürgerlichen Parteien gehen.Ob
es zu einer Einigung kommt?

Schwierig. Gianna Hablützel
ist zwar eine Frau, aber kaum
mehrheitsfähig. Gemäss einer
Smartvote-Analyse gilt die Rie­
hener Grossrätin als rechtskon­
servativstes Parlamentsmitglied.
Im Ständeratswahlkampf 2019
kamen ihre extremen Ansichten
voralleminBezugaufMigrations-
und Gesellschaftspolitik stark
zum Vorschein – so stark, dass
die liberale Kandidatin, Patricia
von Falkenstein, neben ihr glatt
als Linke hätte durchgehen kön­
nen. Suter, der sich seit Jahren
humanitär in den Entwicklungs­
ländern engagiert, dürfte gemäs­
sigter sein als Hablützel, ist aber
ein politischer Quereinsteiger –
und ein Mann.

Weder Hablützel noch Suter
haben reelle Chancen auf einen
Sitzgewinn. Das ist den anderen
bürgerlichen Parteien wohl be­
wusst. Ausserdem ist die Bezie­
hung zur SVP nicht so gut, dass
mansichnurumderFreundschaft
willen auf einen der beiden Na­
men einigen könnte. Ein Sololauf
der SVPwäre demnach durchaus
denkbar.

— Joker Stephanie Eymann
Die SVPkönnte einemAlleingang
aber ausweichen, wenn sie sich
auf ein Fünferticket einlässt.Auf
diesem würde neben den drei
Bisherigen und einem SVP-Kan­
didaten noch eine Vertreterin
aus dem bürgerlichen Spektrum
stehen: zum Beispiel Stephanie
Eymann. Die Chefin der Basel­
bieterVerkehrspolizei hat bisher
für die FDP imKanton Baselland
politisiert. Im Januar wurde be­
kannt, dass sie für die LDP in den

GrossenRatwill,undseit neustem
wird sie auch als Regierungskan­
didatin gehandelt.

Die 40-Jährige hätte dasPoten­
zial, den Basler Regierungswahl­
kampf auf den Kopf zu stellen.

Neben ihremNamen – sie ist die
Tochter des früheren Grossrats
Felix Eymann und die Nichte des
Nationalrats Christoph Eymann
– hat sie vor allem beruflich
einen guten Leistungsausweis:
Vor ihrerAnstellung bei der Poli­
zei war sie Staatsanwältin; seit
2009 ist sie Lehrbeauftragte für
Strafrecht an der Juristischen
Fakultät der Universität Basel.
Eymann war Gemeinderätin in
Eptingenundkandidierte sowohl
für den Landrat als auch für den
Nationalrat.

Eymanns Kandidaturwäre vor
allem für die Liberalen von Vor­
teil. Sie hättenmit ihr gute Chan­
cen, einen zweiten Regierungs­
sitz zu holen. Allerdings könnte
die Polizeichefin und Juristin den
freisinnigen Sicherheitsdirektor
Baschi Dürr gefährden. Wegen
ihres beruflichen Profils, aber

auch, weil er von den aktuellen
Regierungsräten derjenige ist,
der sich am meisten um seine
Wiederwahl sorgenmuss. Immer
wieder gerät seine Polizei in die
Schlagzeilen, zuletzt wegen der
Party in der Steinenvorstadt am
vergangenen Wochenende. Vor
vier Jahren schaffte er die Wie­
derwahl nur knapp. Aus Partei­
kreisen ist zu hören, dass die
Freisinnigen bereit wären, Ste­
phanie Eymann als Kandidatin
zu unterstützen – imVierer- oder
Fünferticket, sofern sie sich für
das Regierungspräsidium zur
Verfügung stellt. Damit würde
der Fokus von Baschi Dürr auf
Elisabeth Ackermann verscho­
ben. Doch ist Eymann tatsäch­
lich an einemDepartement inte­
ressiert, das viele, vor allem Bür­
gerliche, für überflüssig halten?

Falls nicht, würde sich wohl
die FDP die Möglichkeit vorbe­
halten, neben den Bisherigen sel­
ber eine Regierungskandidatin
vorzuschlagen, die auch für das
Präsidium kandidiert. Die LDP
habe als stärkste bürgerliche
Partei zwar das Vorrecht, heisst
es aus FDP-Kreisen. Wenn sie
aber nicht zu Kompromissen be­
reit sei, öffne sich der Fächer
auch für andere. Bei den Freisin­
nigen könnte dies etwa Nadine
Gautschi sein, die im letzten
Herbst bereits für die Nachfolge
der früheren Finanzdirektorin
Eva Herzog kandidiert hat.

— Ein Bündnis mit der GLP
Nach dem Erfolg bei den Natio­
nalratswahlenmit der unerwar­
tetenWahlvonKatja Christ haben
dieGrünliberalen schon sehr früh
ihr Interesse für den Regierungs­
rat angemeldet. Seit Donnerstag
ist nun bekannt, dass siemit der
Grossrätin EstherKeller antreten
werden – mit der Absicht, das
Präsidialdepartement zu über­
nehmen. Keller ist als frühere

Mediensprecherin von Novartis
und Kommunikationsberaterin
wirtschaftlich gut vernetzt. Mit
ihr im Boot wäre für die Bürger­
lichen ein vierter Sitz möglich
gewesen.Die GLPhat denn auch
das Gespräch gesucht, erhielt
aber schon bald das Signal, dass
eine Zusammenarbeit nicht in­
frage kommt. Den Bürgerlichen
sind die Grünliberalen in man­
chen Bereichen zu links.Abgese­
hen davon seien sie in Basel irre­
levant. Und das soll auch so blei­
ben. Ein Wahlbündnis mit der
GLPwürde derKleinpartei freien
Zugang zur bürgerlichenWähler­

schaft verschaffen – daran haben
vor allem die FDP und die CVP,
die beide mit schwindenden
Wähleranteilen zu kämpfen ha­
ben, keinerlei Interesse.

Doch ob es schlau ist, die GLP
derart demonstrativ kleinzure­
den? Denn sollte EstherKeller die
Überraschung tatsächlich gelin­
gen,würde dies nicht unbedingt
die Abwahl von Regierungsprä­
sidentin Elisabeth Ackermann
bedeuten. Es könnte auch FDP-
Mann Baschi Dürr treffen.

Waswäre wenn?
Parteien im Suchmodus Während bei der Basler Linken für die kommenden Regierungsratswahlen die Kandidaten feststehen,
ist bei den Bürgerlichen noch alles offen. Verschiedene Konstellationen wärenmöglich – ein paar Gedankenspiele.

Wer sich wohl zu Lukas Engelberger, Conradin Cramer und Baschi Dürr (v. l.) gesellen wird? Foto: Lucia Hunziker/Montage: BaZ

Stephanie Eymann hat das
Potenzial, den Wahlkampf auf
den Kopf zu stellen. Foto: PD

Die SVP geht mit der Grossrätin Gianna Hablützel und dem
Rechtsanwalt Stefan Suter in die Verhandlungen. Fotos: Keystone

Die Grünliberale Grossrätin
Esther Keller tritt ohne
Bündnispartner an. Foto: Nico Schmied



17Freitag, 3. Juli 2020

BaselStadt Land RegionBaselStadt Land RegionBaselStadt Land Region

Sebastian Briellmann und
Alessandra Paone

HerrThüring,warum sind Sie
immer noch bei der SVP?
Weil ich in vielen Fragen die
Meinung der SVP teile.

In Basel-Stadt hat die Partei
einen schweren Stand.Wäre da
die LDPnicht eineAlternative?
Bürgerlich, aber beliebt und
erfolgreich.
Die LDP ist eine Basler Speziali-
tät ohne nationale Bedeutung.
Ihr fehlt ein griffiges Profil, auch
auf kantonaler Ebene, was ihr
zurzeit aber zu helfen scheint.
Mir ist aber auch die nationale
Politik wichtig. Und hier kommt
für mich nur die SVP infrage.
Die FDP ist mir in manchen
Bereichen zu wenig bürgerlich.
Schlimmer noch: Sie verkommt
immer mehr zu einer linken
Partei. Ihrewirtschaftsfeindliche
Klimapolitik,mit der sie die eige-
nen Wähler vor den Kopf stösst,
ist ein klares Indiz dafür. Zudem
plädiere ich in der Europafrage
klar für die Unabhängigkeit.

Viele gut ausgebildete junge
Leute treten in der Schweiz der
SVPbei. In Basel-Stadtweniger.
Sie befürchten Konsequenzen
im Beruf, im sozialen Leben.
Der Ruf ist schlecht.
In einer Stadt strebt ein Bürger-
licher nicht unbedingt eine SVP-
Mitgliedschaft an. Das ist nicht
ein spezifisches Problem der
Basler SVP. In Bern sieht die Si-
tuation ähnlich aus. Je linker die
Stadt, je schwerer der Stand. Der
gesellschaftliche Druck spielt da-
bei eine entscheidende Rolle. Es
gibt Leute, die zwar Parteimit-
glieder sind, sich aber nicht ex-
ponieren möchten, weil sie zum
Beispiel ein Geschäft führen.

Die Basler SVPhat einweiteres
Problem: viele Skandale,
ständige interne Streitereien
und «Amok»-Mitglieder.
In jeder Partei kommt es zu Strei-
tereien. Bei uns gehen die inter-
nen Auseinandersetzungen ein-
fach schneller an die Öffentlich-
keit. Seit anderthalb Jahren
herrscht aber Ruhe. Wir haben
mit Edi Rutschmann einen sehr
guten Präsidenten. Er kommt bei
unsererWählerschaft gut an und
versteht es, Leute für Ämter zu
motivieren.Ausserdemhabenwir
in der Partei einen gutenMix aus
alten Schlachtrossen, die es un-
bedingt braucht, und jungen, en-
gagierten, gut ausgebildetenMit-
gliedern,wie dem Fraktionschef
im Grossen Rat, Pascal Messerli,
oder der Präsidentin der Jungen
SVP, Laetitia Block.

Die Parteileitung hat es aber
verpasst, nach 2016 jemanden
für das Regierungsamt
aufzubauen – und präsentiert
stattdessen im letztenMoment
eineVerlegenheitslösung.
Keine bürgerliche Partei schafft
es, jemanden für ein Amt aufzu-
bauen. Als Eva Herzog ihren
Rücktritt bekannt gab, stand am
Tag darauf niemand bereit, der
hätte kandidieren können. Erst
nach langer Suche stellte die FDP
Nadine Gautschi auf. Dasselbe
gilt imÜbrigen für die LDP: Dass
im Herbst Wahlen anstehen, ist
schon länger bekannt, derName
Stephanie Eymann ist aber erst
vor ein paarWochen aufgetaucht.
Weil man vorher gar nichtwuss-
te, dass dieser Name infrage
kommen könnte.

Die LDPhat Conradin Cramer
über Jahre hinweg aufgebaut.

Die Frage ist doch:Wurde jemand
aufgebaut, oder war die Person
die einzige, die gerade infrage
kam?

Ihrem Parteipräsidenten fehlt
es offensichtlich auch an
Verhandlungsgeschick:Wie
schon bei den Nationalrats
wahlen 2019, treten LDP, FDP
und CVP auch bei den
Regierungsratswahlen im
Herbst ohne SVP an.
Es lag nicht an uns, dass die Ver-
handlungen gescheitert sind.Wir
wären offen und kompromissbe-
reit gewesen.Hingegenmussten
wir aus der Zeitung erfahren,
dass ein Viererticket ohne SVP
und mit Stephanie Eymann als
Kandidatin beschlossen worden
war.Das grosse ProblemderBür-
gerlichen in Basel ist, dass bei
strategischen Entscheidungen
nicht das gemeinsame Ziel einer
bürgerlichen Mehrheit im Zent-
rum steht.Man lässt sich von Re-
chenspielen leiten. Vor vier Jah-
ren war die SVP dabei. Damals
war die LDP froh um unsere
Stimmen,die ihremneuenKandi
daten Conradin Cramer zurWahl
verholfen haben. Auch Baschi
Dürrs Wiederwahl im zweiten
Wahlgang ist uns zu verdanken.

Das offizielle Hauptargument
für die Absage an die SVPwar
die verschobeneAbstimmung
über die Begrenzungsinitiative.
Es hiess immer, dass bei kanto-
nalenWahlen nationale Themen
keine Rolle spielen. Vor vier Jah-

renwardie Durchsetzungsinitia-
tive auch kein Problem für die
Zusammenarbeit. Und wäre die
Abstimmung über die Begren-
zungsinitiative imMai gewesen,
hätte es offenbar auch nieman-
den gestört. Das Argument ist
also vorgeschoben. Genausowie
der Wunsch nach einer Frauen-
kandidatur. Erstens: Mit Gianna
Hablützel-Bürki haben wir ur-
sprünglich eine Frauvorgeschla-
gen. Zweitens: Wenn den drei
bürgerlichen Parteien dieser
Punkt so wichtig gewesen wäre,
hätte zumBeispiel die FDP ihren
Wackelkandidaten Baschi Dürr
zugunsten einer Frau zurückzie-
hen können.

Sie sprachen vorhin von
Rechenspielen: Die SVPhätte
für ein gemeinsames bürger
liches Ziel auf eine eigene
Kandidaturverzichten können.
Nurmit der SVPkann dieses Ziel
erreicht werden. Es ist eine Fra-
ge derMobilisierung: Ohne einen
eigenen Kandidaten gehen die
Wähler nicht an die Urne. Zudem
sind wir die wählerstärkste Par-
tei, wieso sollten ausgerechnet
wir auf eine eigene Kandidatur
verzichten? Die SVP hat allein
einen Wähleranteil von 15 Pro-
zent,während LDP, FDPund CVP
zusammen auf rund 30 Prozent
kommen.Dass diese drei Partei-
en nunAnspruch auf vier Regie-
rungssitze haben sollen – das
kann man nicht einmal dem
Santiglaus erzählen. Ausserdem
verfügt die SVPmit Stefan Suter

über einen äusserst valablen
Kandidaten, der weit über die
Parteigrenzen hinweg akzeptiert
ist. Ich habe bisher nur positive
Rückmeldungen erhalten.

Glauben Sie tatsächlich, dass
Stefan Suter gewähltwerden
könnte?
Baschi Dürr steht kurz vor sei-
ner Abwahl. Das tut mir leid,
denn er hat sich bisher in der Zu-
sammenarbeit immer am stärks-
ten für die bürgerliche Sache
eingesetzt. Leidermacht er aber
in seinem Amt zu viele Fehler:
Er führt die Polizei schlecht,
greift einmal bei Demos ein und
dann wieder nicht. Bei den
Nominationen der bürgerlichen
Parteien hat er jeweils schlech-
ter abgeschnitten als die LDP-
Kandidatin Stephanie Eymann.
Kommt es zu einem zweiten
Wahlgang – und das ist bei elf
Kandidatinnen und Kandidaten
so gut wie sicher – hat Stefan
Suter sehr gute Chancen, einen
Sitz zu ergattern. Er wäre der
perfekte Sicherheitsdirektor.

Wäre Stephanie Eymann als
Chefin der Baselbieter
Verkehrspolizei und frühere
Staatsanwältin nicht geeigneter
für diesen Posten?
Ich weiss nicht, ob man Frau
Eymann im Basler Polizeikorps
kennt. Stefan Suter hingegenver-
tritt als Anwalt viele Polizisten
vorGericht – er ist auch imKorps
sehr beliebt und bringt einen
breiten Erfahrungsschatz mit.

Es gibt viele, die Suter für
problematisch halten – gerade
auch inAnwaltskreisen.Haben
Sie keineAngst, dass im
Wahlkampfmögliche Leichen
ausgegrabenwerden könnten?
Stefan Suter ist seit 30 Jahren
ein bekannter und angesehener
Anwalt. Ich höre nur Gutes über
ihn – auch aus linken Kreisen.

Dennoch: Suter ist ein
politischerNobody. Sie
hingegen haben langjährige
Erfahrung, sind ein Stratege,
gut vernetzt undwerden über
die Parteigrenze hinaus
geschätzt.Wieso kandidieren
Sie nicht?
Für mich stand von Anfang an
fest: Ich kandidiere nur auf
einem gemeinsamen bürgerli-
chen Ticket. Aber ich bin eben
auch keine Frau.

Haben auch Ihre persönlichen
Verfehlungen in der
Vergangenheit beigetragen
zumEntschluss, nicht zu
kandidieren?
Auch…

Sie hätten auch hinstehen und
sagen können: Ich stehe dazu.
Das stimmt, und ich schliesse
eine Kandidatur zu einem späte-
ren Zeitpunkt auch nicht aus.An-
ders als man mir unterstellt, ist
jedoch das Regierungsrats- oder
das Nationalratsamt kein defi-
niertes Karriereziel von mir.

Vielleicht haben Sie auch
einfach keine Lust, verheizt zu
werden. Denn Siewissen: Als
SVP-Kandidat hatman derzeit
in Basel keine Chance.
Nein,wie schon gesagt: Die Chan-
cen derSVPwarennochnie so gut
wie jetzt. Ausserdem könnenwir
als einzige Partei in Basel eine
echte Alternative zum jetzigen
Regierungskurs bieten. Wer mit
gewissen Entwicklungen unzu-
frieden ist, muss uns wählen. Es
geht dabei zum Beispiel um die
Demo-Flut, die dem Gewerbe
massiv schadet und auch die Be-
völkerung verärgert. Es geht da-
rum, dass die Stadt trotz aller
Kampagnenwieder dreckiger ist.
Und um die Bildungspolitik: Die
Lehrstellen-Berichte zeigen, dass
das Bildungsniveau aufgrund
qualitativ schlechterBasler Schu-
len nicht hoch genug ist.

Mit diesenThemen greifen
Sie aber vor allem Ihre
bürgerlichen Kollegen Baschi
Dürr und Conradin Cramer an.
Weilwir allein antretenmüssen,
greifen wir alle an. Selbstver-
ständlich wäre es uns lieber,wir
würden einen Sitz auf Kostenvon
Rot-Grün machen. Aber sehen
Sie: Die illegale Aufnahme eines
Asylbewerbers im Jahr 2019
haben auch die drei bürgerlichen
Regierungsräte mitgetragen.

«Dürr steht kurz vor der Abwahl»
Joël Thüring zur Basler Politszene Was stimmt nicht mit der Basler SVP? Joël Thüring, Grossrat und Stratege, spricht über die Probleme
seiner Partei, den bürgerlichen Kampf um die Regierungssitze und seine eigenen Ambitionen.

«Baschi Dürr führt
die Polizei
schlecht, greift
einmal bei Demos
ein und dann
wieder nicht.»

Für Joël Thüring steht fest: Die Ausgangslage für die SVP war noch nie so gut wie jetzt. Foto: Dominik Plüss

Bürgerliches Ticket ohne SVP

Am Ende sind die Verhandlungen
zwischen der LDP, der FDP, der
CVP und der SVP gescheitert.
Die drei traditionellen bürgerlichen
Parteien haben sich auf ein Vierer-
ticket mit zwei LDP-Kandidaten
und ohne SVP geeinigt. Der
Beschluss fiel im stillen Kämmer-
lein: Die SVP erfuhr von ihrem
Ausschluss aus der Zeitung.
Der Ärger und die Enttäuschung
waren derart gross, dass die SVP
sofort in den Angriffsmodus
wechselte.

Nach langem Hin und Her schaffte
es die SVP schliesslich, den Anwalt
Stefan Suter für eine Kandidatur zu
überzeugen. Er greift mit seinem
beruflichen Hintergrund den Sitz
des freisinnigen Sicherheitsdirek-
tors Baschi Dürr an. Damit ist er
nicht der Einzige: Obwohl sich
LDP-Politikerin Stephanie Eymann
ums Regierungspräsidium bewirbt,
könnte sie als Chefin der Basel
bieter Polizei und ehemalige
Staatsanwältin für Dürr ebenfalls
gefährlich werden. (sb/ale)
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Joël Hoffmann und
Alessandra Paone

FrauAckermann, Sie sind seit
vier Jahren Regierungs­
präsidentin.Waswürden Sie
rückblickend bessermachen?
Elisabeth Ackermann: Ich hätte
mir zu Amtsbeginn länger Zeit
lassen sollen bis zum ersten
Interview. Es braucht Zeit, sich
einzuarbeiten in die vielen und
komplexen Dossiers. Und nach
knapp 100 Tagen war ich zu
wenig in denThemendrin, konn-
te noch keine neuen Projekte
aufgleisen und präsentieren.
Dennoch habe ich im ersten Jahr
bereits die Museumsstrategie
abgeschlossen. Dazu kamen
weitere Projekte. Ich habe von
Anfang an Gas gegeben.

Frau Eymann, Frau Keller,
was hat FrauAckermann
in den letzten vier Jahren
falsch gemacht?
Stephanie Eymann: Bis heute
spüre ich vom Präsidialdeparte-
ment nicht, wie es zu den ande-
renDepartementen steht.Wohin
will man mit dem Präsidium?
Wie grenzt man es von den an-
deren Departementen ab? Ein
erster Schritt wäre, dies zu defi-
nieren, ein zweiter, konkrete Pro-
jekte anzugehen.
Ackermann:Mich erstaunt, dass
Sie von Abgrenzung sprechen.
Das Amt bedeutet das Gegenteil:
Zusammenarbeit. Beispielswei-
se bei der Kantons- und Stadt-
entwicklung. Diese funktioniert
sehr gut,weil alle Departemente
vonAnfang an eingebunden sind.
Ein Beispiel dafür ist das Smart-
City-Lab auf demWolf, das sehr
innovativ ist. Ich lege Wert auf
Zusammenarbeit – das nimmt
manvon aussenvielleicht zuwe-
nig wahr.
Esther Keller: Der Fokus auf der
Zusammenarbeit ist extremwich-
tig. Hier liegt noch mehr Poten-
zial, beispielsweise imBereichDi-
gitalisierung. Bei der Kommuni-
kation orte ich aber ein Problem.
Wir haben hochstehende Kultur-
institutionen mit hoch qualifi-
ziertemPersonal undmussten in
den letzten vier Jahren dennoch
viele negative Schlagzeilen lesen.
Wenn man beim Präsidialdepar-
tement schnellerund transparen-
ter kommunizieren würde, etwa
über Fehlbudgetierungen beim
Kunstmuseum,hätteman schnel-
ler Lösungen und könnte sich auf
das Positive konzentrieren.
Ackermann: Ich möchte darauf
hinweisen, dass das Jahr 2019 für
die Museen sehr erfolgreichwar.
Die Rahmenbedingungen für
diesen Erfolg habenwir geschaf-
fen. Als wir beim Kunstmuseum
gesehen haben, dass zu wenig
Geld fürdenBetrieb desNeubaus
vorhandenwar, habenwir sofort
eine Krediterhöhung in dieWege
geleitet und konnten das Mu-
seum so stabilisieren.
Keller: Sie bestätigen genau die
Diskrepanz. 2019 war zwar
erfolgreich für die Museen, aber
in der Öffentlichkeit war die
Wahrnehmung eine negative –
beispielsweise der Konflikt am
Historischen Museum.
Ackermann:Daswar früher. 2019
war sehr erfolgreich.
Eymann: Für mich fehlt der
Gesamtblick. Das Präsidialde
partement ist ein strategisches
Departement. Jetzt diskutieren

wir darüber, dass Ausstellungen
gratis sein sollen. Das ist zwar
schön, wenn wir uns das leisten
können. Aber bringen wir damit
mehr Leute ins Museum? Brin-
gen wir Basel dadurch weiter?
Kommt dadurch auch nur eine
Person mehr nach Basel?
Ackermann: Die Museen haben
wir gut aufgestellt. Was wäre
denn hierzu Ihr konkreter Ver-
besserungsvorschlag?
Eymann: Es läuft alles nebenei-
nander. Man hat eine Museums-
strategie und ein Kulturleitbild,
auf dasman langewartenmuss-
te. Einzelne Sparten gingen da-
bei vergessen. Es wurde weder
die Literatur abgebildet – obwohl
wir namhafte Autoren haben –,
noch sind die Chöre und Sänger
drin. Ich sehe das Präsidialdepar-
tement hingegen als eineArt Pro-
jektleitung über alles,wobeiman
möglichst früh alle Fachleute an
denTisch holen sollte. Ich erwar-
te vom Präsidium einen mög-
lichst weiten Blick. Die Departe-
mentsvorsteherin muss keine
Visionärin sein, das wäre auch
nicht seriös, aber sie muss dafür
sorgen, dass das grosse Know-
how in der Stadt gebündeltwird.
Keller: Ich erwarte auch keine
Visionen, Ziele aber schon. Man
muss definieren,wohinmanwill.
Und Gratiseintritte gibt es im
Ausland schon lange, das gehört
zum Service public. Darüber
müssen wir nicht diskutieren.

FrauAckermann, Ihnenwird
vorgeworfen, keine Ziele
gesetzt zu haben.
Ackermann: Das stimmt über-
haupt nicht.Mein Ziel ist es, dass
wir für die Kulturinstitutionen
Bedingungen schaffen,mit denen
sie gut funktionieren und erfolg-
reich sein können. Bei den Mu-
seen habenwirBetriebsanalysen
gemacht, und 2019 war erfolg-
reich. Im Bereich Kultur können
wirdas Stadtcasino eröffnen,und
wir haben Proberäume geschaf-
fen – das ist ein Riesenschritt.
Den Gratiseintritt haben wir mit
dem neuen Museumsgesetz
ermöglicht. Daswarvorher nicht
erlaubt.
Keller: Erst nach der Vernehm-
lassung haben Sie Gratiseintrit-
te ins Gesetz aufgenommen.
Ackermann: Nein, die waren
schon in der Vernehmlassungs-
vorlage drin. Aber ja, eine Ver-
nehmlassung istwichtig,weilwir
so diverse Akteure zusammen-
bringen und ihnen mitteilen
können, was ein neues Gesetz
berücksichtigen soll. Aber es ist
unsereAufgabe, zuerst einenVor-
schlag auf den Tisch zu legen.

Frau Keller, bisher sind Sie
mit inhaltslosen Phrasen
aufgefallen: einwenig
«Smart City» einwenig
«Digitalisierung».Aberwas
qualifiziert Sie für den
Regierungsrat?
Keller: Klar, ich bin erst seit vier
Jahren in der Politik, seit einem
Jahr im Grossen Rat. Mich quali-
fiziert mein beruflicher Hinter-
grund. Ich habe ein Leben lang in
den Bereichen gearbeitet, die das
Präsidialdepartement prägen,
also in der Kommunikation und
der Vernetzung. Ich stehe für
Offenheit und Transparenz. Ich
würde an meinem ersten Amts-
tag aus demrepräsentativenBüro
im Rathaus ein Sitzungszimmer
machen,weil ich nicht dort, son-
dern bei den Mitarbeitern oder
von einem Café aus arbeiten
möchte. Das wäre eine zeitge-
mässe Führungskultur.

FrauAckermann, reicht das?
Ackermann: IchwarvorAmtsan-
tritt sehr froh um meine politi-
sche Erfahrung in Basel. Ich war
zehn Jahre imGrossen Rat, Frak-

tionspräsidentin, Grossratsprä-
sidentin und Co-Parteipräsiden-
tin.Dadurch habe ich bereits sehr
viele Leute gekannt,warvertraut
mit den Abläufen. Das hat mir
sehr geholfen. Ich hätte mir mit
weniger Erfahrung eine Regie-
rungsratskandidatur nicht vor-
stellen können.
Eymann: Abläufe und Fachwis-
sen kann man lernen. Aber es
geht um die Kompetenzen, die
man mitbringt. Ich habe Füh-
rungserfahrung in einerVerwal-
tung. Ich habe einen juristischen
Hintergrund, kann mich schnell
in verschiedene Dossiers und
themenübergreifend eindenken.
Natürlich muss auch die Kom-
munikation gut sein, nicht nur
nach aussen. Man ist nicht nur
der Grüssaugust.

Aberwas sucht jemandmit
Ihren Erfahrungen bei
der Staatsanwaltschaft
und der Polizei im
Präsidialdepartement?
Eymann:Die Kompetenzen sind
zentral, und das Thema ist se-
kundär.Bei einerWahlweissman

nicht,welches Departementman
letztlich leiten muss. Natürlich
darfmanPräferenzen haben: Das
Finanzdepartement wäre dann
derWorstcase.

Würden Sie dann sofort
zurücktreten?
Eymann: Natürlich nicht. Aber
man ist von der Persönlichkeit
und der beruflichen Erfahrung
her für das eine oder andere
Departement prädestinierter.
Keller:Mich fragt man oft, war-
um ich gegen eine Frau kandi-
diere. Aber das tue ich nicht.
Sieben Sitze werden vergeben
und fünf Frauen kandidieren.
Es wäre ja möglich, dass am
Schluss fünf Frauen in der
Regierung sitzen.

Sie alle kämpfen um das
Präsidialdepartement.
Keller: Ich kandidiere gegen Re-
gierungspräsidentinAckermann,
abernicht gegenRegierungsrätin
Ackermann.

Frau Eymann, es kann
sein, dass Sie anstelle von

Kuschel-Wahlkampf? Vonwegen!
Drei Frauen fürs Regierungspräsidium Die aktuelle Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann (Grüne) trifft erstmals auf ihre Herausforderinnen

«Bei derMesse
gab es ganz klar
parteiliche
Verflechtungen.
Die GLP hat
keine solchen
Seilschaften.»
Esther Keller
GLP

«Aber gewisse
Dinge, Frau
Keller, sind an
Ihrer Haltung
schon zu
hinterfragen.»
Elisabeth Ackermann
Grüne

Die Grünliberale Esther Keller (links) und die Liberale Stephanie Eymann (rechts) greifen das Regierungspräsidium der Grünen Elisabeth Ackermann
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Baschi Dürr gewählt werden
und das Justiz- und
Sicherheitsdepartement
übernehmen.
Eymann: Ich war bei der Staats­
anwaltschaft und jetzt bei der
Polizei – derAufgabenbereich ist
jeweils komplett anders. Trotz­
demkannman in einemAmt, das
einem erst fremd ist, etwas
bewirken und glücklichwerden.
Deshalb reiztmich das Präsidial­
departement.

Frau Ackermann,macht Ihnen
die Konkurrenz Bauchweh?
Ackermann: Ich bin froh, dass
sich zwei weitere Frauen für das
Präsidialdepartement bewerben.
Und Konkurrenz gehört zu einer
Wahl.
Eymann: Es kann ja nicht sein,
dass Frauen nur Sitze von Män­
nern angreifen, sondern eben
auch Sitze von Frauen. Es wird
langsam selbstverständlich, dass
auch drei Frauen um einen Sitz
kämpfen.
Keller: Fünf von elf Kandidaten
sind Frauen,und sie kämpfen um
sieben Sitze.

Trotzdem: Sie treten
gegeneinander an, und so
verpasst Basel vielleicht die
historische Chance einer
Frauenmehrheit in der
Regierung.
Keller:Wie gesagt, ich kandidie­
re nicht gegen Regierungsrätin
Ackermann. Ich möchte zeigen,
was ich anders machen würde.
Das macht aber die anderen
Frauen genauso wählbar.
Eymann: Na ja. Soll man uns
wählen, weil wir Frauen sind?
Oder ist die politische Haltung
wichtiger? Wir sind drei Frauen
mit drei unterschiedlichen
Parteibüchlein.
Ackermann: Bei diesen Wahlen
ist es fürmich sehrwichtig, dass
wir die rot-grüneMehrheit in der
Regierung halten und unsere
Politikweiterführen können, ins­
besondere beim Umwelt- und
Klimaschutz, um das Leben in
der Stadt noch attraktiver zu ge­
stalten.
Eymann: Heisst das also gar
keine Autos mehr?
Ackermann: Das Ziel, den Auto­
verkehr um zehn Prozent zu

reduzieren, erreichen wir dank
der Förderung des Langsamver­
kehrs, und das istwichtig für die
Bevölkerung.
Keller: Bevölkerungsbefragun­
gen zeigen zudem, dass den
Menschen die Velowege immer
noch zu wenig ausgebaut sind.
Damüssenwirvorwärtsmachen.
Eymann: Ich will ja nicht velo­
feindlich sein. Es gibt aber auch
Betriebe, die aufsAuto angewie­
sen sind. Mir fehlt das Einende.
Rot-Grün ist einfach militant
einseitig.
Keller: Ich sehe Frau Eymanns
Problem nicht. Die Umfragen
zeigen klar, dass die Bevölkerung
bessere Velowege möchte.
Eymann: Ich habe nichts gegen
Velowege, wehre mich aber
gegen Vergraulungsmassnah­
men fürAutofahrerwie etwaDo­
sieranlagen. Die Verkehrspolitik
ist in Basel nicht ganzheitlich –
nur das Velo steht im Zentrum.
Keller: Das stimmt doch nicht.
Schauen Sie aus dem Fenster.
Wir sind hier am Aeschenplatz!
Eymann: Ich bin gestern mit all
den Kamikaze-Velofahrern über
den Aeschenplatz gefahren.
Ackermann: Sie sagten vorher,
wir dürfen die Wirtschaft nicht
vernachlässigen. Das tun wir
nicht. Basel war und ist wirt­
schaftlich sehr erfolgreich.
Eymann: Aber pflegen wir die
Betriebe auch genug? Nehmen
wir dieAnwesenheit der grossen
Pharmafirmen als gottgegeben
an? Oder kümmernwir uns auch
um sie?

Was lässt Sie daran zweifeln,
dass dies getanwird?
Ackermann: Frau Eymann, wir
treffen uns regelmässig mit die­
sen Firmen, und sie sind sehr
zufrieden, weil ihre Mitarbeiter
hier sehr glücklich sind mit der
hohen Lebensqualität. Daran
arbeiten wir weiter.
Eymann: Den letzten Satz woll­
te ich hören.
Keller: Man darf sich nicht dar­
auf ausruhen.Undwenn ich etwa
an dieMesse denke, dann ist klar,
dass sich die Stadt ein Stückweit
neu erfindenmuss.Wir sind kei­
neMessestadtmehrundmüssen
darumeine neueMarke schaffen.

Das Konkordanzsystem in der
Schweiz zielt darauf ab, dass in
einer Regierung alle starken
Kräfte vertreten sind. Die GLP
gehört nicht dazu.
Keller: Das ist so; Regierungs­
ratswahlen sind aber vor allem
Persönlichkeitswahlen. Wichtig
sind die Ziele, für die ich ein­
stehe. Und ob derWählermir als

Kandidatin Kompetenzen zu­
spricht und mir zutraut, dass ich
diese Stadt, diesenKantonvoran­
bringen kann – in einer Zeit, in
der Dynamik nötig ist. Die Grün­
liberalen konnten im letzten
Herbst einen massgeblichen Er­
folg erzielen, nicht zuletzt dank
der grünen Welle, die weiterhin
eine Rolle spielen wird: Das er­
langte ökologische Bewusstsein
wird bleiben.

Die GLP ist eine Modepartei,
reitet ein bisschen auf der
grünenWelle mit und gibt sich
gleichzeitig liberal.
Keller: Genau diese Verbindung
braucht es doch, um Lösungen
für die verschiedenen Probleme
zu finden. Eine Stärke der GLP
ist zudem ihre Unabhängigkeit.
Es gibt genügend Seilschaften in
dieser Stadt, die nicht nur gut
sind.

Welche Seilschaften meinen
Sie?
Keller:Bei derMesse gab es ganz
klar parteiliche Verflechtungen.

Sie sprechen die LDP an?
Keller: Ja.DieseVerflechtungwar
kein Vorteil. Die GLP hat keine
solche Seilschaften, kann freier
und unvoreingenommen Dinge
hinterfragen. Gerade auch beim
Präsidialdepartement, das jahre­
lang in grüner Hand war.

Frau Eymann, ist die LDP eine
Filzpartei?
Eymann: Ich nehme diese Vor­
würfe alle zur Kenntnis – auch
jene gegen meine Person und
den sogenannten Eymann-Clan.
Jede Partei hat ihre Geschichte.
AberzumThemaPersönlichkeits­
wahlen: Als Regierungsrat ist
man auf eine starke Fraktion und
auf Bündnisse im Grossen Rat
angewiesen. Das könnte für die
GLP eine Herausforderung sein.

Sie haben lange im Baselbiet
gelebt undwaren dort auch
politisch aktiv. In Basel kennt
man vor allem Ihren Namen.
Reicht das, um gewählt zu
werden?
Eymann: Ich bin ja nicht nur in
Basel geboren, ich habe hier auch
meine Ausbildung gemacht und
war in der Stadt beruflich tätig.
Ausserdem habe ich nicht in Uri
oder im Tessin gelebt, sondern
im Nachbarkanton. Es ist keine
Rückkehr nach einerAuswande­
rung. Obwohl ich nie in Basel
politisch tätigwar, kenne ich das
politische Geschehen sehr gut;
ich spüre den Puls. Mag sein,
dass ich mit kleinen Schritten
hätte anfangen sollen, aber Poli­
tik kann man nicht planen, man
muss die Chance packen, wenn
sie sich ergibt.

Frau Ackermann, Sie werden
nicht nur inhaltlich
angegriffen. Man kritisiert
auch Ihre Reden, Ihre
Kleidung.Wie ist das für Sie?
Ackermann:Vor allem zu Beginn
war die Kritik teilweise unfair,
sehr polemisch und auch frau­
enfeindlich. Ich habe versucht,
herauszufinden,wo ich zu Recht
kritisiert wurde, und dann dar­
an gearbeitet.
Eymann: Kritik und unange­
nehme Medienberichte gehören
dazu.Wichtig ist, dass man pro­
fessionell und nicht emotional

darauf reagiert. Ich kann aber gut
verstehen, dass Kritik einen stark
treffen kann,vor allem,wenn sie
ungefiltert daherkommt.
Keller: Kritik gehört dazu. In
einer solchen Funktion besteht
das Risiko, dassman in einerBla­
se lebt und sich nur mit Leuten
umgibt, die einem auf die Schul­
ter klopfen.Wichtig ist, dassman
sich unter die Menschen mischt
und gut hinhört.

Was hat sich in Basel
verbessert, seit Sie
Regierungspräsidentin sind?
Ackermann: Die Lebensqualität
ist massiv besser geworden. Im
Kulturbereich hat sich die Situ­
ation stabilisiert: Das unglaub­
lich reichhaltige Kulturangebot
wird auch von aussen wahrge­
nommen und geschätzt.
Eymann:Es ist gewagt, zu sagen,
die Stadt sei in den letzten vier
Jahren lebenswerter geworden.
Ihre Aussage ist mit Schlagwör­
tern untermauert; ist sie aber
auch messbar?
Ackermann: Die Bevölkerungs­
umfragen bestätigen meine
Aussage.

In welchen Bereichen
sehen Sie ammeisten
Verbesserungspotenzial?
Keller: Die dringendste Aufgabe
ist die Stadtentwicklung. Die
letzten Monate haben gezeigt,
dass in der Stadt einiges verän­
dert werden muss. Dazu gehört
sicherdie Steigerung derLebens­
qualität: In den grossen Trans­
formationsarealenmüssen neue
Wohn- und Lebensräume ge­
schaffen werden; in den Quar­
tieren sollen Co-Working-Spaces
entstehen, aber auch Gemein­
schaftswohnungen.Die Zahl der
Einzelhaushalte ist immer noch
sehr hoch.
Ackermann: Damit bin ich ein­
verstanden. Die Planung der
Transformationsareale läuft
bereits.
Eymann: Auch ich sehe bei der
Stadtentwicklung am meisten
Potenzial. Gibt es eine Strategie,
die über die Planung der einzel­
nen Areale hinausgeht? Es gibt
Zahlen und Hochrechnungen,
wie die Bevölkerung wachsen
wird: Man rechnet mit 20’000
mehr Menschen bis 2035. Wie
gehen wir damit um? Hier wäre
eine weitsichtige Planung an­
gezeigt.
Ackermann: Genau das tun wir:
Wir planen die Areale nicht ein­
zeln, sondern ganzheitlich und
setzen Schwerpunkte. Zum Bei­
spiel auf dem Wolf, wo wir ein
smartes Quartier planen.Da sehr
viele Leute in die Stadt ziehen
möchten,waswiederum ein Zei­
chen für die hohe Lebensquali­
tät ist, müssen wir den Woh­
nungsbau vorantreiben.
Eymann: Eine gute Durchmi­
schung ist ebenfallswichtig.Wir
können nicht nur über Genos­
senschaftswohnungen sprechen,
sondern müssen auch schauen,
dasswir gut situierte Leute in die
Stadt bringen.
Ackermann:UnserZiel ist, in den
Quartieren einen guten Mix zu
erreichen. Das haben wir so in
den Zonenplänen festgehalten.

Frau Keller, wowollen Sie als
Grünliberale Stimmen holen?
Eher im linken oder im rechten
Lager?

Keller:DerVorteil ist tatsächlich,
dass man in der Mitte für beide
Seiten wählbar ist.

Stimmenwir doch gleich ab:
Frau Ackermann, Frau
Eymann, ist Frau Keller
für Sie wählbar?
Ackermann: Sie kennen das
Wahlgeheimnis? Aber ja, natür­
lich ist sie wählbar.
Eymann: Eine schwierige Frage,
wennman selber kandidiert. Ich
enthalte mich.
Keller: Fürmich sind die beiden
Damen wählbar.
Ackermann:Aber gewisse Dinge,
Frau Keller, sind an Ihrer Hal­
tung schon zu hinterfragen. Sie
möchten einerseits investieren
und unterschreiben gleichzeitig
einen Vorstoss zum Einfrieren
des Budgets. Mich würde inter­
essieren, wo Sie denn sparen
möchten?
Keller: Es ist Aufgabe der Regie­
rung, zu prüfen, wo Ressourcen
vorhanden sind, wo Synergien
geschaffen werden können und
welche Stellen man nicht mehr
braucht. Ich sehe nicht in die
Verwaltung hinein.
Ackermann: Sie kandidieren
jetzt für die Regierung: Da müs­
sen Sie doch eine Vorstellung
haben.
Keller: Man muss sicher zuerst
eine Analyse machen…
Ackermann: … gut, Sie wissen
also auch nicht,wo gespartwer­
den kann.
Keller: Man muss schauen, wo
man Prioritäten setzen kann.
Ackermann: Das machen wir
schon lange.

Frau Keller, bitte konkret:
Wowürden Sie sparen?
Keller: Das Budget einfrieren
bedeutet nicht sparen. Es ging
nur darum, zu verhindern, dass
jedes Jahr noch mehr ausgege­
ben wird.

Können Sie denn garantieren,
dass mit Ihnen als Vorsteherin
des Präsidialdepartements
nicht mehr Geld ausgegeben
wird?
Keller: Es sind Ressourcen vor­
handen, um arbeiten zu können.
Die Frage ist nur, wo konzent­
riert man diese, wo setzt man
Prioritäten. Ich glaube aber
nicht, dass zu viel ausgegeben
wird. Das Kulturbudget scheint,
pro Kopf gerechnet, hoch, ist, ge­
messen an den Gesamtausga­
ben, aber auf dem Niveau von
Biel.

Wie bitte?
Keller: Ich komme weder mit
dem Sparanspruch, nochwill ich
mehr ausgeben.

Zum Schluss etwas
ganz anderes:Was ist
Basel für Sie?
Keller: Eine Stadt, in der man
sich begegnet, sich gerne aufhält
und die eine Wirkung weit über
die Schweiz hinaus hat.
Eymann: Dank ihrer Position
im Dreiland prägen verschie­
dene Kulturen die Stadt Basel,
die nicht nur nebeneinander,
sondern auch miteinander
funktionieren.
Ackermann: Eine offene Stadt,
die sich nachhaltig entwickelt,
mit einer gemischten Bevölke­
rung und einem einzigartigen
Kulturangebot.

Stephanie Eymann (LDP) und Esther Keller (GLP). Eine Debatte über Fehlleistungen, Qualifikationen und Lebensqualität.

«Ichwill ja nicht
velofeindlich
sein. Aber
Rot-Grün ist
einfachmilitant
einseitig.»
Stephanie Eymann
LDP

(Mitte) an. Fotos: Dominik Plüss
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DieGeldtöpfederBaslerParteien
Spenden oder Parteivermögen: So finanzieren Regierungsratskandidierende ihren Wahlkampf.

Silvana Schreier

BereitshängendiePlakate inder
Basler Innenstadt. Flyer werden
bei Anlässen und an Standaktio-
nen verteilt. Parteiinserate er-
scheinen in Zeitungen. Kandi-
dierende werben mit eigener
Website. Der Wahlkampf rund
um die Regierungsratswahlen
vom 25.Oktober wird von nun
an Woche zu Woche sichtbarer.
Nur selten ans Licht kommen
dabei die Geldsummen, die für
die Wahlkampagnen ausgege-
ben werden.

GLP-Regierungsratskandi-
datin Esther Keller bietet dem
Stimmvolk nun eine ungewohn-
te Transparenz an. Auf Twitter
veröffentlicht die Grossrätin,
wie sie ihren Wahlkampf finan-
ziert und woher das Geld
stammt. Mit 25 000 Franken
wird der grösste Teil von der
Partei getragen. Diese Summe
besteht laut Keller aus Mitglie-
derbeiträgen, Mandatsabgaben
und kleineren Spenden. Sie
selbst steuert 10 000 Franken
bei. Weiter erhält sie 15 000
Franken vom Unternehmer
Anthony Vischer, 9500 Franken
von Rudolph Schiesser, dem
Verwaltungsratspräsidenten des
Hotels Trois Rois, sowie zwei
weitere Beiträge von rund 5000
Franken von Privaten. «Viele
Baslerinnen und Basler sind sich
nicht bewusst, wie viel ein Wahl-
kampf kostet. Ich finde es für
meine Wählerschaft wichtig, of-
fen darüber zu sprechen», sagt
Keller.

Basler SPveröffentlicht
AuflistungaufWebsite
Auch die Basler Sozialdemokra-
ten zeigen sich bei der Auf-
schlüsselung ihrer Kampagnen-
finanzierung präzise: Den dies-
jährigen Wahlkampf lassen sich
die SP und die Grünen 155 000
Franken kosten. Je knapp ein
Viertel wird für Printprodukte
wie Flyer und für Plakate ausge-
geben. Rund zwei Drittel des

Geldes stammt aus der Kasse
der Sozialdemokraten. Die Grü-
nen steuern knapp 40 000
Franken bei. Lediglich 3000
Franken des Budgets stammen
von Spendern. Den Aufwand für
die Grossratswahlen spaltet die
SP derweil klar ab: Auch dort
schlüsselt die Partei die Ausga-
ben auf, die sich gesamthaft auf
337 000 Franken belaufen.

Engelberger:«Eine
TraditionderDiskretion»
Zugeknöpfter zeigen sich die
Bürgerlichen. An der gestrigen
Medienkonferenz zum Auftakt
des Wahlkampfs verkündete
Wahlkampfleiterin und CVP-
Grossratskandidatin Tiziana
Conti: Das Budget der vier bür-
gerlichen Kandidierenden be-
laufe sich auf 180 000 bis
200 000 Franken. «Der grösste
Teil davon stammt aus den Par-
teikassen», so Conti. LDP, CVP
und FDP würden pro Kandidat
oder Kandidatin einen Beitrag
zahlen. Dazu käme ein kleinerer
Teil mit Spenden von privaten
oder juristischen Personen.
Genauer aufschlüsseln will
Conti die Beträge jedoch nicht.

Stephanie Eymann, Anwär-
terin der LDP fürs Regierungs-
ratspräsidium, sagt: «Als Kandi-
datin weiss ich nicht, wer wie
viel spendet. So bin ich auch

niemandem etwas schuldig.»
Gesundheitsdirektor Lukas En-
gelberger (CVP) ergänzt, dass
diesbezüglich «eine Tradition
der Diskretion» vorherrsche.
Vorenthalten würden ihm die
Informationen über die Wahl-
kampfspenden hingegen nicht.

SVPwill keineZahlen
kommunizieren
Deutlich der Transparenz ab-
geneigt ist derweil die Basler
SVP. Regierungsratskandidat
Stefan Suter sagt auf Anfrage,
er selbst gebe privat kein Geld
für den Wahlkampf aus.
SVP-Grossrat Joël Thüring prä-
zisiert: «Wir kommunizieren
keine Zahlen. Klar ist aber, dass
wir pro Kopf am wenigsten aus-
geben.» So grosse Spenden wie
GLP-Kandidatin Esther Keller
erhalte die Partei nicht. Weiter
sei eine akkurate Aufschlüsse-
lung schwierig, da es ein ge-
meinsames Budget für Regie-
rungsrats- und Grossratswah-
len gebe.

Keller ist mit der Veröffent-
lichung ihrer Wahlkampffinan-
zierung vorgeprescht. Und treibt
die Transparenz auf eine neue
Spitze: Will ein Spender oder
eine Spenderin nicht öffentlich
genannt werden, würde Keller
die Geldsumme nicht anneh-
men.

Die Bürgerlichen starten in den Wahlkampf
Regierung Die amtierenden
Regierungsräte Conradin Cra-
mer (LDP), Baschi Dürr (FDP)
und Lukas Engelberger (CVP)
sowie Regierungspräsidiums-
kandidatin Stephanie Eymann
(LDP) präsentierten am Mitt-
wochmorgen ihr Wahlpro-
gramm. Verlässlichkeit, Füh-
rung und Erfahrung waren ihre
Schlagworte. Besonders die ver-

gangenen Monate während der
Coronakrise hätten gezeigt,
dass diese Kompetenzen ent-
scheidend seien für die Regie-
rung von Basel-Stadt, so Dürr,
der den Medienanlass mode-
rierte.

Die vier Kandidierenden ste-
hen laut eigenen Angaben für
dieselben Werte. Es werde eine
offene, freiheitliche Gesell-

schaft angestrebt. Engelberger
will sich auf die Schaffung von
Arbeitsplätzen konzentrieren,
Cramer sieht in der Digitalisie-
rung sein Ziel und Eymann
strebt eine bessere Führung des
Präsidialdepartements an.

Das bürgerliche Quartett
zeigt sich bewusst als Einheit –
ja gar als Freundesgruppe, die
eine gemeinsame Strategie ver-

folgt. Gleichzeitig positionieren
sich CVP, LDP und FDP zwar als
Bürgerliche, aber mit klaren Ab-
grenzungen nach links und
rechts. Engelberger sagt: «Wir
können uns keine Experimente
leisten.» Der Angriff auf die
rot-grüne Mehrheit in der Basler
Regierung ist damit gestartet
und der Wahlkampf nimmt
Fahrt auf. (sil)

Marktnachwuchs imIselin
Ein neuer Quartiermarkt: jeden Mittwoch auf dem Allschwilerplatz.

Das Iselin/Gotthelf schliesst
sich der Marktkultur an: Am
Mittwoch eröffnet der Neutrale
Quartierverein Spalen-Gotthelf
(NQV) einen neuen Quartier-
markt. Jede Woche, jeweils am
Mittwoch bis um 12 Uhr mittags,
soll er auf dem Allschwilerplatz
stattfinden.

«Die Idee ist frisch», sagt
Daniel Reicke, Mitorganisator
des Markts und Vorstandsmit-
glied des NQV, bei seiner Be-
grüssung. Sie sei im Frühling
während des Corona-Lock-
downsentstanden.DadieTram-
haltestelle «Allschwilerplatz»
demnächst für Menschen mit
Einschränkungen rechtsmässig
umgebaut wird, musste die Or-
ganisation des Markts vorwärts-
machen. «Eine Mischung von
verschiedenen Marktständen
war ein Ziel des neuen Wochen-
markts», sagt Reicke. Eine Viel-

fältigkeit, die bereits sichtbar ist:
Dattelöl und Gewürze aus Alge-
rien werden neben regionalen
Pilzen angeboten. Daneben gibt
es pakistanische Spezialitäten
und Sitzmöglichkeiten für einen
Kaffee. Regionale Lebensmittel
von KÄZ und Birsmattehof zie-
hen das Schlusslicht. «Ein Teil

der Bevölkerung versteht das
nachhaltige Einkaufen», sagt
Reicke. Das Kaufen sei nicht
nur der Konsum von Lebens-
mitteln wie im Supermarkt – es
ist eine Stimmung, in der man
sich auch mit anderen Men-
schen austauschen kann, sagt
Xavier von Xav’Café. (olf)

Fahrerflucht nachUnfall
mit Elektrovelo

Abgehauen Nach einem Unfall
mit einem E-Bike in Basel hat
am Dienstagnachmittag ein
Autofahrer Fahrerflucht began-
gen. Der verunfallte E-Bike-Fah-
rer verletzte sich beim Sturz. Der
Unfall ereignete sich um
17.15 Uhr bei der Verzweigung
Gundeldingerstrasse / Fürsten-
steinerstrasse. (sda)

42MillionenFranken für
Gefängniserneuerung

Konkordat Die Justizvollzugs-
anstalt Bostadel in Menzingen,
welche der Kanton Basel-Stadt
zusammen mit dem Kanton Zug
betreibt, muss saniert werden.
Zudem ist ein neuer Gefängnis-
trakt für alte und langzeitver-
wahrte Gefangene geplant. Auf-
grund des Staatsvertrags muss
Basel-Stadt nach Abzug der
Bundesbeiträge drei Viertel der
Kosten übernehmen, total fast
42 Millionen Franken. (hys)

DerWahlkampf wird sichtbar. Bild: Kenneth Nars (19. August 2020)

Hausärztegegenden
Kantönligeist inCoronazeiten
Offener Brief fordert interkantonale Zusammenarbeit.

Aufgrund der bisherigen Bewäl-
tigung der Covid-19-Pandemie
habenHausärztinnenundHaus-
ärzte einen offenen Brief an die
Behörden der Kantone der
Nordwestschweiz verfasst. In
zehn Punkten fordern sie, die
zukünftige Planung bei einer
möglichen zweiten Welle anders
zu strukturieren.

«Wir wollen niemandem
einen Vorwurf machen, sondern
erinnern an eine interkantonale
Zusammenarbeit», sagt Florian
Suter, Geschäftsführer des Ärz-
tenetzwerks Nordwestschweiz.
Ihm schwebt künftig eine Pla-
nung vor, bei der in der Nord-
westschweiz die beiden Basel
und Teile von Solothurn und
dem Aargau zu einem Schaden-
raumzusammengefasstwerden.
Eine überkantonale Zusammen-
arbeit sei nach wie vor nicht im

Denken der Kantonsämter vor-
handen, so die Ärzte. So soll es
nur eine Taskforce geben, die in
jedem kantonsübergreifenden
Schadenraum einheitliche
Massnahmen entscheidet und
umsetzt. Die Resultate der
Coronatests sollen nicht mehr
nur an die Getesteten gehen,
sondern auch an deren Haus-
ärztinnen und Hausärzte. Zu-
dem wird verlangt, dass diese
als Vertreterinnen und Vertreter
in die überkantonalen Krisen-
stäbe integriert werden.

Hausärztinnen und Haus-
ärzte erinnern daran, dass sie im
Pandemiefall als medizinische
Fachkraft eine Ressource sind
und nicht in die Kurzarbeit ge-
hören. So könnten sie bei einer
dezentralen Durchführung des
Testens oder beim Contact-
Tracing mitarbeiten. (olf)

Das regionale Gemüseangebot vom Birsmattehof. Bild: Ken (19.8.20)
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ANZEIGE

Katrin Hauser

Die grünliberale Regierungsrats­
anwärterin Esther Keller gab
unlängst via Twitter die Namen
der Personen bekannt, die ihren
Wahlkampf mit 1000 Franken
oder mehr unterstützen. Fein
säuberlich stehen da die Namen
von Anthony Vischer, Mitbe­
gründer der Trésor Ag (15’000),
Christoph Gloor, Präsident
Casino-Gesellschaft (5000), oder
auch Rudolph Schiesser, Ver­
waltungsratspräsident Grand
Hotel Le Trois Rois, Grand Casi­
no Basel (9500).

Die Spenden an Esther Keller
sind ungewöhnlich hoch für
einen kantonalen Wahlkampf,
was ihr von SVP-Wahlkampf­
leiter Joël Thüring just den Spitz­
namen «Bonzen-Kandidatin»
einbrachte. «Im Gegensatz zu
Esther Keller haben wir keine
Bonzen, die uns denWahlkampf
finanzieren», sagt er. Sein eige­
nes Budget will Thüring nicht
preisgeben, es liege aber «deut­
lich unter dem von Esther Kel­
ler». Auch LDP,CVPund FDP las­
sen verlauten, sie würden nicht
über solche «Grosssponsoren»
verfügen.

Keller hat das höchste Budget
Ein Vergleich aller Parteien, die
ihre Budgets kommuniziert ha­
ben, zeigt, dass die Kandidatin
der zweitkleinsten Partei tat­
sächlich das meiste Geld pro
Kandidat für den Regierungs­
wahlkampf hat. «Ich habe aber
auch kein Parteisekretariat im
Rücken, das mir die Koordina­
tion abnimmt», sagt Keller.
Ausserdem fliesst in diese Zah­
len nichtmit ein, dass sowohl das
bürgerliche wie auch das linke
Viererticket Geld sparen kann,
indem die Kandidaten zusam­
men auf Plakaten zu sehen sind
und an Anlässen teilnehmen.

Womit Keller allerdings noch
mehrprovoziert alsmit derHöhe
ihrer Einnahmen, ist dieAussage
«Auch das ist zeitgemässe Poli­

tik: Offen über Geld sprechen.
Ichmache die Finanzierungmei­
ner Regierungsrats-Kampagne
transparent».Denn damit spricht
sie ein Thema an, über das man
in bürgerlichen Kreisen tradi­
tionsgemäss nicht spricht.

«Seitdem Esther Keller ihre
Sponsoren offenlegte, werden
wir aufgefordert, dasselbe zu
tun», sagt Tiziana Conti, Wahl­
kampfleiterin des bürgerlichen
Vierertickets. Zwar haben LDP,
CVP und FDP ihr Gesamtbudget
für den Regierungsrats-Wahl­
kampf ebenfalls preisgegeben
(180’000–200’000 Franken).Was

Conti aber nicht verratenwill, ist,
wie viel dieses Betrags genauvon
Einzelpersonen oder Firmen
kommt – geschweige denn, wer
diese sind. Sie schreibt lediglich,
dass «ein grosser Teil» von den
Parteien selbst bezahlt werde.

Bei den Bürgerlichen sei man
derAnsicht, «dass jeder, der pri­
vate Spenden leisten will, dies
unter Berücksichtigung der Ge­
heimhaltung ohne Publikation
machen kann», sagt Conti. Ähn­
lich äussert sich JoëlThüring: «Es
ist das gute Recht jedes einzel­
nen Spenders in einer demokra­
tischen Gesellschaft, selbst zu

entscheiden, ob er seine Zuwen­
dungen an Parteien kommuni­
zieren möchte oder nicht».

Schweizweites Problem
Offen zeigt sich hingegen die
EVP: «Grundsätzlich sindwir für
Transparenz. Im unwahrschein­
lichen Fall, dass jemand über
1000 Franken an denWahlkampf
spendet, müssten wir diese Fra­
ge noch definitiv klären», sagt
Brigitte Gysin, Präsidentin der
Basler Sektion. Die SP deklariert
Spenden von mehr als 5000
Franken. «In den letzten fünf Jah­
ren gingen bei uns keine Gross­

spenden ein», sagt Parteisekre­
tärin Livia Diem.

Demokratie ist das Schlag­
wort in der Transparenz-Debat­
te. Meist wird es nicht von den
Gegnern wie Joël Thüring, son­
dern von den Befürwortern von
mehr Transparenz benutzt. So
etwa von Politologe Georg Lutz,
der die nationale Wahlstudie
«Selects»mitbetreut: «Demokra­
tie bedeutet nicht nur, dass jeder
eine Stimme hat, sondern auch,
dass alle ihrer StimmeGehörver­
schaffen können.» ZumBeispiel,
indem er sich für ein politisches
Amt bewirbt. Die Währung im

Wahlkampf sei Bekanntheit, sagt
er, und von der könne man sich
mit Geldmehrverschaffen. «Das
grosse Problem der fehlenden
Transparenz in der Schweiz ist,
dass Putin Millionen in den
Wahlkampf einzelner Parteien
pumpen könnte, ohne dass ir­
gendjemand etwas bemerkt. Es
wäre nicht einmal verboten.»
Dieses Problem bestehe aller­
dings mehr auf nationaler Ebe­
ne und bei Legislativwahlen.
Dass Putin etwa grössere Geld­
beträge in den Wahlkampf von
Regierungsrat Baschi Dürr steckt,
ist doch eher unwahrscheinlich.

Was bei Regierungskandida­
ten hingegen heikelwerden kön­
ne, seien allfälligeVerstrickungen,
die sichmit dem geheimen Fluss
vonGeld ergeben.Dennwaswird
jemand tun,wenn die Person, die
ein Fünftel ihresWahlkampfs ge­
spendet hat, sie anruft und sagt:
«Ich habe ein Anliegen, können
wir uns treffen»? Wird sie sich
so verhalten, wie sie es bei je­
manden tun würde, der keine
15’000 Franken gespendet hat?
«Dies zu glauben, ist schlicht
naiv», sagt Georg Lutz. Deshalb
ist Transparenz auch immer ein
Stück weit Selbstschutz. «Ich
habe meinen Unterstützern von
Anfang an gesagt, dass ich die
Spenden offenlegen werde», so
Keller. Es könne gut sein, dass
sich manche deshalb entschie­
den hätten, kein Geld zu geben.

Von «Bonzen-Kandidatinnen» und
intransparenten Bürgerlichen
Das sind die Wahlkampfbudgets Die grünliberale Regierungsratsanwärterin Esther Keller veröffentlichte
sämtliche Namen ihrer Sponsoren. Das ärgert jene, die traditionsgemäss weniger gerne über Geld sprechen.

Ihr Wahlkampfbudget brachte Esther Keller just den Spitznamen «Bonzen-Kandidatin» ein. Foto: Nicole Pont

Den Tatverlauf undwie es über­
haupt zur Tötung am 21. August
2017 im Steinbruch von Laufen
kam,haben die Baselbieter Straf­
verfolgungsbehörden offenbarbis
zur letzten Gefühlsregungminu­
tiös abgeklärt. Für das Gericht
bestand darum keine Unklarheit
mehr: Was damals passierte, als
derTäter, ein Indoor-Hanfbauer,
auf seinen jüngeren, 34-jährigen
Geschäftskollegenwartete, dann
wortlos auf ihn zuging, dieWaf­
fe zog und aus einerDistanz von
zwei bis drei Metern in die Brust
schoss, ist vorsätzliche Tötung.
Nicht ein kaltblütiger Mord und
nicht einTotschlag imAffekt.Der
Entschluss, seinen Partner zu tö­
ten, sei erst Sekunden vor der
Schussabgabe erfolgt. Stunden
zuvorwollte sich der Täter noch
selber umbringen.

Für dieses Tötungsdelikt wurde
der 58-jährige Schütze zur langen
Freiheitsstrafe von zehn Jahren
verurteilt. Der hochverschuldete
Mann trägtVerfahrenskostenvon
über 100’000 Franken undmuss
denHinterbliebenen eine Genug­
tuung zahlen – dem Vater des
Opfers 15’000 Franken, der
Schwester 5000 Franken.Gefasst
nahm der kräftige Mann das
Urteil entgegen.

Täter war «stark belastet»
Im Frühling 2017 entschloss sich
der Mann, mit seinem jüngeren
Geschäftspartner beim Stein­
bruch in der Neumatt 20 in
Laufen eine Indoor-Hanfplanta­
ge zu errichten. Dann stellten
sich Probleme ein. Zunehmend
wurde er vom Partner als ein
Hilfsarbeiter behandelt, der bald

zu jeder Tages- und Nachtzeit
für dessen illegalenWünsche zur
Verfügung stehen musste. Re­
agierte derMann nichtmehr auf
die Kommandos seines jüngeren
und körperlich überlegenen
Kollegen, drohte ihm dieser, die
Finger abzuscheiden oder sei­
nen Söhnen Leid anzutun.
Schliesslich erachtete das Ge­
richt es auch als erwiesen, dass
unberechtigte Geldforderungen
gestellt wurden.

Unter diesen Prämissen zeigte
Gerichtspräsident Beat Schmid­
li ein gewisses Verständnis da­
für, dass der Täter «stark belas­
tet» war: «Sie befanden sich
unter erheblichem Druck.» Aber
er habe auch seinen Anteil zu
dieser Situation beigetragen und
hätte aus dem illegalen Geschäft
aussteigen können, «als eswahr­

scheinlich noch möglich war»,
führte Schmidli während der
Urteilsverkündigung aus.

Nicht besonders skrupellos
«Skrupellos ist eine vorsätzliche
Tötung in jedem Fall», sagte der
Gerichtspräsident. Aber in die­
sem Fall liege keine besondere
Skrupellosigkeit vor, sodass das
Delikt nicht als Mord im juristi­
schen Sinn qualifiziert werden
könne. Die Staatsanwaltschaft
hatte auf Mord plädiert und ver­
langte eine Freiheitsstrafe von
14,5 Jahren.

Das Gericht berechnete aber
für die Taten des Todesschützen
eine Einsatzstrafe von 10 Jahren
und sechs Monaten, reduzierte
aber das Strafmass umein halbes
Jahr, weil der Täter von Anfang
an volle Kooperationsbereit­

schaft gezeigt habe. Dieser
Gerichtsprozess sei ein Meilen­
stein in der Bewältigung dieses
Unglücks in Laufen, sagte

Schmidli, als er dieVerhandlung
schloss.

Daniel Wahl

Zehn Jahre Gefängnis für Laufner Todesschützen
Vorsätzliche Tötung Das Baselbieter Strafgericht hat den Laufner Hanfbauern, der seinen Geschäftskollegen in einem Steinbruch
erschossen hat, wegen vorsätzlicher Tötung zu einer Freiheitsstrafe von zehn Jahren verurteilt.

Mit diesem Betrag starten die
Kandidaten in den Wahlkampf

Pro Kandidat, in Franken

Esther Keller (GLP)

Kandidat CVP/LDP/FDP

Kandidat SP/Grüne

Christine Kaufmann (EVP)

76’000

50’000

38’750

12’500
Grafik: niz / Quelle: Auskunft der Parteien

Missratenes

Abschuss-Gesetz
27. Sept. 2020

Nein
Verein «Jagdgesetz NEIN», Dornacherstr. 192, 4018 Basel jagdgesetz-nein.ch

Töten statt schützen?
1’600 Feldhasen werden in der Schweiz alljährlich
abgeschossen. Mit dem missratenen Jagdgesetz geht
das Töten weiter.

Stoppen wir
diesen Irrsinn!
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Jörg Vitelli, SP

«Mussnichtimmer
aufGaspedalsein»

Nach16 JahrenverlassenSie
denGrossenRat aufgrund
derAmtszeitbeschränkung.
Ist dasKapitel Politik für Sie
damit abgeschlossen?
Ich denke schon. Mit 74 Jahren
werde ichmichwohl nicht noch
einmal zur Wahl stellen. Man
muss den Jüngeren Platz ma-
chenund ichmuss ja nicht stän-
dig mit 150 auf dem Gaspedal
sein.

Waswar Ihrpersönliches
Highlight imGrossenRat?

Man muss sich an den kleinen
Erfolgen inderPolitik freuen,die
grossen Würfe gibt es selten.
Manchmalerreichtmanmehr in
den Kommissionen als mit Vor-
stössen. Ichwar inderUmwelt-,
Verkehrs- und Energiekom-
mission 16 Jahre tätig und habe
dort inkleinenSchrittenvieles in
Punkto Velofreundlichkeit
durchgebracht.Auchdasheutige
Veloleihsystem geht auf einen
Vorstosszurück,den ichvorzehn
Jahren eingereicht habe. Politik
ist kein Sprint, sondern ein Ma-
rathon. Am besten ist es, man
geht illusionsfrei hinein.

Wiegross ist dieLücke, die
Siehinterlassen?
In der Politik ist jeder ersetzbar.
Wichtig ist, dassmandieneuen
Leute einschult und die Ge-
schäfte sorgfältigübergibt.Aber
ichbin sicher:Esgeht auchohne
mich. (sam)

Jörg Vitelli. Bild: zvg

M. Bernasconi, FDP

«Ichstellte fest:
Es fehlt etwas»

Siehaben sichentschieden,
fürdiekommendeLegisla-
turperiodenichtmehranzu-
treten.HabenSie genugvon
derPolitik?
Ja, definitiv. Früher war ich lei-
denschaftlich dabei. Politikwar
für mich nicht Arbeit, sie hat
mich gepackt. Ich mochte alles
drum und dran, die Apéros, die
Debatten. Vor zwei Jahren stell-
te ich fest: Es fehlt etwas. Ich
habe jetzt Lust,meinLebenneu
zu gestalten.

AnwelcheZeit erinnernSie
sichbesonders gerne?
Von1998bis2000vertrat ich im
GrossenRatdieFrauenliste.Wir
waren sehr unangepasst, stell-
ten radikaleForderungenundes
gelang uns, den Politbetrieb et-
wasaufzumischen.Auchanden
Wahlkampf als Regierungsrats-
kandidatin 2014 erinnere ich
mich sehrgerne.Entgegenallen
Prognosen ist es mir gelungen,
einenzweitenWahlgangherbei-
zuführen.

Wiegross ist dieLücke, die
Siebei derFDPhinterlassen?
Es ist sicher gut,wenneineFrau
wiedergewählt wird. Die Bishe-
rige Karin Sartorius ist hierfür
eine guteKandidatin, sie istwie
ich in der Kultur- undBildungs-
kommission. Ansonsten gibt es
vielleicht ein bisschen weniger
Schlagzeilen, wenn ich weg bin
(lacht). (sam)

Martina Bernasconi. Bild: Ken

Oswald Inglin, CVP

«Hatteeinelange
Polit-Karriere»

Sie schliessennach 16 Jahren
imBaslerGrossenRatmit
derPolitik ab?
Ja. In vier Jahren bin ich 71 Jahre
alt und will nicht noch einmal
antreten. Ich hatte eine lange
politische Karriere, aber es gibt
auch noch mehr im Leben als
Politik.

WaskonntenSiedennalles
erreichen?
Ich habe unter anderem dazu
beigetragen, dass der Kredit für
die neue Basler Geschichts-

schreibung bewilligt wurde.
Dass mehr Mittel für die Film-
förderung eingesetzt werden
und die Jugendkulturpauschale
durchkam. Auf diese Geschäfte
bin ich schon etwas stolz.

WiesiehtdieZukunft Ihrer
Partei ohneSie aus?
ImBildungs- undKulturbereich
habe ich eine gewisseMonopol-
stellung gehabt, weil ich von
Haus aus versiert bin als Prä-
sident der Kulturkommission.
Unter meinen Nachfolgern feh-
len Kultur- und Bildungspo-
litiker, dafür werden andere
Schwerpunkte gesetzt werden.
Aktuell steht meine eigene Par-
tei, die CVP, vor der Herausfor-
derung, die sieben Sitze zu hal-
ten oder mindestens die Frak-
tionsstärke nicht zu verlieren.
Das wird nicht einfach, aber ich
hoffe natürlich sehr, dass es ge-
lingt. (sam)

Oswald Inglin. Bild: Niz

Michael Koechlin, LDP

«Habenieviele
Vorstösselanciert»

WarumhabenSie sichgegen
eineerneuteLegislaturpe-
riodeentschieden?
Aus persönlichen Gründen. Ich
habe acht Jahre im Grossen Rat
gedient, davon längere Zeit als
Fraktionspräsident. Nun ist der
richtige Zeitpunkt, die Polit-Ära
zubeenden.DasEndederLegis-
laturperiode fällt zudem mit
meinem 70. Geburtstag zusam-
men,was gut passt.

AnwelcheMomentedenken
Siebesonders gernzurück?

Ich habe sehr gerne inKommis-
sionen mitgearbeitet, vor allem
in der Geschäftsprüfungskom-
mission. Aber ich habe nie viele
Vorstösse eingereicht, weil ich
derMeinungbin,dassdieFunk-
tionsfähigkeit des Grossen Rats
durch die Vorstossflut eher ge-
fährdet wird. Ein grosser Erfolg
warensicherdie letztenWahlen,
als die LDP auf 15 Sitze ange-
wachsen ist.

Wiegross ist dieLücke, die
Siehinterlassen?
Das kann ich nicht beurteilen.
Auf jeden Fall haben wir sehr
gute Kandidierende. Ich denke,
dass auch dieWählerinnen und
Wähler indieserZeitmehrdenn
jemerken,dasseineunaufgereg-
te und nachhaltige Politik nötig
istunddieAntwortenwederaus
dem extrem linken noch aus
dem extrem rechten Bereich
kommen. (sam)

Michael Koechlin. Bild: Ken

Th. Grossenbacher, GB

«Ichwürdegerne
nochanhängen»

HabenSienach 16 Jahren im
GrossenRat genugvonder
Politik?
Nein. Wenn ich könnte, würde
ich gerne noch eine Legislatur-
periode anhängen. Denn in der
Politik ist Erfahrung ebenfalls
sehrwichtigundesbrauchtZeit,
sich indieAbläufeundMaterien
einzuarbeiten. Aber ich werde
sicher weiterhin politisch enga-
giert bleiben.

WaswarendieHighlights
IhrerpolitischenKarriere?

Dazu gehören die Erfolge der
von mir mitangestossenen
Initiativen; dass der Landhof
grünbleibt, dass die Stadtrand-
entwicklung Ost-Süd und das
Ozeanium abgelehnt wurden.
Jetzt steht die Abstimmung des
Hafenbeckens bevor, bei der es
wegenderKomplexitätnochviel
Überzeugungsarbeit braucht.
Es ist immer wieder eine span-
nendeHerausforderung,beiAb-
stimmungenkomplexeThemen
verständlich darzulegen.

Siewareneinwichtiger
Wortführer IhrerFraktion.
Wiegross ist dieLücke, die
Siehinterlassen?
Ich hoffe, ich hinterlasse keine
Lücke. Ein Wechsel kann auch
eine Chance sein, dass sich an-
dere Menschen positionieren
können und andere Themen
aufgegriffenoderneuangepackt
werden. (sam)

Thomas Grossenbacher. Bild: zvg

Edi Rutschmann, SVP

«InderPolitik ist
jederersetzbar»

Wiesieht Ihrepolitische
Zukunft nach 16 Jahren im
GrossenRat aus?
Als Parteipräsident der SVP bin
ich weiterhin in der Politik in-
volviert und ich denke, sie wird
mich immer begleiten.Dass ich
in vier Jahren erneut antreten
werde, glaube ich nicht. Aber
sag niemals nie!

AnwelchenErfolgdenken
Siebesonders gerne zurück?
Als es bei Budgetkürzungen vor
einpaar Jahrendarumging,dass

mandenSozialhilfeempfängern
Geld kürzen und im gleichen
Atemzug das Theater Basel mit
einerMillionmehrunterstützen
wollte, habe ich mich mit ein
paar anderen erfolgreich da-
gegengewehrt.Auchwennnicht
alle meiner Partei damit über-
einstimmten, für mich war der
Fall klar.Wirhattenauchandere
kleine Erfolge, aber wenn uns
die Bürgerlichen nicht unter-
stützt haben, war die Chance
immer klein, dass ein Vorstoss
von uns durchkam. Bei dieser
Wahl ist ein Linksrutsch leider
gutmöglich,wasdieSachenoch
schwierigermachenwird.

WelcheLückewerdenSie
hinterlassen?
In der Politik ist jeder ersetzbar.
Wir haben gute Leute auf der
Liste und vielleicht sind die ja
ein bisschen kompromissberei-
ter, als ich eswar. (sam)

Eduard Rutschmann. Bild: Ken

DashalbeParlament istweg
Reihenweise bekannte Köpfe imGrossenRat verabschieden sich. Viele sind schonwährend der Legislatur zurückgetreten.

Jonas Hoskyn

Am25.Oktoberwerdendie 100
ParlamentarierinnenundParla-
mentarier für die kommende
Legislatur gekürt. Gestern war
Anmeldeschluss für die Partei-
en.AufdenListen fürdenGros-
sen Rat fehlt fast die Hälfte der
Personen,die vor vier Jahrenge-
wählt wurden. Insgesamt 46
Volksvertreter habendiePolitik
an den Nagel gehängt oder tun
es nach der laufenden Legisla-
tur – teilweise freiwillig, teilwei-
se weil es im Basler Parlament
eine Amtszeitbeschränkung
gibt. Nach maximal vier Legis-
laturen amStück ist Schluss.

Von diesen Alteingesesse-
nen gibt es jede Menge. Pro-
minente Beispiele sind etwa
der frühereGrossratspräsident
HeinerVischer (LDP),CVP-Bil-
dungspolitiker Oswald Inglin,
Christophe Haller (FDP), der
RiehenerGrüneThomasGros-
senbacher oder der SVP-Präsi-
dent Eduard Rutschmann. Sei-
ne Partei ist am stärksten von

der Amtszeitguillotine betrof-
fen. Gleich sechs Parlamenta-
rier werden in den politischen
Ruhestand verdonnert.

GewichtigeAbgänge in
allenParteien

Der grosse Generationenwech-
sel ist für die Parteien ein Pro-
blem. Denn die langjährigen
Parlamentarier sindmeist auch
diebekanntestenPolitiker. Ent-
sprechend viele Stimmen brin-
gen sie ihren Listen. Rutsch-
mann, Inglin,VischerundGros-
senbacher haben alle auf ihrer
Liste den Spitzenplatz geholt,
ebenso wie Christophe Haller
(FDP),PatrickHafner (SVP)und
Martina Bernasconi (wechselte
nach den Wahlen von der GLP
zur FDP).

Abgesehen von Letzterer
fallen alle Genannten der
Amtszeitguillotine zum Opfer.
Bernasconi hört nach insge-
samt 13 Jahren im Parlament
freiwillig auf. «Ich habe jetzt
Lust,meinLebenneu zu gestal-
ten», sagt sie (unten). Auch bei

ihrer früheren Partei blieb seit
den vergangenen Wahlen kein
Stein mehr auf dem anderen.
Von den vier 2016 gewählten
Grünliberalen steht diesen

Herbst nur noch David Wüest-
Rudin wieder auf der Liste.

Auch René Häfliger (LDP)
hörtnacheinerLegislaturbereits
wiederauf.ErhabesichdenEnt-

scheidnicht leichtgemacht, sagt
Häfliger: «Ich will mich wieder
voll und ganz auf meine Selbst-
ständigkeit konzentrieren.» Bei
den Liberalen hängt auch Frak-
tionschefMichaelKoechlinnach
«nur» zweiAmtszeiten die Poli-
tik andenNagel.

SPfehlen imWahlkampf
wichtigeZugpferde

Bereits während der laufenden
Legislatur traten viele der Ge-
wählten vorzeitig ab – oft auch
aus taktischenGründen,umauf-
strebenden Polittalenten Platz
zu machen. Das krasseste Bei-
spiel ist wohl Daniel Goepfert.
DerehemaligeSP-Grossratsprä-
sidentholtedasdrittbesteResul-
tat aller Kandidaten, nur um
dann schon vor dem ersten Sit-

zungstag seinen Rücktritt zu er-
klären. Neben Goepfert muss
die SP im kommenden Wahl-
kampfaufeineReihepolitischer
Stimmengaranten verzichten:
Rudolf Rechsteiner, Tobit Schä-
fer,DominiqueKönig-Lüdinund
MustafaAtici sindalle indenver-
gangenen vier Jahren aus dem
Parlament ausgeschieden.

Auch das Grüne Bündnis
musste indenvergangenen Jah-
ren viele Abgänge hinnehmen.
Was zur reichlich absurden Si-
tuation führte, dassAnfang Jahr
mit Lea Steinle und Barbara
Wegmann zwei Parlamentarie-
rinnenabdankten,welche ihrer-
seits erst inder laufendenLegis-
latur nachgerückt waren.

Die grössteKonstanz hat im
Moment die FDP. Mit Chris-
tophe Haller und dem früheren
Fraktionspräsidenten Stephan
Mumenthaler, welcher Anfang
Jahr zurücktrat,muss die Partei
zwar zwei politisch gewichtige
Abgänge verdauen, dafür tritt
die restliche Fraktion geschlos-
senwieder zu denWahlen an.

Im Grossen Rat gibt es viele Wechsel. Bild: Kenneth Nars (13. 9 2017)

Total46
von 100 Parlamentariern
treten nicht mehr an.
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Das,was die Statistisch-Volkswirt-
schaftliche Gesellschaftmacht, ist
trügerisch. Wer sich nämlich auf
ihren Namen fokussiert, erwartet
Berge von Zahlen und Linien mit
Entwicklungsszenarien. Aber
nicht einmal die Kuchengrafiken
stellt die Gesellschaft selbst her.
Dafür organisiert sie Referate und
trifft sich im Anschluss an feiner
Gastro-Adresse.

Rolf Weder, Dekan des Wirt-
schaftswissenschaftlichen Zent-
rums der Uni Basel, schreibt in
der Jubiläumsschrift: «Mein ers-

ter Gedanke war, dass dies wohl
eine kurzeAngelegenheitwerden
dürfte». Schliesslich sei die Ge-
sellschaft bekannt für die von ihr
organisierten Vorträge von pro-
minenten Rednern und Redne-
rinnen aus Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft Aula der Uni-
versität.Anschliessend seienVer-
treterundVertreterinnen derdrei
Gruppen zu einemvon einer Fir-
ma gesponserten Nachtessen
eingeladen,wo über denVortrag
und andere Herausforderungen
diskutiert werde.

Schon beim zweiten Blickwerde
aber klar, dass die Gründung der
Gesellschaft (1870) eng gekoppelt
sei mit der Gründung des ersten
Lehrstuhls für Nationalökono-
mie und Statistik an der Univer-
sität Basel (1855). «Dies dürfte
kein Zufall sein», schreibtWeder.

Kritischer Diskurs ist zentral
Fundamentale Veränderungen
des Zusammenlebens zu verste-
hen, die Bildung auf wissen-
schaftlicher Grundlage zu för-
dern und die Politik in der Be-

wältigung der zahlreichen
Herausforderungen zu unter-
stützen, sei in beiden Fällen ge-
geben gewesen. Der kritische
Diskurs zwischen Wissenschaft
und Praxis bleibe dabei zentral.
Das grosse Thema Volkswirt-
schaft und Statistik, modern
interpretiert,werde dabei immer
Gesprächsstoff liefern.

Dies lief in derVergangenheit
nicht immer ungestört ab, wie
sich mehrfach zeigte. 2004 kam
es bei einem Referat des dama-
ligen Chefs der SchweizerArmee,

Christophe Keckeis, zu Tumul-
ten. Leute drangen in die Aula
ein, warfen faule Eier und ver-
wüsteten den Raum.

2010 wurde eine Veranstal-
tungmit demTessiner Financier
Tito Tettamanti kurzfristig ab-
gesagt. Die linke Gruppierung
Basta hatte zu einerKundgebung
vor der Uni aufgerufen.

Die Jubiläumsveranstaltung
am Montagabend war ebenfalls
anders als sonst.Wegen Covid-19
wurde die Veranstaltung in das
Basler Kongresszentrumverlegt.

Und anders als sonstwurde nicht
nur einemprominenten Referen-
ten gelauscht, sondern mehre-
ren. Neben Weder diskutierten
der Vizepräsident von Sulzer,
Matthias Bichsel, und die Staats-
sekretärin für internationale Fi-
nanzfragen, Daniela Stoffel,
unter der Leitung von Reto
Brennwald zu Fragen der Welt-
wirtschaft. Wie immer seit 150
Jahren kam dabei dieWirtschaft
vor dem Essen.

Kurt Tschan

Gut reden und gut essen seit 150 Jahren
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft Die Statistisch-Volkswirtschaftliche Gesellschaft feiert Jubiläum, obwohl sie schon lange
keine Statistikenmehr herstellt. Sie lässt lieber aktuelle wirtschaftliche Fragen in grosser Runde informell diskutieren.

Franziska Laur

Im schicken schwarzen Hosen-
anzug kommt sie daher, gelasse-
nen Schrittes, etwas streng in die
Welt schauend, so wie sie es oft
tut. Bei Elisabeth Ackermann
(Grüne)weissman nie genau, ob
man etwas falsch gemacht hat
oder ob sie aus Selbstschutz un-
bewegt in dieWelt schaut. Zu oft
wurde schon an ihremAuftreten,
amAussehen herumgemäkelt.Da
steht sie und sieh an, sie lächelt.
Hereinspaziert in die Höhle des
Löwen, in die BaZ-Redaktion.Die
Fragen vor der Kamera beant-
wortet sie zügig, souverän, dann
gehtsmit demVelo RichtungRat-
haus.Das ist ihr Lieblingsort, hier
will sie fotografiert werden.

Die herbe Kritik an ihremVer-
halten rund um die Geschehnis-
se im Historischen Museum ge-
hen nicht spurlos an ihr vorbei:
«Es kostet Kraft», sagt die 57-Jäh-
rige.Natürlich habe sie dort eine
Baustelle, doch sie habe 13 ande-
re Dienststellen, bei denen alles
gut laufe. Ja, schlafen könne sie
noch gut, und auf den Appetit
schlage ihr die momentane La-
wine ebenfalls nicht.

Früh gelernt, einzustecken
Die angeschossene Regierungs-
präsidentin hat schon in ihrer Ju-
gend gelernt, einzustecken. Auf-
gewachsen mit drei älteren Brü-
dern, durfte sie als Kind nicht
allzu empfindlich sein, wenn es
mal rauer zu und her ging. «Doch
ich hatte auch viele Freiheiten»,
sagt Ackermann. Ihr Vater war
Architekt, die Mutter Hausfrau.
Ihre Eltern waren nicht ausge-
prägt politisch, doch ihr wurde
die Liebe zur Natur in dieWiege
gelegt. Schon früh begleitete sie
den Vater auf Baustellen, und
später zog sie einArchitekturstu-
dium in Betracht. Doch am Ende
ging sie an die Musikakademie
undwurde Gitarrenlehrerin.Aus
diesemGrund sprechen ihr auch
viele die Kompetenzen ab, Kriti-
ker, von denen es nicht erst seit
dem Museumsdisput, sondern
seit ihrer Wahl zur Regierungs-
präsidentin einige gibt.

Zu diesen Kritikern gehört
FDP-GrossratMark Eichner,wenn
er sie auch zu Beginn seinerAus-
führungen in Schutz nimmt: «Ich
finde Elisabeth Ackermann im
persönlichen Umgang sympa-
thisch und teile auch nicht die
Auffassungvieler, dass sie zuwe-
nig Glamour ausstrahlt oder zu

schlecht spricht, um das Amt zu
bekleiden», sagt er im Gespräch
mit der BaZ. Ein solches Auftre-
ten könne bescheiden-baslerisch
und damit sympathisch wirken.

«Aber den Führungsaufgaben
einer Departementsvorsteherin
ist sie nicht gewachsen. In derPri-
vatwirtschaft erhielte sie nie eine
Aufgabemit einervergleichbaren
Verantwortung undEntlöhnung»,
fährt er fort. So habe sie es ver-
passt, bei der Nachfolge von Phi-
lippe Bischof neue kulturpoliti-
sche Akzente zu setzen und die
chronischeUnterfinanzierung der
Museen anzugehen. Bischof war
von 2011 bis 2017 Leiter derAbtei-
lung Kultur. Ihm folgten Katrin

Grögel und Sonja Kuhn. «Statt
nach Kompetenz und Führungs-
erfahrung zu suchen,wurde eine
gendermässig schön aussehende
Doppelspitze präsentiert, die die
Zuständeweiter schönredete oder
cachierte», sagt Eichner.

Anita Fetz, Alt-Ständerätin
(SP), teilt die Meinung von Eich-
ner ganz und gar nicht. Doppel-
spitzen sind ganz nach ihrem
Geschmack, und die Causa Fehl-
mann sieht sie als grosseHeraus-
forderung und auf Arbeitgeber-
seite undankbar: «Etwas vom
Schwierigsten in einem öffentli-
chenAmt sind gröbere Personal-
querelen. Die sind nun mal ver-
traulich, alsomit einer Schweige-

pflicht verbunden», sagt sie.Dass
sich das Umfeld der Gegenseite
nicht daran halte und Vertrauli-
ches anMedien durchsickere, ge-
höre dazu.Ebenfalls, dass dies im
Wahlkampf von der politischen
Gegnerschaft ausgenutzt werde.
Doch sie sagt: «Ich bin zuversicht-
lich, dass dieWählenden das Ge-
töse umdasHistorischeMuseum
richtig einordnen und die gute
Arbeit von Elisabeth Ackermann
anerkennen werden.»

ElisabethAckermann ist lange
genug in der Politik, um zu wis-
sen, dass gelegentliche Spiessru-
tenläufeTeil des Jobs sind. Schon
mit 13 engagierte sie sich in der
Anti-AKW-Bewegung und in der
Friedensbewegung. Sie war auch
Gründungsmitglied der Grünen
Basel-Stadt,wo sie ihren späteren
EhemannWernerBaumann ken-
nen lernte. Mit ihm hat sie zwei
Kinder, 30 und 27 Jahre alt.

In ihrem Büro im Rathaus er-
zählt sie aus ihrem Leben, wird
jedoch zurückhaltend, als es um
ihre Familie geht. Begreiflich.
Immerhinwirdmomentan jedes
ihrer Worte auf die Waagschale
gelegt, sie bewegt sich auf Mes-
sers Schneide undmöchte dieje-
nigen schützen, die nichts mit
ihrem Beruf zu tun haben.

Ein einsamer Kampf
Es ist ein einsamer Kampf. Kaum
jemand mag sich momentan of-
fen für sie einsetzen, abgesehen
von den Entscheidungsträgern in
ihrer Partei. Und diese stellen ei-
nige bedenkenswerte Fragen:
Hätte sie, wenn sie eine solche
Taktikerinwäre,wie ihrheutevor-
geworfen wird, Marc Fehlmann
vordenWahlen entlassen? Sicher
nicht. Da wäre es schlauer gewe-
sen, dies erst danach zu tun. Und
ist Fehlmann wirklich so unfehl-
bar, wie er heute von den Acker-
mann-Kritikern dargestellt wird?
Hat sie in dieser Personalie wirk-
lich alles so falsch gemacht, wie
man jetzt glauben machen will?

Egalwieman indieserSache zu
ihr steht: Die Causa Fehlmann be-
legt ihr Defizit. Sie kommuniziert
schlecht.Schade.Denn in ihr steckt
vielleicht mehr Inhalt als in ande-
ren, weit schillernderen Persön-
lichkeiten,derenWeltmehrSchein
als Sein ist. Einer ElisabethAcker-
mann muss man genau zuhören.
Dabeiwird sievonMitarbeitern ge-
lobt, sie sei eine gute Vorgesetzte,
könne Entscheidungen klar und
dezidiert fällen,habe einen ausge-
prägten Gerechtigkeitssinn.

Immerhin hat sie in ihren vier
JahrenAmtstätigkeit doch schon
einiges erreicht: Die Museums-
strategie war der erste Schritt,
und soeben hat sie demGrossen
Rat dasMuseumsgesetz überge-
ben. Sie hat denNeubau des Na-
turhistorischenMuseums durch
die Volksabstimmung gebracht
und das Kulturleitbild neu auf-
gegleist. Den Kasernen- sowie
den Casinoneubau hat sie eng
begleitet und neue Proberäume
für die Orchester lanciert.

Widerstand von Anfang an
Und im Moment laufen an ver-
schiedenenOrtenArealentwick-
lungen, wo sie eng mit dem
Stadtentwickler zusammen-
arbeitet.Ausserdem: Basel-Stadt
ist der erste Kanton in der
Deutschschweiz, der Lohngleich-
heitskontrollen im Beschaf-
fungswesen einführen wird.
Doch sie musste schon vor ihrer
Wahlmit vielWiderstand kämp-
fen. Selbst in der eigenen Partei:
Michael Wüthrich und Thomas
Grossenbacher liebäugelten
ebenfalls mit einer Kandidatur –
und zogen sichmurrend zurück.

Während sichWüthrichmitt-
lerweile aus der Politik verab-
schiedet hat, wirkt Grossenba-
cher immer noch nicht allzu
glücklich mit seiner Parteikolle-
gin als Regierungspräsidentin.
Überhaupt muss sie befürchten,
dass das rot-grüne Lager nicht
geschlossen hinter ihr steht. Die
Sozialdemokraten, von denen
immerhin vier in der parlamen-
tarischen Untersuchungskom-
mission (UPK) sind und auch den
Präsidenten stellen, packen sie
momentan nicht zimperlich an.
Ackermann sieht das nicht so:
«Sie unterstützen mich», zeigt
sie sich überzeugt.

Doch ist ElisabethAckermann
wirklich für die Repräsentation
geeignet? «Ich mache es gerne»,
sagt sie. Den Vorwurf, sie wirke
hölzern und gehemmt, mag sie
so nicht gelten lassen: «Ich be-
komme gute Rückmeldungen.»
Natürlich seien Auftritte für sie
zu Beginn eher ungewohnt ge-
wesen, und sicher könne sie sich
noch steigern. «Steigern kann
man sich immer.» Doch die Freu-
de daran will sie sich nicht neh-
men lassen. Sie, die in der Kultur
so heimisch ist, geniesst dieAuf-
tritte an kulturellen Veranstal-
tungen. Es töntwie einAppell an
sich selber, die Vorsichtige, ein
Schlachtruf.

Das Ackermann-Dilemma
Elisabeth Ackermann im Porträt Die Geschehnisse rund um das Historische Museum kosten die Regierungspräsidentin Kraft.
Aber ihre Erfolge wiegenmehr, sagt Elisabeth Ackermann.

Elisabeth Ackermann an ihrem Lieblingsort, dem Rathaus. Foto: Pino Covino

Die Causa
Fehlmann belegt
ihr Defizit.
Sie kommuniziert
schlecht. Schade.
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Frauenquote breit akzeptiert
Beobachtung2:Zustimmung hat klar zugenommen.

Zwar lehnen nach wie vor alle

bürgerlichenParteieneineQuo-
te zur Gleichstellung vonMann

und Frau ab. Doch abgesehen
vonder SVP, derenWert imein-

stelligen Bereich verharrte, hat

die Zustimmung bei CVP, FDP

undLDPklar zugenommen.Die
grösste Veränderung sieht man
bei der FDP, wo sich der Ja-An-

teil von 15 auf 45 Prozent ver-
dreifacht hat.DiePartei hat sel-

ber auch eine Frauenförderung

für dieWahlen beschlossen, in-
demdieKandidatinnenaufden

Wahllisten vor den Männern
rangieren.

Kantonerfüllt Frauenquote
bei Staatsbetrieben

Der Frauenstreik unddie damit

einhergehende Diskussion

scheinen also Wirkung gezeigt

zuhaben.Allerdings ist dieAus-

wertungmit gewissenVorbehal-
ten zu betrachten: 2016 drehte

sich die Frage um die Einfüh-

rung einer Frauenquote in Ver-

waltungsrätenundGeschäftslei-

tungen börsenkotierter Unter-
nehmen. Dieses Jahr wurde
gefragt, obman es richtig finde,

dass im Kanton eine Ge-

schlechterquote von30Prozent

für die Verwaltungsräte staats-
naher Betriebe gilt. Das ist ein

deutlichgeringererEinschnitt in

die freie Marktwirtschaft.

Gleichzeitigbezieht sichdieFra-

ge nicht mehr auf eine Neue-
rung, sondernetwas, dasbereits
eingeführt wurde.

DieGeschlechterquotewur-
de 2014 an der Urne angenom-

menmit der Vorgabe zur Erfül-

lung bis zur jetzt laufenden Le-
gislatur. Per 1. Januar 2020 war

die Geschlechterquote von
einemDrittel in allen 22 staats-

nahenUnternehmen erfüllt.

Grösster Wandel bei der FDP
Beobachtung1:Nicht alle Bürgerlichen rutschen gleich stark.

Auffallend: Dem Linksrutsch

kann sichkeinebürgerlichePar-
tei entziehen. Am stabilsten ist

die SVP, den grössten Wandel

hatdieFDPdurchgemacht.Das
passt insofern, als dass die Par-

tei seit Jahren ein Mittel gegen

denAbwärtstrendsucht. Sowohl
bei Wahlen wie auch Abstim-
mungen steht sie praktisch im-

mer auf der Verliererseite. Eine

Folge davon ist, dass die Partei-

spitze eine interne Diskussion
überdie inhaltlicheAusrichtung
der Basler FDP lanciert hat,mit

der sie neue Schwerpunkte set-

zenwill.

DasAusmass, dasdieSmart-
vote-Auswertungen nun zeigt,

überrascht aber doch: In vier

von fünf Fragen ticken die

Grossratskandidatinnen und
-kandidaten linker als ihre Vor-

gänger, total um 81 Prozent-
punkte.Amdeutlichstendrückt

sich der Gesinnungswandel in
den Fragen aus, ob in Verwal-

tungsräten staatsnaherBetriebe

eine Geschlechterquote von

mindestens 30 Prozent gelten
soll und ob der Kanton Mass-
nahmen ergreifen soll, um den

Velo- und Fussverkehr gegen-

überdemmotorisiertenVerkehr
stärker zu priorisieren.

Linksrutschbei fast allen
Themengebieten

Auch die CVP und die LDP be-

wegen sich. Auffallend ist, dass

dieCVP gleichzeitig in anderen

Fragen bürgerlicher geworden

ist.EntsprechendgibtdiePartei,

die künftig als«DieMitte»poli-

tisierenwill, einuneinheitliches
Bild ab. Der Linksrutsch der
LDP zieht sich durch praktisch

allepolitischenThemengebiete,

ist aber weniger stark ausge-
prägt als bei FDP undCVP.

Jonas Hoskyn
undHelena Krauser

Die bürgerlichen Parteien im

Kanton Basel-Stadt rutschen

nach links. Im Gegensatz zum
Parlament,wopraktisch in jeder
Frage linker und bürgerlicher

Block aufeinanderprallen, hat

sichdieBasis vonCVP,FDPund
LDP in den vergangenen vier

Jahren deutlich nach links ver-
schoben. Dies zeigt eine exklu-

sive Auswertung der Online-

wahlplattformSmartvote fürdie
bz. Smartvotehat bei sechspoli-

tischen Grundsatzfragen (von

Sozial- über Integrations- bis
Verkehrspolitik) die Antworten
der Kandidatinnen und Kandi-
daten von 2020mit denjenigen

von vor vier Jahren verglichen.

Dabei zeigt sich: Während
der linke Block aus SP undGrü-

nem Bündnis stabil geblieben
ist, sind die politischen Ansich-

tenderKandidatinnenundKan-
didatenderbürgerlichenPartei-
endieses Jahrdeutlich linker als
vor vier Jahren. Die Ausnahme

ist die SVP,die inBasel politisch
oft alleine auf weiter Flur steht.

BürgerlicheListensind
urbaner, jünger,weiblicher

EinemöglicheErklärung fürden
Trend: Die Linke hat in der ver-

gangenen Legislatur an der
Urne praktisch alles gewonnen,

auch überraschende Abstim-

mungen (Wohninitiativen,Top-
verdienersteuer), während die

Bürgerlichen reihenweise Nie-

derlagen einstecken mussten.

Diskussionenüberdiepolitische
Ausrichtung sind eine logische
Folge. «Wir haben uns intensiv

mitunserenpolitischenInhalten

auseinandergesetztundunswei-
terentwickelt», sagt FDP-Präsi-

dent Luca Urgese. «Ein Ergeb-

nis: Wir müssen uns urbaner

positionieren – liberale Lösun-
gen für städtischeFragen.»Dies
werde nun offenbar von Smart-

vote als «linker» eingeordnet.

CVP-Präsident Balz Herter

erklärt sich den Linksruck mit
der Zusammensetzung der
Wahllisten: «Bei uns kandidie-

ren dieses Jahr viele Junge.»
Auch LDP-Präsidentin Patricia

von Falkenstein sagt: «Wir ha-

ben viele jüngere Kandidaten

und mehr Frauen als vor vier
Jahren –beiunshabenvielepoli-

tische Meinungen Platz.» Der
CVP-Präsident hofft, dass ein
Generationenwechsel imParla-

ment neue Möglichkeiten

bringt: «Wirmüssenversuchen,
mehr Kompromisse zu finden.
Wenn wie aktuell jeder einfach

auf seinemStandpunktverharrt,
bringt das demKantonwenig.»

(Mitarbeit: Silvana Schreier,
BenjaminRosch, Leif Simonsen)

Linksrutsch
bei den
Basler

Bürgerlichen
Verkehr, Gleichstellung, Integration: Die Basis der

bürgerlichen Parteien tickt deutlich linker als

noch vor vier Jahren. Das zeigt eine Auswertung

ihrer politischen Positionen.

DerFrauen-
streikunddie
Diskussionen
dazuscheinen
Wirkung
gezeigt zu
haben.

AlsFolgedes
Abwärtstrends
hatdieFDP
eine interne
Debatteüber
ihre Inhalte
lanciert.
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GrabenzurSVPwirdgrösser
Beobachtung6:SVP steht isolierter da als vor vier Jahren.

WährendsichdiepolitischePar-
teienlandschaft im Kanton Ba-

sel-Stadt in den vergangenen

vier Jahrenzusehendsnach links
bewegt hat, bleibt die SVP allei-

neamrechtenRandzurück.Die

thematischen Überschneidun-

gen mit den anderen bürgerli-
chenParteienbeschränken sich

zunehmend auf Stolpersteine

für die rot-grüne Regierungs-

mehrheit. Dies zeigt sich auch
aktuell bei den Regierungsrats-
wahlen. Während die bürgerli-

chen Parteien vor vier Jahren

erstmals mit einem gemeinsa-
men Viererticket antraten, hat-

ten CVP, FDP und LDP dieses
Jahr keine Lust mehr auf den
Schulterschluss mit der SVP.
Was als Beginn einer langfristi-

gen Zusammenarbeit gedacht

war, scheiterte damit schon in
der Startphase.

Die Auswertung von Smartvote
zeigt, dass die SVP je länger je

mehr isoliert da steht. Bei den

Themen Gleichberechtigung,

IntegrationoderVerkehr votiert
sie konträr zum grossen Trend.

Lustigerweise schert die

SVP-Basis auch bei der Frage
nach einer Erhöhung des Ren-

tenalters aus. Standvor vier Jah-

ren noch eine Mehrheit hinter

demAnliegen (55Prozent), liegt
die Zustimmung mittlerweile
noch bei 46 Prozent.

Alleingang istChanceund
Risikozugleich

Interessant zu beobachtenwird

sein, wie sich die Ausgangslage

fürdiePartei auswirkenwird. Im

besten Fall kann die SVP ihre

politische Isoliertheit alsAllein-
stellungsmerkmal verkaufen.
Umgekehrt droht die Gefahr,

dass die Partei zunehmend an
Einfluss verliert,wenn sie keine

Partner mehr für politische
Bündnisse findet.

CVPundLDPtickensozialer
Beobachtung5:PolitischerDruck auf Sozialhilfebezüger nimmt ab.

Abgesehen von der Frage nach

der Erhöhung des Rentenalters

tickendiebürgerlichenParteien

inderSozialpolitik klar linkerals
vor vier Jahren. Sehr anschau-
lich zeigt sich dies am Beispiel

der Frage, ob die Kandidieren-

den eine Verschärfung des So-
zialhilfegesetzes, also etwaeine

Begrenzung der Zulagen oder
einen tieferen Ansatz des Exis-

tenzminimums, befürworten.

Bei allenBürgerlichennahmdie
Zustimmung deutlich ab – am

stärksten bei der CVP (von 46

auf 16 Prozent) und der LDP
(von 52 auf 30 Prozent).

Beide Parteien betonen,
dass sie eine starke sozialeAder

haben. «Bei sozialen Fragen
sind wirmeistens auf demKurs

derRegierung,währenddieLin-
ken noch viel weiter gehenwol-

len», sagtLDP-PräsidentinPat-

ricia von Falkenstein. Und

CVP-Präsident Balz Herter
meint: «Wir sind immerbeiAn-

liegen für die sozial Schwäche-

rendabei,wennesnicht einfach

nach dem Giesskannenprinzip
geht.»

KeineKürzungen,aber
auchnichtmehrMittel

Auffallend ist, dass die CVP in

einigen Fragen auch deutlich
bürgerlicher tickt. So war 2016

eine deutliche Minderheit
(39Prozent) für eine Erhöhung

desRentenalters auf67 fürFrau-

enundMänner.Mittlerweile sa-
gen fast zwei Drittel der Kandi-
datinnen undKandidaten Ja.

Das gleiche Bild zeigt sich

bei der Frage, ob der Kanton
mehr Mittel für die Integration

zugewanderterPersonenbereit-

stellen soll, etwa inFormvonzu-
sätzlichenSozialarbeitern.Hier

war vor vier Jahren fast dieHälf-
te der Parteibasis dafür, aktuell
gerade noch 28 Prozent.

WenigBewegung imlinkenLager
Beobachtung4:SP undGrüne haben keinenGrund, umzudenken.

Das linkeLagerhat sich seit den

Wahlen vor vier Jahren inhalt-

lichpraktischnicht bewegt.Ob-
wohl zwischen einem Drittel

undderHälftederKandidieren-
den ausgetauschtwurde, bewe-

gen sichdieUnterschiedebei al-
len Fragen im einstelligen Pro-

zentbereich.

Dazu passen die Smartspi-

ders der beiden Listen. Wenn

man vergleicht, wo die einzel-

nen Kandidierenden aufgrund
ihrer Antworten auf der Wahl-

plattform Smartvote auf den

Skalen links-rechts und libe-

ral-konservativ verortetwerden,
so bilden SP und Grünes Bünd-

nis zwei kompakte Ballungen

amlinkenRand.Andersbei den

Bürgerlichen:VorallemdieLDP

ist überdas ganze liberale Spek-

trum verteilt. Doch auch CVP

und FDP decken eine grosse
Bandbreite ab.

Die politische Kompaktheit

des linken Lagers kann man je

nachStandpunktals konsequen-

tePolitikoderParteisoldatenge-
habe beurteilen. Für die Einig-

keit gibt es aber aucheineeinfa-
che Erklärung.

Rot-Grünholte2019die
Mehrheit

Das linke Lager hat in den ver-

gangenen Jahren an der Urne

praktisch nur gewonnen. Auch
bei denWahlen 2016 und 2019

eilteRot-GrünvonErfolg zuEr-

folg.Vergangenes Jahrholtedas

linke Lager 52,4 Prozent der

Wählerstimmen.Entsprechend
wenig Anlass, die eigenen Posi-

tionenzuüberdenkenundgege-
benenfalls anzupassen, haben

SPundGrünesBündnis.Gleich-
zeitig sind in der laufenden Le-

gislatur mehrere Querdenker
zurückgetreten.

VerkehrspolitikvorWendepunkt
Beobachtung3:Widerstand gegenAnti-Auto-Massnahmen sinkt.

Die wohl überraschendste Zahl

der Auswertung findet sich in

derVerkehrspolitik.AufdieFra-
ge, obderKantonMassnahmen

ergreifen soll, umdenVelo- und

Fussverkehr gegenüber dem

motorisiertenVerkehr stärker zu
priorisieren, antwortete fast die

HälftederFDP-Kandidierenden
mit Ja.

Dies im krassen Gegensatz

zur Verkehrspolitik der Partei,
die in der vergangenen Legisla-

turVerkehr-undParkplatzinitia-

tiven des Gewerbeverbandes
vertrat, welche die Stellung des

Autos stärkenwollten.«Vor vier

Jahren waren Parkplätze ein
politischer Schwerpunkt von

uns. Nun setzen wir beim Ver-

kehr andere Prioritäten», sagt

Urgese. Dass die Wählerschaft
der FDP linker tickt als die Par-

teileitung, zeigte sich auch bei
den nationalen Wahlen im ver-

gangenen Jahr. Auf Platz eins
und zwei wurden der frühere

Grossrat Christian Egeler, der
am linken Rand der Partei poli-

tisiert, und der Quereinsteiger
ThomasKessler, einehemaliger

Grüner, gewählt. Erst dann folg-
te Parteipräsident Luca Urgese

und Vize Daniel Seiler (Wahl-

kampfslogan: «Wer das Auto
liebt, wählt Daniel Seiler»).

CVPebensomit
hoherZustimmung

Auch bei den anderen bürgerli-

chen Parteien ist die Akzeptanz
für Anti-Auto-Massnahmen ge-

stiegen. Bei der CVP liegt die

Zustimmung bei 40 Prozent
(2016: 38 Prozent), bei der LDP

bei 23 Prozent (2016: 18 Pro-

zent).DasFähnleinderAutofah-
rer hoch hält vor allemnoch die

SVP, deren Ja-Anteil sich auf
sechs Prozent halbiert hat.

DassdieSVP
keinePartner
mehrfindet,
zeigt sichbei
denRegie-
rungsratswah-
len.

Verschärfung
derSozialpoli-
tik ist auch im
bürgerlichen
Lagernicht
mehrmehr-
heitsfähig.

BeiGrünem
Bündnisund
SPsindkaum
Unterschiede
zwischenden
Kandidatenzu
erkennen.

DieBasiswill
eineandere
Verkehrspolitik
alsdieBürger-
lichensie im
Parlament
betreiben.
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Trendspricht fürMitte-Links
Das neue Wahlgesetz dürfte grossen Einfluss auf die künftige Zusammensetzung des Basler Grossen Rates haben.

Jonas Hoskyn

In knapp drei Wochen finden in
Basel-Stadt die Gesamterneue-
rungswahlen statt. Im Fokus
sind bisher vor allem die Kandi-
dierenden für die sieben Sitze in
der Regierung. Mindestens so
wichtig ist jedoch die Frage, wie
künftig das 100-köpfige Kan-
tonsparlament – der Grosse Rat
– zusammengesetzt sein wird.
Aktuell sind der linke Block aus
SP und Grünem Bündnis und
das bürgerliche Lager aus CVP,
FDP, LDP und SVP praktisch
gleich stark. In der Folge ent-
scheiden oft die drei Grünlibe-
ralen als Zünglein an der Waage.

Mit den Gesamterneue-
rungswahlen werden die Karten
neu gemischt – auch wegen des
neuen Wahlgesetzes. Bisher gab
es bei den Grossratswahlen ein
Quorum. Eine Partei musste in
einem Wahlkreis mindestens
vier Prozent Wähleranteil holen,
um ins Parlament einzuziehen.
Dabei reichen je nach Wahlkreis
bereits Wähleranteile von knapp
zwei Prozent für einen Sitz. Fak-
tisch wurden durch die Vierpro-
zent-Hürde bisher also kleine
Parteien benachteiligt.

Die Änderung gibt nun der
EVP die Chance, in jedem Wahl-
kreis einen Sitz zu holen – aktu-
ell hat die Partei nur ein Mandat
in Riehen. Auch die Einzelmas-
ken-Parteien Freistaat Unteres
Kleinbasel um Politkünstler
Christian Müller (FUK) und die
Volksaktion des rechtsextremen
Politquerulanten Eric Weber
hätten 2016 genügend Stimmen
für einen Sitz geholt.

RotgrünundGrünliberale
mitRückenwind
Damit stehen den grossen Par-
teien rund fünf Mandate weni-
ger zur Verfügung. Für Rotgrün
bedeutet das neue Wahlgesetz,
dass das Ziel, eine Mehrheit im
Parlament zu holen, schwieriger
wird. Trotzdem kann die Linke
optimistisch in die Wahlen ge-

hen. In den vergangenen Jahren
konnten SP und Grünes Bündnis
bei Abstimmungen wichtige und
auch überraschende Siege ver-
buchen. Vergangenes Jahr bei
den nationalen Wahlen holte
Rotgrün 52,4 Prozent der Stim-
men. Auch wenn Frauen- und
Klimastreik aufgrund der Coro-
nakrise nicht mehr so präsent
sind wie 2019, kann das linke
Lager auf Sitzgewinne hoffen.

Gestärkt aus den Wahlen
dürfte auch die Mitte hervorge-

hen. Für die GLP spricht das Mo-
mentum und ihre Kandidatin
Esther Keller. Die Partei hat in
den vergangenen vier Jahren
deutlich an Mitgliedern zugelegt
und tritt mit vollen Listen an.
Mit einem Sitz mehr als 2016
könnte die GLP wieder eine
eigene Fraktion bilden.

VieleprominenteAbgänge
beidenBürgerlichen
Weniger rosig sieht die Lage für
die bürgerlichen Parteien aus:

FDP und CVP stemmen sich
gegen den Abwärtstrend – beide
haben in den vergangenen Jah-
ren massiv an Wähleranteilen
eingebüsst. Auch die SVP muss-
te bei den Wahlen vergangenes
Jahr eine schallende Ohrfeige
einstecken. Profitiert hat vor al-
lem die LDP, die die Volkspartei
als stärkste bürgerliche Kraft ab-
gelöst hat. Es ist absehbar, dass
sich diese Entwicklung auch bei
den kantonalen Wahlen wieder-
holen dürfte, zumal die LDP mit

zwei Regierungskandidieren-
den grosse Präsenz geniesst.

Interessant wird aber die
Frage sein, wie die Parteien ihre
vielen prominenten Abgänge
kompensieren können. Vor al-
lem bei der SVP fallen viele lang-
jährige Parlamentarier auf einen
Schlag weg, darunter befinden
sich etwa Patrick Hafner, Partei-
präsident Eduard Rutschmann
oder auch Heinrich Ueberwas-
ser. Bei der LDP müssen unter
anderem Präsidentin Patricia
von Falkenstein, der frühere
Grossratspräsident Heiner Vi-
scher und die Kleinbasler Felix
Eymann und René Häfliger er-
setzt werden.

In Riehen fehlen Conradin
Cramer und Thomas Strahm,
die sich 2016 die Sitze geholt ha-
ben, auf der Grossratsliste. Felix
Eymann und Conradin Cramer
hatten auch viele Panaschier-
stimmen geholt, also neben
eigenen Wählern auch Stimmen
aus anderen Listen zur eigenen
Partei geholt. Auch bei
FDP-Grossrat Christophe Hal-
ler, der ebenfalls nicht mehr an-
tritt, waren fast die Hälfte seines
Totals Panaschierstimmen.

Auch bei den Sozialdemo-
kraten fehlen reihenweise Zug-
pferde wie etwa Rudolf Rech-
steiner, Tobit Schäfer, Daniel
Goepfert, Mustafa Atici, Tanja
Soland oder Dominique Kö-
nig-Lüdin. Allerdings haben die
Genossen den Generationen-
wechsel deutlich besser aufge-
gleist als die Bürgerlichen. Prak-
tisch alle Politiker am Ende ihrer
Grossratskarriere sind bereits
vor längerer Zeit zurückgetreten
und haben den Nachrückenden
die Gelegenheit gegeben, sich
politisch zu profilieren.

Noch sind der linke Block und das bürgerliche Lager etwa gleich stark. Bild: Kenneth Nars (8. Februar 2017)

KultigeKaffeestubeam
Rheinsprungmussschliessen
Gastronomie Die Elfdausig-
jumpfere-Kaffistube am Rhein-
sprung 12 ist Geschichte. Ein
Aushang am Eingang der Stube
macht unmissverständlich klar:
«Kaffee, Kuchen und Kreativität
ist Vergangenheit. Nach über 35
Jahren müssen wir die liebge-
wonnene Stube leider schlies-
sen. Wir Frauen der Elftausend-
jumpfere-Stube.» Damit geht
ein kultiges Kapitel in einer ge-
schichtsträchtigen Lokalität zu
Ende.

Der Name «Elfdausigjump-
fere» soll sich der Legende nach
auf die heilige Ursula beziehen,
die im 5. Jahrhundert mit elftau-
send Jungfern auf der Pilger-
fahrt nach Rom in Basel Halt ge-
macht und überdie Martinstrep-
pe zur Kirche aufgestiegen sein
soll. Eine Gedenktafel an der
Hauswand erinnert zudem an
Wibrandis Rosenblatt, eine der
ersten evangelischen Pfarrfrau-

en in Basel. Die Kaffeestube, die
von verschiedenen Frauen in
Freiwilligenarbeit betrieben
wurde, befand sich in der ehe-
maligen Waschküche im Par-
terre des Pfarrhauses und wurde
1984 eröffnet. Alkohol wurde
hier nie ausgeschenkt, dafür
Kaffee, Tee und kalte Getränke.
Ausserdem gab’s immer eine
feine Auswahl an leckeren,
hausgemachten Kuchen. Regel-
mässig stellten auch Künstler
aus und verkauften ihre Werke.
Warum die kultige Kaffeestube
schliessen musste, liess sich bis
Redaktionsschluss nicht er-
örtern. Ein Twitter-User, der ein
Foto des Aushangs gepostet hat-
te, vermutet, dass der Betrieb
wegen Corona zu wenig Besu-
cher anlockte. Ein regelmässiger
Besucher der Stube vermutet
derweil, es liege daran, dass kei-
ne Nachfolge gefunden werden
konnte. (rak)

AfD-PolitikersorgtfürTumulte
Alexander Gauland trat am Wochenende in Steinen bei Lörrach auf.

Rund 1000 Menschen demons-
trierten am Samstagnachmittag
in der deutschen Gemeinde
Steinen. Der Grund: Die Partei
Alternative für Deutschland
(AfD) schickte ihren Ehrenvor-
sitzenden in das Dorf neben
Lörrach – zur Feier des 3.Okto-
bers, dem Tag der Deutschen
Einheit. Bereits in den Tagen
zuvor kündigten verschiedene
einschlägige Gruppierungen
Proteste an. «Basel Nazifrei»
rief etwa in den sozialen Medien
dazu auf, «Gauland den Abend
zu vermiesen». Antifa Freiburg
teilte den Beitrag auf Twitter.

Laut der «Badischen Zei-
tung» fanden sich denn auch
etliche Demonstrierende vor
der Wiesentalhalle in Steinen
ein. Ein Teil der Masse blockier-
te den Zugang zum Parkplatz
und zur Halle. Die Polizei war
zwar mit einem Grossaufgebot

vor Ort, gegen die Protestieren-
den kam sie jedoch nicht an. Ein
Anhänger der AfD versuchte,
sich mit seinem Auto einen Weg
durch die Menschenmenge zu
bahnen. Sein Auto wurde be-
schädigt, so die «Badische Zei-
tung». Die Basler Gruppierung
«3 Rosen gegen Grenzen» be-
richtete in den sozialen Medien,
eine Person sei bei dieser Aktion
verletzt worden.

FürTrump,
gegenAusländer
In der Halle versammelten sich
rund 70 AfD-Anhänger. Gau-
land trat als Hauptredner vor das
Publikum und kritisiert, dass in
Deutschland am Tag der Deut-
schen Einheit zu wenige natio-
nale Symbole aufgehängt wä-
ren. Er spricht sich für den
US-Präsidenten Donald Trump
und gegen Ausländer aus. Rund

eine halbe Stunde dauert seine
Ansprache unter dem Titel
«Bericht aus Berlin». Auf der
Plattform Youtube wurde sie
bereits knapp 2000-mal aufge-
rufen.

Gauland fragt: «Verabscheut
nicht jeder normale Mensch,
also wir alle, die Nazis?» Und
antwortet gleich selbst: «Voll-
kommen richtig.» Dass dieser
Begriff weiterhin vorgebracht
wurde, sei das Werk der Linken.
Diese würden noch heute damit
Politik machen. «Die NS-Dikta-
tur musste als wiederholbar und
als nie endende Bedrohung dar-
gestellt werden», sagt Gauland.
Den Begriff wende man deshalb
heute für weite Teile der Rech-
ten und Konservativen an. Für
seine Botschaften erntet Gau-
land tosenden Applaus und laut
«Badische Zeitung» stehende
Ovationen. (sil)

52,4%
der Stimmen holte sich

Rotgrün vergangenes Jahr
bei den nationalen Wahlen.

Hackerklauen
GeldvonUniBasel

Cyberkriminalität DieUniversi-
tät Basel wurde Opfer eines Ha-
ckerangriffs. Cyberbetrüger ha-
benmehrereUniversitäteninder
Schweiz angegriffen und Löhne
von Mitarbeitenden abgezweigt,
berichtet die «Sonntags-Zei-
tung». Die Basler Staatsanwalt-
schaft ist für die Untersuchung
des Falles zuständig. Die Diebe
seiendurchPhishingmails indas
Netzwerk der Hochschulen ge-
langt. Uni-Angestellte hätten
darauf reagiert und so ihre Zu-
gangsdatenpreisgegeben.Fürdie
Uni Basel beträgt der Schaden
15 000 Franken. (bz)
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«Eine Information ist
hinfällig, wenn sie nicht
ankommt»
Cornelia Kabusweiss, wie vieleMenschen von Information ausgeschlossen

werden – undwo sich auch der Kanton verbessern kann.

Interview: Benjamin Rosch

Das BaslerWohnwerk ist das erste sei-

ner Art in der Schweiz. Seit 2014 über-
setzen und verfassen geschulte Perso-

nen nach den neuesten Erkenntnissen

der Forschung barrierefreie Texte und

bieten Weiterbildungen zum Thema

an. Cornelia Kabus arbeitet im Büro
Leichte Sprache. Im Interview erklärt

sie, an wen sich die Einfache Sprache

richtet – und was sie von der Leichten
Sprache unterscheidet.

FrauKabus, was ist dieEinfache
Sprache?
Cornelia Kabus: Einfache Sprache ist –
wie die Leichte Sprache – eine besser

verständliche Textform. Trotz der et-
was irreführenden Bezeichnung ist sie

keineSprache.Esgeht vielmehrdarum,
Texte in Standardsprache so umzufor-

mulieren,dassdie Informationen leich-
ter verständlich sind.

Was ist denn derUnterschied
zwischenEinfacherundLeichter
Sprache?
Der Unterschied zu Leichter Sprache
besteht vor allem inderZielgruppe:Die
LeichteSprache richtet sichhauptsäch-

lichanMenschenmit kognitiverBeein-
trächtigung. Natürlich richtet sich die

Leichte Spracheauchnochanviele an-

dere Adressaten, wie etwa Menschen

mit Hörbeeinträchtigung oder Men-
schen mit Lernschwierigkeiten. Doch

wenn ein Text vonMenschenmit kog-

nitiver Beeinträchtigung verstanden
wird, kannman davon ausgehen, dass

ihn auch die anderen Leser verstehen.

Aus diesem Grund werden Texte in
leichter Sprachemit einer sogenannten
Prüfgruppe –Menschenmit kognitiver

Beeinträchtigung – auf ihre Verständ-

lichkeit kontrolliert. Für das Schreiben

von Texten in Leichter Sprache gibt es
bestimmte Regeln. Zum Beispiel wer-

den Fachbegriffe erläutert oder nach

MöglichkeitdurchbekannteWörteraus
der Alltagssprache ersetzt. Ausserdem

sollte einTextnur ausHauptsätzenmit
einer Informationseinheit bestehen.

Jeder Satzbeginnt in einerneuenZeile.

Texte in Leichter Sprache sehen des-
halb eher wie Listen aus. Und Leichte

Sprache ist vor allemfürdie schriftliche
Übermittlung von Informationen ge-
dacht. Leichte Sprache lässt sich auch

nicht indeneuropäischenReferenzrah-

men einordnen, weil die Zielgruppe
bereits Deutsch als Muttersprache be-

herrscht. Es braucht jedoch viele Er-

klärungen, weil man selbst bekannte

Konzepte wie beispielsweise das Ge-

sundheitssystem nicht voraussetzen
kann. Dies liegt nicht nur daran, dass

Menschen der Zielgruppe kognitiv be-
einträchtigt sind, sondern auch daran,

dass sie vorher selten selbstVerantwor-
tung für ihr Leben übernehmen konn-

ten.

Lässt sich alles in Leichte
Spracheübersetzen?
Nein. Für die Leichte Sprache gibt es
Grenzen, welche Inhalte sich übermit-

teln lassen.DassMenschenmit kogni-

tiver Beeinträchtigung manche Infor-

mationennicht verstehenkönnen, liegt

ja nicht nur daran, dass die Texte zu

komplex formuliert sind. Ichkannauch

ImBasler Rathaus habenderGrosseRat

und der Regierungsrat Sitzungen.

Bild: Kenneth Nars.

Einfach Wählen
Die bz erklärt dieWahlen von Basel-Stadt.

Möglichst vieleMenschen sollen sie verstehen.

Benjamin Rosch
(Redigiert von Cornelia Kabus)

Am 25. Oktober 2020 sindWahlen im

Kanton Basel-Stadt. Die Baslerinnen

und Basler wählen Personen für den

Regierungsratund fürdenGrossenRat.

Sie dürfen wählen

— wenn Sie Schweizerin oder Schwei-

zer sind.

— wennSie 18 Jahrealt oder älter sind.

— wenn Sie in Basel-Stadt wohnen.

Regierung und Grosser Rat

Im Grossen Rat sitzen 100 Personen.

Diese Personen heissenGrossräte und

Grossrätinnen. Der Grosse Rat macht

die Gesetze im Kanton. Zweimal im
Monat hat derGrosse Rat eine Sitzung

imRathaus.

Im Regierungsrat sind 7 Personen.
Jede Person leitet einDepartement im

Kanton.

Ein Departement ist ein bestimm-

ter Bereich. Es gibt 7Departemente.

ZumBeispiel:

— Esgibt das Sicherheitsdepartement

mit der Polizei.

— EsgibtdasBaudepartementmitder
Stadtreinigung.

DiePersonen imRegierungsrat und im
GrossenRatdürfen4 Jahrebleiben.Da-
nach gibt es wiederWahlen.Wenn Sie

wählen, könnenSiedieselbenPersonen
wiederwählen. Oder Sie können neue

Personenwählen.

Die Wahlen vomGrossen Rat

Für den Grossen Rat müssen die
Basler 100 Personen wählen. Es gibt

in diesem Jahr 792 Personen, die ge-
wählt werden wollen.

In Basel gibt es verschiedene
Wahlkreise.

Für jedes Stadtviertel gibt es
einen eigenen Wahlkreis. Wenn Sie

wählen, dürfen Sie für den Grossen

Rat nur Personen aus Ihrem eigenen
Wahlkreis wählen.

Zum Beispiel:
Sie wohnen im Gundeli? Dann

gehören Sie zum Wahlkreis Gross-

basel Ost, und Sie dürfen nur Perso-
nen aus Grossbasel Ost für den
Grossen Rat wählen.

Die meisten Menschen, die gewählt
werden wollen, sind in einer Partei.

Partei

Eine Partei ist eine Gruppe von Men-

schen.DieMenschen ineinerPartei ha-

ben ähnliche Meinungen und Ziele.

Eine Partei denkt zum Beispiel: Es

brauchtmehrPolizei fürBasel.Einean-
dere Partei denkt vielleicht: Die Basler

und Baslerinnen brauchen sauberere
Strassen.

Menschen haben unterschiedliche

MeinungenundZiele.DieParteien set-
zen sich für diese verschiedenen Ziele

ein. Deshalb braucht es mehrere Par-
teien.

So wählen Sie

BeidenWahlunterlagenstehendiePer-
sonen von einer Partei auf einer Liste.

Es gibt verschiedeneArten,wie Sie

wählen können:

— SiegebendieListe vonderPartei ab,
die Sie wählenwollen.

— Sie streichen Personen von der Lis-

te und schreiben dafür andere Namen
auf.

— Sie schreiben eine eigene Liste mit

Leuten, die Sie wählenwollen.

DieWahlen vomRegierungsrat

FürdenRegierungsratmüssendieBas-
ler 7Personenwählen.Esgibt indiesem
Jahr 12 Personen, die gewählt werden

wollen. Auch diese Personen gehören
zu einer Partei. Eine Person von den 7

Regierungsräten istPräsidentoderPrä-
sidentindesRegierungsrats.Dasbedeu-

tet: Diese Person leitet die Sitzungen.

UnddiePersongehtöfteranöffentliche
Anlässe. Sie hat aber nichtmehrMacht

als die anderen 6Regierungsräte.
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«Eine Information ist
hinfällig, wenn sie nicht
ankommt»
Cornelia Kabusweiss, wie vieleMenschen von Information ausgeschlossen

werden – undwo sich auch der Kanton verbessern kann.

Interview: Benjamin Rosch

Das BaslerWohnwerk ist das erste sei-

ner Art in der Schweiz. Seit 2014 über-
setzen und verfassen geschulte Perso-

nen nach den neuesten Erkenntnissen

der Forschung barrierefreie Texte und

bieten Weiterbildungen zum Thema

an. Cornelia Kabus arbeitet im Büro
Leichte Sprache. Im Interview erklärt

sie, an wen sich die Einfache Sprache

richtet – und was sie von der Leichten
Sprache unterscheidet.

FrauKabus,was ist dieEinfache
Sprache?
Cornelia Kabus: Einfache Sprache ist –
wie die Leichte Sprache – eine besser

verständliche Textform. Trotz der et-
was irreführenden Bezeichnung ist sie

keineSprache.Esgeht vielmehrdarum,
Texte in Standardsprache so umzufor-

mulieren,dassdie Informationen leich-
ter verständlich sind.

Was ist denn derUnterschied
zwischenEinfacherundLeichter
Sprache?
Der Unterschied zu Leichter Sprache
besteht vor allem inderZielgruppe:Die
LeichteSprache richtet sichhauptsäch-

lichanMenschenmit kognitiverBeein-
trächtigung. Natürlich richtet sich die

Leichte Spracheauchnochanviele an-

dere Adressaten, wie etwa Menschen

mit Hörbeeinträchtigung oder Men-
schen mit Lernschwierigkeiten. Doch

wenn ein Text vonMenschenmit kog-

nitiver Beeinträchtigung verstanden
wird, kannman davon ausgehen, dass

ihn auch die anderen Leser verstehen.

Aus diesem Grund werden Texte in
leichter Sprachemit einer sogenannten
Prüfgruppe –Menschenmit kognitiver

Beeinträchtigung – auf ihre Verständ-

lichkeit kontrolliert. Für das Schreiben

von Texten in Leichter Sprache gibt es
bestimmte Regeln. Zum Beispiel wer-

den Fachbegriffe erläutert oder nach

MöglichkeitdurchbekannteWörteraus
der Alltagssprache ersetzt. Ausserdem

sollte einTextnur ausHauptsätzenmit
einer Informationseinheit bestehen.

Jeder Satzbeginnt in einerneuenZeile.

Texte in Leichter Sprache sehen des-
halb eher wie Listen aus. Und Leichte

Sprache ist vor allemfürdie schriftliche
Übermittlung von Informationen ge-
dacht. Leichte Sprache lässt sich auch

nicht indeneuropäischenReferenzrah-

men einordnen, weil die Zielgruppe
bereits Deutsch als Muttersprache be-

herrscht. Es braucht jedoch viele Er-

klärungen, weil man selbst bekannte

Konzepte wie beispielsweise das Ge-

sundheitssystem nicht voraussetzen
kann. Dies liegt nicht nur daran, dass

Menschen der Zielgruppe kognitiv be-
einträchtigt sind, sondern auch daran,

dass sie vorher selten selbstVerantwor-
tung für ihr Leben übernehmen konn-

ten.

Lässt sichalles in Leichte
Spracheübersetzen?
Nein. Für die Leichte Sprache gibt es
Grenzen, welche Inhalte sich übermit-

teln lassen.DassMenschenmit kogni-

tiver Beeinträchtigung manche Infor-

mationennicht verstehenkönnen, liegt

ja nicht nur daran, dass die Texte zu

komplex formuliert sind. Ichkannauch

einemkognitivüberdurchschnittlichen
MenschennichtdieRelativitätstheorie

von Einstein erklären, auch wenn ich
noch so einfach formuliere.

Und bei der EinfachenSprache?
Für die Einfache Sprache gibt es keine

spezifischen Regeln, sie bewegt sich
im Spektrum zwischen Leichter Spra-

cheundStandardsprache. Je nachZiel-
gruppe kann ich den angestrebten
Schwierigkeitsgrad festlegenunddem-
entsprechend mehr oder weniger Re-

geln umsetzen. Da das Zielpublikum
hauptsächlich sprachlicheundnicht so

sehr kognitiveHürdenbeimVerständ-

nis vonTextenhat,muss ich auchnicht
so viele Konzepte erklären und kann
mehr als bekannt voraussetzen.

Warum braucht es dieseSprachen?
DieSchweizhat sichnichtnurmit dem

Behindertengleichstellungsgesetz, son-
dern auch durch die Behinderten-

rechtskonvention dazu verpflichtet,

allenMenschenZugangzu Informatio-

nen zu gewähren. Dazu gehört, dass

Menschen Texte verstehen und sich
selbstständig informierenkönnen.Ver-

schiedene Studien haben aufgezeigt,
dass ein grosser Teil der Bevölkerung

ein geringes Leseverständnis hat. So

ergabeineErhebung inder Schweiz im
Jahr 2006, dass 16 Prozent der 16- bis
65-jährigen Bevölkerung in der Lese-

kompetenz lediglichdas tiefsteNiveau

(Niveau 1 von 5) erreicht. Nahezu
800000 Personen stellte also das Le-
sen selbst eines sehr einfachen Textes
vorunüberwindbareVerständnisprob-

leme. Und die grossen Studien «leo»
(2011) und «PISA» (2013) legen nahe,

dass zirka ein Drittel der erwachsenen

Bevölkerung nicht über hinreichende

Kompetenzen verfügt, standard-

sprachliche Texte zu verstehen. Dies

liegt auchdaran, dass viele Informatio-
nen in einer schwer lesbaren Verwal-

tungssprache verfasst werden. Man
denke nur an Texte wie AGB, Daten-

schutzbestimmungen und so weiter.

Die sindpraktisch für jedenMenschen
schwer zu erfassen.

Wasschätzen Sie: Wiewürdeein
durchschnittlicherZeitungsartikel
abschneiden punkto Leseverständ-
nis?
Dashängt natürlich vonder jeweiligen

Zeitung und ihrem Zielpublikum ab.
Viele der Regeln für leicht verständli-
che Sprache leiten sich aus Grundsät-

zen ab, die im Journalismus schon lan-

gebekannt sind.Aber siewerdennatür-
lich nicht immer beherzigt. Dies ist

jedocheher eineFragederAusrichtung
einesMediums.

Washat dies für einenEinfluss,
gerade beispielsweise auf Wahlen?
DieParteien, die eine einfachere Spra-

che sprechen, werden wohl eher auf
Verständnis undAkzeptanz stossen.

Wiebeurteilen Siedie Informatio-
nendesKantons – generell und in
Bezug aufWahlen?
Es ist mir bewusst, dass dies kein ein-

faches Thema ist, denn für die Texte

indenAbstimmungsunterlagengibt es
zum Teil Vorgaben, vor allem juristi-

scher Art, die nicht zu Gunsten einer
Vereinfachung ignoriert werden kön-
nen. Aber dann gibt es manches, was

Texte unnötig kompliziert macht und

das Leseverständnis erschwert. Wie
etwa doppelte oder gar dreifache Ver-
neinungen, wenn es zum Beispiel um

die Ablehnung von Gegenvorschlägen

geht, Schachtelsätze, Einschübe und
abstrakter Nominalstil.

Wokönnte der Kantonbesser
werden?
Eine Information ist hinfällig,wennsie
beim Adressaten nicht ankommt, also

nicht verstanden wird. Texte sollten
nicht zum Selbstzweck werden. Dafür

hilft es, sichbereits beimVerfassendes

Textes zu fragen:«KönntenmeinNach-

bar oder meine Tante verstehen, was
ich schreibe?» Wenn eine Fachperson

etwas schreibt, fällt die Vorstellung

schwer, dass es für eine fachfremde
Personmühsam zu lesen sein könnte.

Siehatten ja auch schonKontakt
mit Kantonsvertretern.Waswaren
IhreErlebnisse diesbezüglich?
Ich habe mehrere Weiterbildungen

zumThema«Bürgernahschreiben» für
Kantonsangestellte aus verschiedenen

Abteilungen der Kantonsverwaltung

durchgeführt.ManchePersonenwaren
anfangs skeptisch.Einermeinte gar, er

könne vom Bürger verlangen, dass er
die Informationenversteht.Dochdann

führte icheineÜbungdurch: JederTeil-

nehmer musste einen Text aus dem

Abstimmungsbüchlein bearbeiten,
allerdings jeweils einen Text, den eine

andere Abteilung verfasst hatte. Da

kam das grosse Aha-Erlebnis, denn
plötzlichmerktendieTeilnehmenden,

dass sie die Texte selbst nicht verstan-

den.

Cornelia Kabus arbeitet im Wohnwerk

Basel. Bild: zvg

«Dannkam
dasgrosse
Aha-Erlebnis.»

Cornelia KabusWohnwerk Basel

Deshalbmachen wir das

Manche regelmässige Leser der bz

dürften bei den Zeilen links kurz stut-

zen: Das klingt doch alles etwas simpel,

sowohl inhaltlich wie sprachlich? In der

Tat.

Die bz hat mit dieser Doppelseite

ein kleines Experiment gewagt:Wir ver-

suchen,möglichst vieleWahlberechtig-

te in Basel-Stadt zu erreichen und ha-

ben deshalb das Basler Wahlsystem

möglichst einfach erklärt. Den Text aus

der Redaktion hat das Basler Wohn-

werk, Schweizer Pioniere auf dem Feld

der barrierefreien Vermittlung, profes-

sionell in einfache Sprache übersetzt.

Auch die Formatierung ist bewusst ge-

wählt. Um noch mehr Menschen zu er-

reichen, werden wir zudem in den

nächsten Tagen den Text als Video ver-

öffentlichen. (bro)

Wenn Sie wählen, wählen Sie den Prä-

sidenten oder die Präsidentin einzeln.

Esmussaber einePerson sein, die auch
Regierungsrat ist.

Hilfe beimWählen

Im Internet gibt es Wahlhilfen. Es
gibt zum Beispiel www.smartvote.ch:
Dort können Sie unter Basel-Stadt auf

«Grossratswahlen» und auf «Regie-
rungsratswahlen» klicken. Sie beant-

worten dort verschiedene Fragen.Da-
nach erfahren Sie, welche Partei am

besten zu IhrenMeinungenundZielen
passt.

Oder Sie lesen eine Zeitung, zum

Beispiel die bz. Dann erfahren Sie viel

über die Parteien und die Personen.

Sie können schauen, welche Partei

ähnlicheMeinungen undZiele hatwie

Sie.DannkönnenSie diese Parteiwäh-
len.
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Nachdem die Basler Regierung
beschlossen hat, das älteste noch
existierendeBauernhaus imKan-
ton zu erhalten, erhielt derBesit-
zer eine Auflage: Es musste als
erster Schritt einNotdach erstellt
werden,damit das Gebäude nicht
noch weiter in sich zusammen-
fällt.DerBesitzerhatte dazunicht
die finanziellen Mittel.

Inzwischen steht das Not-
dach, das pro Jahr 84’000 Fran-
ken kostet und für mindestens
drei Jahre stehen soll, jedenfalls
so lange, bis die Renovation ab-
geschlossen ist.

Im Hintergrund laufen die
Diskussionen über die Finanzie-
rungsdetails weiter, besonders
was den ganzen Zeithorizont be-
trifft. Daniel Schneller, Kantona-

ler Denkmalpfleger von Basel-
Stadt, sagt auf Anfrage, dass die
Notdachkosten fürs erste Jahr
gedeckt seien. Ein Teil bezahlt
der Kanton, ein Teil die Gemein-
de. «Der Gemeinderat Bettingen
hat einen Pauschalbeitrag von
55'000 Franken an die Erstellung
und Miete für das erste Jahr be-
schlossen», so Schneller. Und
Ueli Mauch vom Bettinger Ge-
meinderat hält fest, dass sich die
Gemeinde mit diesem Betrag in
einer Höhe beteilige, die über
dem gesetzlichen Rahmen liegt.

Der Streit darüber, was aber
mit dem Bauernhaus künftig ge-
schehen soll, ist noch nicht beige-
legt. Besitzer Ronald Iff sagt, dass
die Denkmalpflege eine «musea-
le Erhaltung» anstrebe, während

er alsVertreter derEigentümerfa-
milie «eine langfristig finanzier-
bare Renovation» anstrebe.

Zukunft noch immer unklar
Konkret möchte Iff, dass das Ge-
bäude soverändertwerden kann,
um es als Wohnung zu vermie-
ten. Weil dies Änderungen an
dem aus denkmalpflegerischer
Sicht wertvollenWohnhaus und
der dazugehörenden Scheune
nötigmachenwürde und zudem
Zonenplananpassungen nötig
sind, befindet sich der Eigentü-
mer seit Jahren in einemRechts-
streit mit den Behörden. Inzwi-
schen ist eine neue Idee auf dem
Tisch: die Gründung einer Stif-
tung, damit Fördergelder gespro-
chen werden könnten. Doch Iff

tut sich schwer mit dem Gedan-
ken: «Dies könnte steuerliche Fol-
gen bei der Schenkungssteuer
haben,wenn diese Stiftung nicht
gemeinnützigwäre,womit eigent-
lich nur als Zweck ein weiteres
Museumoder einweitererKultur-
raummöglichwäre.Doch daswill
ich explizit nicht.»

Eine Stiftung müsste gut
durchdacht sein punkto Verwal-
tung, Leitung, Entschädigung für
das Land/Baurechtszins, da spä-
tereÄnderungen anderStiftungs-
urkunde schwierig zu bewilligen
wären. Iff würde es nach wie vor
lieber sehen, wenn eine sanfte
Renovierung zu einem bewohn-
baren Gebäude möglich wäre.

Mischa Hauswirth

Stiftung soll Bettinger Bauernhaus retten
Streit um historisches Denkmalobjekt Etliche Jahre dauert der Streit zwischen Behörden und Besitzer nun schon an. Jetzt wurde zumindest
ein Notdach erstellt, um das Gebäude vor demweiteren Zerfall zu schützen. Doch das Seilziehen ist damit noch lange nicht vorbei.

Das Haus von 1553/54 muss unbedingt erhalten bleiben. Foto: Roland Iff

Clara Ehrhard

Pünktlich um 17 Uhr treffen sich
Anouk Feurer (Junges Grünes
Bündnis), Premton Haziri (Jun-
ge Grünliberale), Emélie Dunn
(Jungliberale) und Demi Hablüt-
zel (Junge SVP) auf Einladung
der BaZ in einem Gundeldinger
Café. Die anfangs etwas ange-
spannte Stimmung lockert sich
schnell auf, als ein Kondom mit
aufgedrucktem Wahlkampf
slogan auf denTisch gelegtwird.

Wenn auch die Wahlkampf-
strategien verschieden sind, ha-
ben die Kandidierenden einiges
gemeinsam: Sie alle sind unter
dreissig Jahre alt, neu in der
Branche und voller Energie, um
für Veränderungen zu kämpfen.
Und auch in politischen Angele-
genheiten sind sie sich erstaun-
licherweise oft einig.

Die Jungpolitikerinnen und
-politiker diskutieren im Vorfeld
des Treffens selbst ausgewählte
Fragen. Diese stehen nun auf zu-
sammengefalteten Zetteln in
einem Becher auf dem Tisch. Der
Reihe nachwerden die Fragen ge-
zogen und beantwortet. «Glaubst
du an denKlimawandel undwenn
ja, was tust du dagegen?» lautet
die erste Frage. Eswirdweder die
globale Erwärmung an sich be-
stritten noch die Notwendigkeit,
dagegen vorgehen zu müssen.
Nur: mit welchen Mitteln?

Anfeindungen bleiben aus
Die überzeugte Klimastreikerin
Anouk denkt an erneuerbare
Energien und finanzielle Anrei-
ze fürUnternehmen und die Be-
völkerung, sich klimafreundlich
zuverhalten.Demiwiderspricht:
«Es kann nicht sein, dass die
Wirtschaft darunter leidet», sagt
sie. Stattdessen soll klimaneut-
rales Verhalten in der Verant-
wortung der Unternehmen
liegen. Scherzhaft entgegnet
Emélie: «Wennwir alle sterben,
hat die Wirtschaft auch nichts
davon.»

Ähnlich sieht es Premton von
den Grünliberalen: Mit innova-
tiven und nachhaltigen Techno-
logien sei es absolut realistisch,
bis 2030 grosse Erfolge zu erzie-
len.Das Problem liege eher in der
Verwendung der bereits vorhan-

denen Gelder. Deshalb fordert er
eine Liberalisierung der zweiten
Säule: «Jede Person, die in die
zweite Säule einzahlt, soll zu
einem gewissen Masse selber
entscheiden können, in was ihr
Geld investiert wird.»

Diese Idee kommt bei den drei
anderen an. Ihr Vorschlag: Beim
Anschluss an die Pensionskasse
solle zumindest die Möglichkeit
bestehen, gewisse Investitions-
felder wie zum Beispiel fossile
Energieträger oder Kriegsmate-
rial ausschliessen zu können.

Die nächste Frage betrifft spe-
ziell die Jungen: «Wäre die Ein-
führung des Stimmrechtsalters
16 und des Ausländerstimm-
rechts für dich eine Stärkung
oder eine Schwächung der
Demokratie?» Anouk antwortet
sofort: «Beides ist definitiv eine
Stärkung!» Auch der angehende
Jurist Premton ist sich sicher: Er
hätte sich schon früher für Poli-
tik interessiert, hätte er das Ab-
stimmungscouvert schon mit 16

erhalten. Das Ausländerstimm-
rechtmüsseman eventuell unter
den Vorbehalt eines Integra-
tionsnachweises statt einerMin-
destaufenthaltsdauer stellen.

Skeptisch bleibt hier die bür-
gerlich eingestellte Demi: Bei
einemAusländerstimmrecht be-
fürchtet sie Abstimmungsbetei-
ligungen von Leuten, die zwar in
Basel wohnen, sich aber eigent-
lich nicht für den Kanton inter-
essieren. Wenn, dann müsste
man dafür strikte Regeln einfüh-
ren. Anouk entgegnet: «Wenn
man hierhin kommt, ohne sich
für denOrt zu interessieren,wird

man auch nicht abstimmen.»
Genau so würden sich auch vie-
le Schweizer Stimmberechtigte
enthalten, meint sie.

Emélie schaltet sich ein: Man
dürfe ein Ausländerstimmrecht
nicht so restriktiv ausgestalten,
dass es den strengen Einbürge-
rungsvoraussetzungen gleich-
kommt. Diese sehen neben dem
Mindestaufenthalt von zehn Jah-
ren in der Schweiz auch einen
Mindestdauer für den Kanton
und für die Gemeinde vor. So
könne es sein, dass eine Person
zwar schon sehr lange in der
Schweiz lebe, aber sich nicht ein-
bürgern lassen könne, weil sie
oft umgezogen sei, erklärt die
liberale Juristin. Die anderen
stimmen ihr zu: Es dürfe nicht
darauf ankommen, in welcher
Gemeinde man lebe, um einge-
bürgert zu werden.

Zwischen demGeklimpervon
Kaffeegeschirr und dem Ge-
räusch von anstossendenWein-
gläsern reden die viermiteinan-

der, alswären sie schon lange be-
freundet. Anfeindungen auf
Parteienebene bleiben aus.

Gemeinsam Lösungen finden
«Ich habe genug davon, aufmei-
ne Partei reduziert zu werden»,
beklagt sich Demi. Sie stehe zwar
hinter den Grundwerten der SVP,
sei jedoch durchaus modern ein-
gestellt. Somacht sie auch keinen
Hehl daraus, die Ehe für alle zu
unterstützen. Für Diskriminie-
rung jeder Art habe es schlicht-
weg keinen Platz, sei es aufgrund
der Sexualität, Herkunft oder des
Geschlechtes. Kritisch eingestellt
sei sie aber gegenüber Frauen-
quoten: «Ich möchte durch mei-
ne Leistungüberzeugenundnicht
dadurch, dass ich eine Frau bin»,
sagt die ehemalige Spitzensport-
lerin Demi. Sie schlägt deshalb
vor, Bewerbungstools in Zukunft
anonymundneutral zu gestalten.
Nur so könne man garantieren,
dass nicht sachfremdeMerkmale
den Ausschlag geben würden.

DerGedanke stösst aufAnerken-
nung, auch beim einzigenMann
in der Runde. Schon wieder ist
man gemeinsamen Lösungen
aktueller Probleme ein Stück
näher gerückt.

Tatsächlich ist es die erfri-
schende Offenheit der vier Kan-
didatinnen und Kandidaten, die
das Gespräch so lebendigmacht.
Immerhin schafften es die Jun-
gen, sich gegenseitig zuzuhören
und auch andere Meinungen zu
respektieren, meint Demi la-
chend und Anouk ergänzt: «Das
sollten wir öfter machen!»

Es sei an der Zeit, den Partei-
enkrieg zu beenden, istman sich
einig. Schliesslich gehe es dar-
um, Lösungen zu finden, und
nicht darum, Fehler bei anderen
zu suchen.Die Jungpolitiker stel-
len unterBeweis: Parteiübergrei-
fende und -unabhängige Zusam-
menarbeit kann funktionieren.
Zu wessenWahlkampf das Kon-
dom auf demTisch gehört, bleibt
deshalb ein Geheimnis.

Jungewollen Parteienkrieg beenden
Generationenwechsel in der Politik Vier junge Basler Grossratskandidierende verschiedener Seiten sitzen an einem runden Tisch
und reden darüber, was ihnen amHerzen liegt. Ein Gespräch über Parteigrenzen hinweg.

Premton Haziri (GLP), Anouk Feurer (JGB), Demi Hablützel (SVP) und Emélie Dunn (LDP) im Restaurant Avant-Gouz (v.l.). Foto: Kostas Maros

Wer sind die Kandidaten?

— Premton Haziri, 25, Junge
GLP, Wahlkreis Grossbasel Ost
Der angehende Jurist setzt sich
für Chancengleichheit ein und
befürwortet die Einführung von
Bildungsgutscheinen für Kinder
schlecht verdienender Familien.
—Anouk Feurer, 20, Junges
Grünes Bündnis, Wahlkreis
Kleinbasel
Die Psychologiestudentin wurde
durch den Klimastreik politisiert:
«Es ist zentral, jetzt Lösungen für
die Klimagerechtigkeit zu finden.»
—Demi Hablützel, 22, junge
SVP, Wahlkreis Grossbasel Ost
Ein Hauptschwerpunkt der Jus-
Studentin liegt in der Einführung
der freien Schulwahl. Ausserdem
möchte sie den Ausbau sozialer
Institutionen, etwa jener für
Obdachlose, fördern.
— Emélie Dunn, 27, Jungliberale,
Wahlkreis Kleinbasel
Der engagierten Pfadfinderin und
Juristin liegt der Kulturstandort
Basel am Herzen. Sie will sich
aktiv für eine lebendige Stadt
einsetzen.

Die erfrischende
Offenheit der
Kandidatenmacht
das Gespräch
lebendig.



19Montag, 26. Oktober 2020

BaselStadt Land RegionBaselStadt Land RegionBaselStadt Land Region

Martin Furrer

10.30 Uhr
In Basel zeigen die Uhren Win-
terzeit.Noch ahnt niemand, dass
es für die SP, die SVP und den
Freisinn amEnde desTages fünf
nach zwölf geschlagen haben
wird. Klar ist nur, dass das Virus
mit absoluter Mehrheit regiert:
Es diktiert Maskenpflicht. Der
Sonntag beginntmit demGeruch
von Desinfektionsmittel. Ein
Hauch von Sterilität umweht die
BaslerWahlen. ImWahllokal im
Hotel Gaia beim Bahnhof SBB
sind die Frauen undMänner, die
an einem Tisch sitzen und die
Wahlcouverts einsammeln, ver-
mummt.

Ein Herr fährt vor, schwingt
sich vomVelo und eilt ins Lokal.
«Was haben Sie gewählt?», fra-
gen wir, als er wieder heraus-
kommt. «Das sage ich Ihnen
nicht», sagt er ungehalten,mur-
melt etwas von Wahlgeheimnis
und fährt davon.AufTwitterwird
vermeldet, es gebe sehrviele ver-
änderteWahlzettel.

11.30 Uhr
Vor dem Congress-Center der
Messe Basel steht ein Polizeiauto.
Zwei Uniformierte bewachen
einen Event, der keiner ist: An-
ders als in derVergangenheit fin-
det diesmal im Wahlforum im
Saal San Francisco keine Wahl-
party für Kandidierende und in-
teressierte Bürger statt.Nurhun-
dert Politikern und Journalisten
wird der Eintritt gestattet.

Wir stehen draussen vor der
Tür. André Auderset (LDP) fährt
vor. Er sagt: «Wie immer vor
Wahlen habe ichmich auch dies-
mal gefragt:Wird esmir reichen
oder nicht?» Er habe trotz Ner-
vosität gut geschlafen, sagt er,
zieht an der Zigarette und erzählt
etwas von einemRehrücken und
Rotwein, den er amVorabend im
Freundeskreis genossen habe.
Christophe Haller (FDP) wertet
die Tatsache, dass viele Wähler
keine reinen Parteilisten einge-
legt haben, als gutes Zeichen:
«Die FDPwar in der Vergangen-
heit immer Panaschiergewinne-
rin.» Patricia von Falkenstein
(LDP) sieht das ähnlich: «Die
Liberalen gelten als Panaschier-
könige.»

Im Januar sagte Patricia von
Falkenstein zur «Basler Zei-
tung»: «Wir wollen die bürger-
licheMehrheit im Regierungsrat
zurückerobern.» Jetzt meint sie,
während sie auf die Drehtür
beim Eingang zusteuert, die ins
Congress-Center führt: «Wenn
Stephanie Eymann in die Regie-
rung gewählt werden sollte,
wäre das im rot-grünen Basel
eine Sensation.» Sie entschwin-
det durch die Drehtür hinauf ins
Forum.

12.40 Uhr
Das SVP-Trio Joël Thüring, Pas-
calMesserli und Stefan Suterver-
lässt das Congress-Center. Sie
gehen als Verlierer. Soeben hat
das erste Zwischenresultat der
Regierungsratswahlen gezeigt:
Regierungsratskandidat Suter
hat zwar ein achtbares Resultat
gemacht, er ist aber weit abge-
schlagen.Die GesichtervonThü-
ring und Messerli sind so weiss
wie die Hemden, die sie tragen.

Parteipräsident Eduard Rutsch-
mann ist nicht da – er liegt mit
einer komplizierten Armfraktur
im Spital. Die SVP, angetreten als
«bürgerlicheAlternative», ist, na
ja,man könnte sagen: eine Split-
terbruchpartei.

LucaUrgese (FDP) verlässt das
Center, seinWeg kreuzt sich mit
Pascal Pfister (SP). «Tanja Soland
hat ein Spitzenresultat erzielt»,
ruft Pfister hinter seiner Maske.
Noch ahnt er nichts von den Sitz-
verlusten, welche die Sozialde-
mokraten im Grossen Rat ein-
fahren werden.

13.15 Uhr
Die Parteien haben sich verflüch-
tigtwie eineAerosolwolke. Grös-
sere Ansammlungen von Perso-
nen sind coronabedingt verbo-
ten. Im Café Spitz finden wir
Spurenelemente der LDP beim
Mittagessen. Glitzernd zieht der
Rhein vorbei, Herbstidylle in
der Stadt und Frühlingsgefühle
bei den Liberalen, weil Regie-
rungsrats-Kandidatin Stephanie
Eymann überraschend gut im
Rennen liegt. «Sie ist in einer
ausgezeichneten Position», freut
sich alt LDP-Grossrätin Christi-
neWirz-von Planta und nippt an
einem Glas Rotwein.

16.40 Uhr
Die Frau, die bei ihrer Partei
Frühlingsgefühle auslöst,winkt
uns vomBalkon ihrerWohnung
am Burgweg herunter. Stepha-
nie Eymanns Eltern liegen im
Spital, Corona, darummuss sie
noch bis am 1. November zu
Hause in Quarantäne bleiben.
«Meine Erwartungen haben
sich mehr als erfüllt», ruft sie
uns zu, «und falls es im ersten
Wahlgang nicht ganz reichen

sollte, trete ich garantiert für
den zweiten an.»

17.00 Uhr
Die Partei, die sagt, sie stehe für
soziale Wärme, zieht das Social
Distancing konsequent durch:
Bei der SP, die sich in der Padel-
halle imKlybeck trifft,wird pein-
lich genau darauf geachtet, dass
die Leute nur in kleinen Gruppen
zusammensitzen.

Normalerweise wird hier
eine Art Tennis gespielt. Jetzt
läuft das Spiel «mach gute Mie-
ne zum bösen Spiel». Beat Jans
sitzt als gewählter Regierungs-
rat am Tisch und trinkt einen
Mate-Tee. Seine Stimmungsla-
ge lässt sich wegen der Maske
nicht genau deuten. Sie scheint,
sagen wir mal: durchzogen.
Denn die SP verliert Sitze, und
vielleicht verliert die Linke auch
ihre Stadtpräsidentin Elisabeth
Ackermann. Routiniert redet
Jans denMisserfolg in einen Er-
folg um: «Grüne, GLP und EVP
legen zu, eigentlich könnteman
sogarvon einemLinksrutsch re-
den.» Auch der abtretende Re-
gierungsrat Hans-PeterWessels
macht sich Hoffnungen: «Kas-
par Sutter wird im zweiten
Wahlgang in den Regierungsrat
gewählt werden.» Parteipräsi-
dent Pascal Pfister hingegen
kommentiert: «Ich bin ent-
täuscht. Für den zweitenWahl-
gangmüssenwir an die Säcke.»
René Brigger sagt: «Viele Wäh-
ler lehnten sichwohl gemütlich
zurück in derMeinung, die Lin-
ke habe ohnehin schon die
Mehrheit im Grossen Rat.»

Auf demKlybeckwurden einst
Chemikalien produziert. Jetzt
wäre eine Dosis Lachgas nötig,
um die Stimmung bei den Ge-

nossen zu heben. Aber es gibt
kein Lachgas weit und breit.

17.50 Uhr
Etwa zwanzig Vertreter der FDP
versuchen, sich im Atelier Von-
lanthen im St.-Johann-Quartier
bei Laune zu halten, obwohl die
Freisinnigen zu den Verlierern
gehören. Regierungsrat Baschi
Dürr stösst zur Gruppe. Er ruft
zum Spass: «Wo bleibt der Ap-
plaus?» Jetztwird geklatscht. Je-
mand ruft: «Baschi, sag ein paar
Worte des Trostes.» Der Polizei-
direktor besorgt sich zuerst ein
Bier hinter dem Tresen. Die
Trostworte kommen nicht.

18.30 Uhr
Jeder für sich, alle maskiert: So
begehen die Parteien den Wahl-
tag.Etwas entrückt sitzen imdrit-
ten Stock desHotels Hyperion am
Messeplatz die LDPler zusammen.
Auf einer Leinwand läuft Tele-
Basel. André Auderset spottet:
«Stephanie Eymann haben nur
79 Stimmengefehlt, dannwäre sie
jetzt schon Regierungsrätin. Die
SPhat amMontag sicher eine Kri-
sensitzung.Wir bestimmt nicht.»

19.20 Uhr
Die Grünliberalen sind bei der
Tribüne des Landhofs zusam-
mengekommen. Hier riecht es
nach gegrillten Klöpfern und
Bratwürsten, hier riecht es nach
Erfolg. Christian Thurneysen,
Vorstandsmitglied der GLP Ba-
sel-Stadt, sagt: «Sensationell,
was wir geschafft haben, ohne
einem Parteienblock anzugehö-
ren.Wir haben wenig Geld, aber
viel Elan investiert.» Feuerfunken
stieben in den BaslerNachthim-
mel. Basel hat gewählt. Fortset-
zung folgt.

Chronik eines sterilenWahltages
Wie die Parteien feierten Die Liberalen sassen im Café Spitz und im Hotel Hyperion, die SP im Klybeck, die FDP im St. Johann.
Die BaZ begab sich auf Parteien-Sightseeing-Tour und sah einen Event, der keiner war.

Die Darsteller verlassen die Wahl-Arena: David Rudin Wüest, Esther Keller (GLP) und Pascal Pfister (SP). Fotos: Dominik Plüss

«Wir haben
wenig Geld,
aber viel Elan
investiert.»
Christian Thurneysen
Vorstandsmitglied GLP

Pascal Messerli und Joël Thüring von der SVP studieren am Handy
die neuesten Wahlresultate.

LDP-Mitglieder verfolgen die Wahlberichterstattung.
Rechts: Regierungsrat Conradin Cramer.
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Von der GLP-Metamorphose
WiedieBaslerGrünliberalengesternum16.04Uhr ihrDaseinals etwasbemitleidenswerteKleinpartei abstreiften.

Leif Simonsen

InMomentendesunerwarteten
Erfolgs kann man die unge-
schminktesten Reaktionen be-
obachten. Aber leider sind es
nicht immer die Klügsten. Was
für frischgekürteOlympiasieger
gilt, lässt sichauchaufRegional-
politikerinnen und -politiker
ummünzen. Als um 16.04 Uhr
dieResultatederGrossratswah-
len über den Landhof hallten,
wurde dieGLP-Grossrätin San-
draBothe recht einsilbig. «Acht
Sitze??Acht Sitze!!Acht Sitze!»–
murmelte sie, fragte sie, schrie
sie über den Rasen des altehr-
würdigen Stadions. Ja, acht Sit-
ze. Fünfmehr als heute.

Es istein langeerdauerterEr-
folg. Vor dreizehn Jahren wurde
diePartei inBasel-Stadtgegrün-
det. Bei den ersten Wahlen er-
reichte sie gleich Fraktionsstär-
ke,verabschiedetesichaberbald
daraufhin in die Nische, fristete
einAussenseiterdasein.Unddie-
ses Bild vermittelte die Partei
gestern auch, als es um die Mit-
tagszeitzurZusammenkunft lud.
Drei Journalisten standen rund
einem knappen Dutzend GLP-
lern gegenüber, die noch damit
beschäftigt waren, Plakate zu
montieren.AufdemBeamersoll-
ten die Zwischenresultate der
Regierungswahlen übertragen
werden. «Aber da sieht man ja
garnichts»,meinte jemand.Und
da einigteman sich darauf, dass
halt jeder für sich die Verkün-
dung auf dem Handy mitver-
folgt, welches Resultat Esther
KellerbeidenRegierungswahlen
gemacht hat. Man feierte noch
Achtungserfolge–dieGLPwar ja
eine Nischenpartei. «Ich find’s
ein gutes Resultat», meinte
GLP-Vorstandsmitglied Chris-
tian Thurneysen. «Sie lässt die
aktuelle Regierungspräsidentin
ElisabethAckermannhintersich.
Wer hätte das gedacht?»

GLP-ler sponsert
36 FlaschenSektundWein
ZumZmittaggeht’s für das gute
Dutzend Grünliberale in den
währschaften Rheinfelderhof –
weilGLP-UrgesteinKarl Linder
damitWIR zahlen kann. Ange-

stossen wird aber noch nicht.
Manwill erstwarten,wieEsther
Keller so drauf ist. Gut, wie sich
herausstellt: Sie spricht von
einem «crazy» Resultat, als sie
reinplatzt. Dass sie bei den Re-
gierungswahleneinbesseresRe-
sultat rausholt als dieAmtieren-
de, sei angesichtsder fehlenden
Unterstützung von links und
rechtsdochüberraschend.«Die
anderenParteienhaben jaexpli-
zit gesagt, man sollemich nicht
wählen. Da ist ein solches Er-
gebnis schon über den Erwar-
tungen»,meint sie. Auf die Fra-
ge einer Journalistin, ob sie mit
vordieTür zumRauchenkäme,
entgegnet sie: «Eigentlich rau-
che ich nur am Wochenende –
wobei, jetzt ist jaWochenende!»
Keller sagt, sie sei etwas durch
denWind, die Kraft reiche aber
locker für den zweiten Wahl-
gang:«Jetzt bin ich imFlow.Die
vergangenen Wochen waren
einfacher alsderSommer, als al-
les aufgegleistwerdenmusste.»

Am Nebentisch wird über
den Zustand der Partei disku-
tiert.ZweiGrossratskandidatin-
nen loben die Bemühungen,
Frauen zu integrieren. Aber sie
meinenauch,manseiebennoch
eine Kleinpartei, die sich in vie-
lem finden müsse. Wofür steht
die GLP in der Bildungspolitik,
wofür inderKulturpolitik?«Klar,
das hängt jetzt stark von einzel-
nen Exponenten ab», meint
eine. Das berge Konfliktpoten-
zial – die klare Linie fehle.

Solche Sorgen sind um
16.04 Uhr verflogen. Schlag-
artig ist aus der Nischenpartei
eine selbstbewusste Kraft im
Basler Parlament geworden.
«Wir haben mehr Sitze als die
CVPoderdieFDP– jetzt sindwir
selbst eine arrivierte Partei»,
meinte GLP-Gründungsmit-
glied Dominik Bothe nach Be-
kanntgabe der Resultate, der-
weil seine Ehefrau noch nach
den richtigenWorten suchte.

Die abendliche Sause auf
dem Landhof endet weit nach
Redaktionsschluss.Undobdie–
von einem Parteimitglied ge-
sponserten – 36 Flaschen Wein
und Sekt reichen, ist angesichts
derGLP-Euphorieungewiss.

Da war’s noch eine Kleinpartei: Die GLP bei der Vorbereitung aufs Fest im Landhof. Bilder: lsi

Siegerpose kurz nach 16 Uhr im altehrwürdigen Fussballstadion:
Die GLP bejubelt acht Sitze im Grossen Rat.

Fand ihr Resultat «crazy»:
GLP-Kandidatin Esther Keller.

Wie regle ich mein Erbe?
Sie erhalten an diesem Abend wertvolle Informationen zu verschiedenen Aspekten
der Nachlassplanung. Aus kompetenter Hand erfahren Sie Wissenswertes zu Themen
wie Güterrecht, Testament, Pflichtteile, Vermächtnis.

Programm
■ Dr. Ludwig Hasler, Philosoph und Publizist. Einstimmung: Freundschaft mit der Endlichkeit
■ Lic. iur. Pascal Berger (Advokat und Notar; Partr ner bei BALEX AG, Advokatur & Notariat):
Was gilt nach Gesetz? Was kann ich gestalten? Wie bereite ich mich vor? Wie kann ich
den TBB unterstützen?

■ Apéro

Datum: Montag, 09. November 2020, 18.30 Uhr (Apéro ab 20.00 Uhr)
Ort: Atlantis Basel, Klosterberg 13, 4051 Basel
Kosten: Die Teilnahme ist kostenlos und für Sie unverbindlich.
Anmeldung: Bis 02. November an daniel.bader@tbb.ch, Tel. 061 378 78 46

oder über www.tbb.ch

Für die Tiere in Not,
über das Leben hinaus
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Basel-Stadt, Baselland,

Schwarzbubenland

Auf den Dämpfer folgt die grüne Welle
DasGrüne Bündnis sahnt bei denGrossratswahlen ab. Gleichzeitigmuss die Regierungspräsidentin in den zweitenWahlgang.

Helena Krauser, Jonas Hoskyn
und Silvana Schreier

Der Jubelschrei des Tages

kommt vondenVertreterinnen

und Vertretern des Grünen

Bündnisses. Im Saal San Fran-

cisco des BaslerCongressCen-

ters stehen sie an einem der

hinteren Tische. Angespannt

warten sie auf die Verkündung

der Zwischenresultate der

Grossratswahl. «Das Grüne

Bündnis gewinnt drei Sitze»,

sagt Staatsschreiberin Barbara

Schüpbach-Guggenbühl insMi-

krofon. Die Hände von Bas-

ta-Co-Präsidentin Heidi Mück

schnellen in die Höhe. Grü-

nen-Präsident Harald Friedl

klatscht. Zum Ende des Tages

werden es gar vier gewonnene

Sitze sein.

Es ist einer der wenigen

Momente an diesem ausserge-

wöhnlichen Wahltag, an dem

die Emotionen sichtbar wer-

den. Vier gewonnene und da-

mit zukünftig 18Grossratssitze

gehören demGrünenBündnis,

ein Erfolg. Die Fraktion – be-

stehend aus den Grünen, der

Basta und dem JungenGrünen

Bündnis – wird zur zweitgröss-

ten des Basler Parlaments.

Sina Deiss, Co-Präsidentin

der Basta, sagt: «Es zeigt, dass

wir im Moment die richtigen

Fragen stellen und gleichzeitig

die richtigen Antworten parat

haben.»

«Jetztmüssenwir
nochmalsdran»
DerErfolgdesGrünenBündnis-

ses geht jedoch zum Teil auf

Kosten der Sozialdemokraten.

Diese verlieren vier Sitze und

nehmen die Resultate ernüch-

tert auf. Die Ratslinken stehen

nachdemWahltag vor einer be-

sonderenSituation: ImGrossen

Rat konnten sie sich vorläufig

halten. 30Sitze fürdieSP, 18Sit-

ze für das Grüne Bündnis. Zu-

sammenmachensiealso47Pro-

zentdesParlamentsaus.Gleich-

zeitig hätten sie aber auch

«einen Dämpfer erlebt», wie

Heidi Mück es beschreibt. Die

LDP habe zwar imGrossen Rat

nichtweiter zulegenkönnen,da-

für sei ihr das im Regierungs-

wahlkampf gelungen. «Jetzt

müssen wir nochmals dran»,

kündigtMück an.

Das sieht auch SP-Regie-

rungsrätin Tanja Soland so:Die

bisherige Finanzdirektorin

wurde mit dem besten Ergeb-

nis – 33175 Stimmen – direkt

wiedergewählt. ZumZweitplat-

zierten Lukas Engelberger

(CVP) hat Soland fast 3000

Stimmen Abstand.

Sie freue sich natürlich

darüber. Aber zum Feiern und

Entspannen war ihr am Sonn-

tagabend noch nicht zumute:

«Das Zittern geht weiter, denn

wirmüssen jetzt schauen, dass

Kaspar Sutter und Elisabeth

Ackermann dieWahl in die Re-

gierung ebenfalls schaffen.»

DerzweiteWahlkampf
beginntumgehend
Sutter erhielt 23086 Stimmen

und liegt damit nach Stephanie

Eymann (LDP, 24637) unter

demAbsolutenMehr.Mit dem

zweiten Wahlgang habe er ge-

rechnet, sagt Sutter. Wenige

Minuten nach der Resultatver-

kündung postet er bereits

einen Aufruf auf Twitter: Der

zweite Wahlkampf hat für ihn

begonnen.

Damit das Viererticket von

Rot-Grün erfolgreich ist, fehlt

jedoch dieWiederwahl vonRe-

gierungspräsidentin Elisabeth

Ackermann (Grüne). Mit

20206 Stimmen liegt siemehr

als 4000 Stimmen unter dem

Absoluten Mehr und klar hin-

ter Eymann, Sutter, Baschi

Dürr (FDP) und Esther Kel-

ler (GLP). «Ich bin ent-

täuscht», sagt Ackermann ge-

rade heraus. Auch bei derWahl

des Regierungspräsidiums er-

reicht sie zu wenige Stimmen,

um im ersten Wahlgang ge-

wählt zu sein. Hier liegt sie ei-

nigermassen knapp hinter

LDP-Kandidatin Eymann, aber

deutlich vor GLP-Politikerin

Keller. «So wie es aussieht,

werde ich im zweiten Wahl-

gangwieder antreten und habe

die Unterstützung der Partei-

leitung.» Für Ackermann geht

damit der Wahlkampf weiter.

Sie betont, sie werde weiter

kämpfen und wolle insbeson-

dere in den sozialen Medien

stärker präsent sein.

BeidenGrünen
brodelt es
Nach dem schlechten Ab-

schneiden von Ackermann

wird in der eigenen Partei die

Forderung laut, dass sie sich

zurückziehen undPlatz für eine

andere Kandidatur im zweiten

Wahlgangmachen soll. «Elisa-

beth Ackermann darf nicht

noch einmal antreten. Ihr Re-

sultat ist so katastrophal, dass

wir sonst den Sitz und die

rot-grüneRegierungsmehrheit

verlieren», sagen mehrere ak-

tive Grüne. Das Problem: In-

nert eines Monats eine neue

Kandidatin oder einen neuen

Kandidaten aufzubauen, wäre

ein schwieriges Unterfangen.

Gleichzeitig scheint die Partei

aber auch nicht zu wissen, wie

ein weiterer Wahlkampf mit

Ackermann aussehen könnte.

Die Idee, sich mehr auf die

sozialenMedienzu fokussieren,

bleibt am Sonntagabend jeden-

falls vage.

Zweiter Wahlgang für Elisabeth Ackermann: Die grüne Regierungspräsidentin muss weiter zittern. Bild: Roland Schmid (25.Oktober 2020)

«Ichwerde im
zweitenWahl-
gangantreten
undhabedie
Unterstützung
derPartei-
leitung.»
ElisabethAckermann
Regierungspräsidentin

Im Grossen Rat gewinnt die Mitte
DieGrünliberalen und die EVP erhaltenmehr Sitze. Verlierer sind SP, SVP und FDP.

Künftig werden Mehrheitsbil-

dungen imParlamentnicht ein-

fachabzuschätzen sein.Zugross

ist derTeil der Sitze, die keinem

Lagerdirekt zugeordnetwerden

können. Gewonnen haben an

diesemWahlsonntagdiePartei-

en der Mitte. Allen voran die

Grünliberalen. Sie eroberten

vier Sitze und liegen somit bei

acht Sitzen.DieFraktionsstärke

istmehr als erreicht. «Es ist nun

an der Zeit, dass die GLP Ver-

antwortungübernimmtundsich

nicht andauernd, nachdem ein

Geschäft bereits überwiesen

wurde,wiederumentscheidet»,

kommentiert SVP-Fraktionsprä-

sident PascalMesserli.

Die Rolle des Züngleins an

der Waage möchte GLP-Präsi-

dentin Katja Christ ihrer Partei

nicht zuschreiben. «Wir schla-

gen uns nicht mal auf die eine

und mal auf die andere Seite,

sondern machen unsere eigene

Politik. Das werden wir auch in

Zukunft so weiterführen.» Von

demResultatderGrossratswah-

len sei sie überwältig, so Christ.

Die Grünliberalen profitierten

vom nationalen Trend und teil-

weiseauchvonder«grünenWel-

le». «Dass man den Klimawan-

del nicht einfach so ausklam-

mern kann, hat mittlerweile

auchdieWirtschaft verstanden.

Daskommtuns zugute, da es ei-

nige Leute gibt, die zwar sehen,

dass in dieser Hinsicht etwas

unternommen werden muss,

aber dennoch nicht eine linke

Partei wie die Grünen wählen

wollen», so Christ. Ausserdem

sei die Partei durch ihrenNatio-

nalratssitz gestärkt in die Wahl

gegangenundhabevoneinergu-

ten Kampagne, der Regierungs-

ratskandidatin sowie einer ge-

stärktenBasis profitiert.

DieWahlbeteiligung lagver-

hältnismässig hoch. 43,5 Pro-

zentderWahlberechtigtennah-

men dieses Jahr an den Gross-

ratswahlen teil. 2016 lag sie bei

nur 39,1 Prozent.

Ebenfalls an Sitzen zugelegt

hat die EVP. Neben der Partei

«VolksaktiongegenzuvieleAus-

länderundAsylanten inunserer

Heimat» von Eric Weber, die

künftigmit einemSitz imParla-

ment vertreten seinwird, hatdie

EVPamstärkstenvondemneu-

enWahlgesetz, derAbschaffung

der Vier-Prozent-Hürde, profi-

tiert. In allenWahlkreisen, aus-

ser in Riehen, wo sie zehn Pro-

zent erreichte, lag sie gemäss

den Zwischenresultaten unter

vierProzent.Neu istdieEVPmit

drei Sitzen vertreten. Sie ist we-

der dem linken noch dem bür-

gerlichenLager zuzuordnenund

wird künftig, gemeinsam mit

der GLP, entscheidend für die

Mehrheitsbildungensein.«Jetzt

wird es interessanter im Parla-

ment. Man wird situativ nach

Entscheidungen suchen müs-

sen», soMesserli.

FDPverliertdreiund
SVPvierSitze
Messerlis Partei, die SVP, gehört

zudenVerlierernderGrossrats-

wahlen. Vier Sitze muss sie ab-

geben. «Unser Ziel war es, die

Sitze zu halten. Das haben wir

nicht geschafft.DasResultat ist

eineEnttäuschung für uns, aber

passt leider auch in den natio-

nalen Trend», so Messerli. Die

SVP steht inBasel oft alleine am

rechten Rand. Diese extremen

Positionierungen wurden ihr

nun zum Verhängnis. Verloren

hat auch die FDP. Sie fällt auf

sieben Sitze. Die Fraktionsstär-

ke kann sie somit noch halten.

RegierungsratskandidatBaschi

Dürr ist nicht begeistert von

dem Resultat seiner Partei.

«Das Ergebnis ist nicht berau-

schend, aber immerhin besser

als bei den nationalen Wahlen

vom letzten Jahr.» Verloren hat

auch die SP – und zwar gleich

vier Sitze.

NachderGLPhatdasGrüne

Bündnis das beste Resultat er-

reicht.Mit 18Sitzen ist dieFrak-

tion zweitstärkste Kraft. Unver-

ändert bleiben die Sitze von

LDP, CVP und Aktives Bettin-

gen. Ein Blick auf dieWahlkrei-

se zeigt: InGrossbaselWestholt

das linke Lager mit 54 Prozent

gemässdenZwischenresultaten

nach wie vor die meisten Stim-

men. Riehenwählt derweil ent-

gegen dem übrigen Basel bür-

gerlich. Nur 26 Prozent gehen

ans linke Lager.

Helena Krauser

SP 30 (34)

GB 18 (14)

LDP 14 (14)

SVP 11 (15)

GLP 8 (4)

FDP 7 (10)

CVP 7 (7)

EVP 3 (1)

VA 1 (-)

AB 1 (1)

So sieht der neue Grosse Rat aus
Anzahl Sitze nach Parteien (vgl. 2016)

Total Sitze
100

Quelle: Kanton Basel-Stadt, Grafik: mia
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Jonas Hoskyn

«Meine Güte war das knapp! Ich bin
noch immer völlig baff.» Nach Be-
kanntgabederdefinitivenResultateder
Basler Regierungswahlen tönt Stepha-
nie Eymann, als hätte sie gerade einen
Hollywood-Thriller gesehen.Nachden
Briefstimmen lag sie am Mittag noch
knapp über dem Absoluten Mehr. Mit
denUrnenstimmen fehlten schliesslich
schlappe 79 Stimmen zum Sprung in
die Regierung. Das entspricht nur
0,3Prozent ihresResultates und ist zu-
dem noch ihr Jahrgang, wie die
LDP-Kandidatin lachend feststellte.
«Die Freude über das gute Resultat
überwiegt klar.»

In den zweiten Wahlgang am
29.November geht die Fünftplatzierte
nunals Spitzenkandidatin.Ungewohnt:
DennEymannhatte langeZeitniemand
auf der Rechnung.Die Baselbieter Poli-
zeikommandantin lebt erst seit einein-
halb Jahren wieder in Basel, wo sie auf-
gewachsen ist. «Und einen politischen
Leistungsausweis habe ichhier imKan-
ton auch noch keinen», sagt sie. Sie sel-
ber habe sich vielleicht eine 50-Pro-
zent-Chanceeingeräumt,dasssieesauf
einen Platz unter den ersten sieben
schaffe.«Ichhätteerwartet,dassdieLin-
kenklarerhinter ihrenvierKandidieren-
den stehen.» Es habe sich gezeigt, dass
auch die SP als wählerstärkste Partei
nicht problemlos ihre Amtsträger erset-
zenkann.UndbeiAckermannseienvie-
lemitderAmtsführungüberdievergan-
genenvier Jahreunzufriedengewesen.

Neben Eymann schafften es noch
SP-Mann Kaspar Sutter und FDP-Si-
cherheitsdirektor Baschi Dürr auf die

potenziellen Regierungsplätze. Ent-
sprechend optimistisch geht die
LDP-Kandidatin in die zweite Runde:
«Man hat unserem bürgerlichen Vie-
rerticket keinegrossenChanceneinge-
räumt. Aber offenbar gibt es viele Leu-
te, diemitderArbeit der rot-grünenRe-
gierungsmehrheit nicht zufriedensind.
Wir haben gute Chancen auf einen
Machtwechsel. Jetzt erstwollenwir ihn
erst recht.»

«Siebringtmit,wasAckermann
fehlt: einüberzeugenderAuftritt»

DasguteResultatbestätigtauchdasAb-
schneiden vonEymannbei derKür der
künftigenRegierungspräsidentin.Auch
hier liess sie die Bisherige, Elisabeth
Ackermann,hinter sich, auchwennder
Vorsprung etwasweniger deutlich aus-
fiel als bei den Regierungswahlen
(35,7 Prozent gegenüber 33,7 Prozent
der Stimmen). Zum Vergleich: Baschi
Dürr landetevorvier JahrenalsBisheri-
ger imerstenWahlgangsodeutlichhin-
ter Ackermann, dass er tags darauf sei-
neKandidaturalsRegierungspräsident
zurückzog. Chancenlos blieb hier die
Grünliberale Esther Keller, die rund
einenFünftelderStimmenholte.Offen-
barhabendas linkeunddasbürgerliche
Lager indieserFrageziemlichgeschlos-
sen für ihreFrauengestimmt.Dakeine
der Kandidatinnen das absolute Mehr
erreicht, kommt es auch beim Regie-
rungspräsidium zu einem zweiten
WahlgangEndeNovember.

AuchLDP-PräsidentinPatricia von
Falkenstein war gestern überrascht
vomgutenAbschneiden ihrerKandida-
tin. «Das Resultat ist eine Sensation.
Wirwussten,dass siegut ist undbeiden

Leuten ankommt. Aber dass sie so gut
abschneiden wird, damit haben wir
nicht gerechnet. Die Resultate zeigen,
dass Stephanie Eymann auf ganzer Li-
nie überzeugt hat. Sie bringt mit, was
Ackermann fehlt: ein überzeugender
Auftritt.»

Balddieerstebürgerliche
RegierungsrätinBasels?

Viele erklärten Eymanns Resultat am
gestrigen Wahlkampf auch mit dem
Umstand,dassdieBürgerlichen imVer-
gleichzu2016aucheineweiblicheKan-
didaturaufdemTickethatten.Tatsäch-
lichwäre Eymann die erste bürgerliche
RegierungsrätindesKantons.Dasdürf-
te auch viele Wähler aus dem Mit-
te-Links-Lagermotiviert haben, sie auf
die Liste mit draufzuschreiben. Sicher-
lich nicht zu ihrem Nachteil war ihr
Nachname.VonihremOnkelundNatio-
nalrat Christoph Eymann ist bekannt,
dass er viele Stimmenbei der SPholt.

FürdiebürgerlichenParteien ist da-
mit auchdieTaktik aufgegangen, nicht
noch einmal den Schulterschluss mit
der SVP zu suchen. Alle vier bürgerli-
chen Kandidaturen landeten in den
Top 7, also auf den potenziellen Regie-
rungsplätzen. SVP-Kandidat StefanSu-
terdagegenbliebchancenlos –obermit
bürgerlichem Support wesentlich bes-
ser abgeschnitten hätte, bleibt Kaffee-
satzlesen.

Elternhabenbis zum1.November
Corona-Quarantäne

Bis sie wieder in denWahlkampf star-
tenkann,muss sichEymannallerdings
noch ein paar Tage gedulden. Wegen
mehrerer Coronafälle in ihrer Familie

sitzt sie seit Samstag in ihrerWohnung
in Quarantäne, noch bis zum
1.November. IhrVater, der langjährige
LDP-Grossrat undKleinbaslerArzt Fe-
lixEymann, und ihreMutter liegenmit
Covid-19 imSpital. «DerTagwaremo-

tional ein einziges Auf und Ab», sagt
sie. Immerhin:ZumAbschlussgab’s am
Abend noch ein Besuch. Die bürgerli-
chen Mitstreiter liessen es sich nicht
nehmen, Eymann von der Strasse aus
zu gratulieren.

Beinahe-Siegerin
Eymann freut sich
in der Quarantäne
VonNull auf Platz fünf: LDP-Kandidatin Stephanie Eymann schrammte
nur knapp an der Sensation vorbei. Für den zweitenWahlgang ist sie nun
überraschend in der Favoritenrolle.

«KeineFrage,das
ist enttäuschend.
Wirwerdenweiter
mit Initiativen
arbeitenmüssen.»

Pascal Pfister
SP-Präsident

«UnserKandidat
StefanSuterhat
eigentlichkein
schlechtesResul-
tat gemacht.»

PascalMesserli
SVP-Fraktionspräsident

«DiesesResultat
machtMut.Aber
imnächsten
Wahlgangmüssen
wirwirklich ran.»

HeidiMück
Basta-Co-Präsidentin

«Eszeigt, dass
Rot-Grünnicht so
stark ist, dasses
mit egalwem
gewinnt.»

LucaUrgese
FDP-Präsident

«DieRegierungs-
wahlwarenttäu-
schend– imers-
tenMomentwars
gareinSchock.»

HaraldFriedl
Grünen-Präsident

Feier-Selfie aus der Quarantäne: LDP-Kandidatin Eymann. Bild: zvg
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«Es braucht auch
etwas Glück»
Vor einem Jahr verpasste SarahWyss dieWahl zur
Nationalrätin. Nun klappt es dennoch.

HerzlicheGratulation, FrauWyss,
Beat JanswirdRegierungsrat von
Basel-Stadt – Sie rückendamit im
Nationalrat nach. Ist dasnundie
Krönung IhrerPolitkarriere?
Zunächst einmal freue ich mich sehr
auf diese Herausforderung. Ob es die
Krönung ist, weiss ich nicht.

VoreinemJahr sindSieknapp
daranvorbeigeschlittert, direkt
gewählt zuwerden. IhreEnttäu-
schungdamalswargross.Haben
Sienochdamit gerechnet, doch
noch indenNationalrat einziehen
zukönnen?
Es stimmt, ich war sehr enttäuscht. Es
war keine einfache Situation. Meiner
Leidenschaft für die Politik hat dies
aber keinen Abbruch getan. Ich finde
sowohldienationalewiedie kantonale
Politik sehr spannend. Ich habe mir
stets alle Optionen offengehalten,
wusste aber immer, dass ich mehr be-
wirkenmöchte als imGrossenRat.Vor
einemJahr standallesnoch indenSter-
nen, doch inderPolitik regiert oft auch
der Zufall – und dann braucht es noch
ein bisschenGlück.

PolitisierenSie linker alsBeat Jans?
Ich habe sicher andere Schwerpunkte
alsBeat Jans.Beat ist einausgewiesener
Umwelt- undEnergiepolitiker, auchdie
Finanzpolitik liegt ihmnahe. Grössere
Überschneidungen habenwir wohl im
letztgenanntenThema.Ansonsten lie-
genwir vor allemthematischauseinan-
der. AmEnde ist gar nicht so entschei-
dend,wer linker ist, sondern fürwelche
Themenman sich einsetzt.

IhrFokus liegt vor allemaufder
Gesundheitspolitik.Wasdarfman
diesbezüglichvon Ihnenerwarten?
Ich denke, damuss ich realistisch sein:
Zuerst muss ich in Bern meinen Platz
finden. InderSP-Fraktiongibt es einige
Exponentinnen und Exponenten, die

sich auf diesem Gebiet bereits einen
Namengemachthaben.Tatsächlich ist
es aber schon so, dass ich auch einiges
anstossenmöchte imGesundheitswe-
sen. Ichbin inmeinerbisherigenArbeit
immerwieder andieGrenzendeskan-
tonal Möglichen gestossen, denn der
Bund gibt in der Gesundheit oft den
Takt vor. Genau hier möchte ich nun
ansetzen. Icherhoffemirnuneinenna-
tionalenHebel.

Wasbedeutet daskonkret?Was tun
Sie für tiefereKrankenkassenprä-
mien?
Die Prämienbelastung ist ein Thema,
daswir angehen, geradeauchmitunse-
rer Initiative. Ichmöchteaber eineDis-
kussionüberdasgrundsätzlicheSystem
anstossen. Ich würde mir wünschen,
dass wir in Gesundheitsregionen den-
ken –undnichtmehr inKantonen.Das
wäre mir ein grosses Anliegen. Hier
braucht es einen Systemwechsel, den
ichmittragenmöchte.

Benjamin Rosch

Sarah Wyss: Von der Juso-Präsidentin
zur Nationalrätin. Bild: Pino Corvino

Vier Regierungsmitglieder stehen fest
Soland und Jans (SP) sowie Engelberger (CVP) undCramer (LDP) klar gewählt.

Finanzdirektorin zu sein ist eine gute
Ausgangslage.Nachdemdievergange-
nendreiMal ihreVorgängerinundPar-
teikollegin EvaHerzog auf dem ersten
Rang landete, schaffte gestern Tanja
Soland (SP) mit deutlichem Abstand
dasSpitzenresultat beidenRegierungs-
ratswahlen (33 175Stimmen).Unddas,
obwohl Soland von den Bisherigen die
Amtsjüngste ist. Fast aufdenTaggenau
vor einem Jahr wurde sie in die Basler
Exekutivegewählt undgesternklar be-
stätigt. Platz zweibeziehungsweisedrei
gehören Lukas Engelberger (CVP,
30625 Stimmen) und Conradin Cra-
mer (LDP, 29348 Stimmen).

Bei beiden war das gute Abschnei-
den erwartet worden. Der Gesund-
heitsdirektor undderBildungsdirektor
schafften die Wahl schon vor vier Jah-
ren problemlos. Engelberger dürfte
auchdavonprofitiert haben,dass er als
Präsident der Gesundheitsdirektoren-
konferenz derzeit wegen der Corona-
pandemie in denMedien präsent ist.

Ackermannmussauf
Mobilisierunghoffen

Auf Platz vier landet Beat Jans mit
28 751 Stimmen – beachtlich für einen
Neueinsteiger.Der künftige SP-Regie-
rungsratprofitiertevonseinerBekannt-
heit als langjähriger Nationalrat. Auf-
fallend: Das Spitzenquartett setzt sich
klar von den übrigen Kandidierenden
ab. Zwischen Soland auf dem ersten
Rang und Jans auf dem vierten liegen
rund 4400 Stimmen. Fast gleich viel
dahinter liegt Eymann auf Platz fünf.

Ebenfalls in den Top 7 und damit
guteChancen imzweitenWahlgangha-
benKaspar Sutter (SP) undderbisheri-
ge Justiz- und Sicherheitsdirektor Ba-
schi Dürr (FDP). Dürrs Vorsprung auf
EstherKeller fälltmit knapp300Stim-
men aber denkbar knapp aus. Die
Grünliberale war gestern neben Ey-

mann die zweite Überraschung. Sie
konnteoffenbar viele Stimmenausan-
deren Parteien auf sich vereinen.

KellerdürftenunvonderAusgangs-
lageprofitieren, dass imzweitenWahl-
gangnochdreiRegierungssitze zu ver-
geben sind.Bei zweienwäre sieGefahr
gelaufen, zwischen dem linken und
dem bürgerlichen Lager zwischen die
Bänkezu fallen. Sehr schwierigwirddie
Ausgangslage fürElisabethAckermann
(Grüne). Sie muss auf der linken Seite
stark mobilisieren, um im zweiten
WahlgangnocheineChance zuhaben.

SVPwill zumZünglein
anderWaagewerden

Der SVP-Kandidat Stefan Suter blieb
chancenlos.Ermüsste seineStimmen-
zahl praktisch verdoppeln, um den
Sprung in die Regierung zu schaffen.
Doch die SVP hat gute Karten im
Machtpokermit den anderen bürgerli-
chenParteien.AlsZugeständnis fürdie
Unterstützung von Eymann oder Dürr

kann sie versuchen, doch noch einen
Platz auf dembürgerlichenTicket aus-
zuhandeln. SVP-Parteistratege Joël
Thüring verweist zwar auf die heutige
SVP-Versammlung, lässt aber auchkei-
nen Zweifel daran, dass seine Partei
diesesPfandnuneinsetzen soll. Er sagt
auf Anfrage: «Ein bürgerliches
Dreier-Ticket mit Dürr und Eymann
wäre im zweiten Wahlgang natürlich
ideal für uns.»

KeinThemamehr imzweitenWahl-
gang dürften Politkünstler Christian
Müller (FUK) und der rechtsextreme
QuerulantEricWeber (VA) sein.Chris-
tine Kaufmann (EVP) indes, die sich
über gut 11000 Stimmen und, wie sie
selbermeinte, ein«beachtlichesErgeb-
nis» freute, will den heutigen Vor-
standsentscheidabwarten, ehe sie sich
für oder gegen den zweiten Wahlgang
entscheidet. Immerhin meint sie:
«Wahlkampfmüde bin ich nicht.»

Jonas Hoskyn und Leif Simonsen

Siegerquartett (v.l.): Cramer, Engelberger, Soland, Jans. Bild: Roland Schmid

Die 100 Gewählten im Grossen Rat
Grossbasel West

SP: Nicole Amacher, AlexandraDill, Toya
Krummenacher, Danielle Kaufmann,
Kaspar Sutter, Christian von Wartburg,
Pascal Pfister, Claudio Miozzari, Jean-
LucPerret, Seyit Erdogan, StefanWittlin.
GB: Raffaela Hanauer, Raphael Fuhrer,
Jürg Stöcklin, Beatrice Messerli, Oliver
Bolliger, Laurin Hoppler, Lea Wirz. LDP:
Jeremy Stephenson, Thomas Müry,
François Bocherens, Lukas Faesch.
SVP: Joël Thüring, Beat K. Schaller, Da-
niela Stumpf, Roger Stalder. FDP: Luca
Urgese, Karin Sartorius-Brüschweiler.
GLP: David Wüest-Rudin, Brigitte Küh-
ne, Niggi Daniel Rechsteiner. CVP: An-
drea Knellwolf, Andrea Strahm. EVP:
Brigitte Gysin.

Grossbasel Ost

SP: LisaMathys, Barbara Heer, Thomas
Gander, TimCuénod, René Brigger, Me-
lanie Nussbaumer, Mehmet Sigirci,
Semseddin Ylmaz. GB: Jo Vergeat, Jé-
rome Thiriet, Oliver Thommen, Patrizia
Bernasconi. LDP: Raoul Furlano, Lydia
Isler-Christ, Catherine Alioth, Michael
Hug, Annina von Falkenstein. SVP: Pas-
cal Messerli, Gianna Hablützel-Bürki,
David Trachsel. FDP: David Jenny, Erich

Bucher. GLP: Esther Keller, Tobias
Christ. CVP: Beatrice Isler, Franz-Xaver
Leonhardt. EVP: Christoph Hochuli.

Kleinbasel

SP: Salome Hofer, Sarah Wyss, Edibe
Gölgeli, Kerstin Wenk, Jessica Bran-
denburger, Mahir Kabakci, Sebastian
Kölliker, Beda Baumgartner, Michela
Seggiani. GB: Tonja Zürcher, Michelle
Lachenmeier, Heidi Mück, Beat Leut-
hardt, Fleur Weibel, Harald Friedl. LDP:
Stephanie Eymann, André Auderset,
Alex Ebi. SVP: Stefan Suter, Lorenz
Amiet. FDP: Beat Braun-Gallacchi,
Marc Eichner-Guth. GLP: Bülent Peker-
man, Johannes Sieber. CVP: Balz Her-
ter, Pasqualine Gallacchi. VA: Eric We-
ber.

Riehen/Bettingen

SP: SashaMazzotti, Franziska Roth. GB:
Marianne Hazenkamp-von Arx. LDP:
Daniel Hettich, Nicole Strahm-Lavan-
chy. SVP: Felix Wehrli, Jenny Schwei-
zer-Hoffmann. FDP: Andreas Zappalà.
GLP: Sandra Bothe-Wenk. CVP: Daniel
Albietz. EVP: Thomas Widmer-Huber.
Aktives Bettingen: Olivier Battaglia.
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Sebastian Briellmann,
Thomas Dähler und
Alessandra Paone

Kaum sind die Gesamterneue-
rungswahlen halbwegs analy-
siert, richtet sich derBlick bereits
auf den zweiten Wahlgang für
den Regierungsrat. Eswird tele-
foniert, gemailt, diskutiert – die
Suche nach der besten Strategie
hat bereits am späten Sonntag-
abend begonnen.

Was heisst das nun für die
verbliebenen Kandidaten, allen
voran für die schwer angeschla-
gene Elisabeth Ackermann?
Stand Montag ist, natürlich,
noch vieles Spekulation – aber
bereits lässt sich spüren,welche
Richtung die einzelnen Parteien
und Gruppierungen einschlagen
werden.

Wie verhält sich
die SVP nun?
Eine Gewissheit gibt es aber
schon: Stefan Suter wird nicht
mehr für die SVP antreten, die
Partei hat entschieden, keinen
Kandidaten mehr zu stellen. Sie
hat offensichtlich erkannt, dass
Suter, der im ersten Wahlgang
hinterAckermann auf Platz zehn
landete, im zweiten Wahlgang
ohne Chance bliebe. Es ist sogar
von politischem Selbstmord die
Rede,würdeman den bekannten
BaslerAnwalt nochmals ins Ren-
nen schicken.

Die Frage ist,wie sich die SVP
ohne eigene Kandidatur verhält.
Unterstützt sie das bürgerliche

Bündnis in ihrem Versuch, den
erwarteten Grossangriff von Rot-
Grün zu kontern? Nein. Die SVP
will weder die LDP-Kandidatin
Stephanie Eymann noch den
freisinnigen Sicherheitsdirektor
Baschi Dürr öffentlich empfeh-
len – nach den Streitigkeitenmit
den anderen bürgerlichen Par-
teien ist das nachvollziehbar.

Gleichwohl wäre man gerade
bei der FDPnicht unglücklich ge-
wesen, wäre Suter ein zweites
Mal angetreten. Immerhin hätte
er die SVP-Wählerschaft noch-
mals mobilisieren können. Die
CVP dürfte sich über Suters
Verzicht freuen – sie wäre wohl
nicht gewillt gewesen, mit der
SVP gemeinsame Sache zu ma-
chen, wie Parteipräsident Balz
Herter wiederholt zu verstehen
gegeben hat.

Die FDP und auch die LDP, so
ist zu vernehmen, hoffen nun,
dass sich Suter, der keinen SVP-
Stallgeruch hat, für das bürger-
liche Zweierticket einsetzt. Es ist
durchausmöglich, dassman ihn
auch aktiv darum bitten wird.

Immerhin scheinen sich die
Bürgerlichen in einem Punkt ei-
nig zu sein: Esther Keller werde
das bürgerliche Duo Dürr/Ey-
mann nicht gefährden.Vielmehr
dürfte die Grünliberale im zwei-
ten Wahlgang zwischen dem
linken und dem bürgerlichen
Block zerrieben werden. Der
Beweis dafür, sagen sie, sei Kel-
lers Resultat bei der Wahl fürs
Präsidialdepartement, bei der sie
nach dem erstenWahlgang deut-

lich hinter Eymann und Acker-
mann lag.

Eine Hoffnungsträgerin für
die Bürgerlichen ist auch hier die
Vergangenheit. Ein Blick auf frü-
hereWahlen zeigt nämlich, dass
Ackermann nur geringe Chancen
hat, es doch noch zu schaffen.
Bisherige Regierungsmitglieder,
die es im erstenWahlgang nicht
unter die ersten sieben geschafft
haben, blieben in früheren Jah-
ren stets erfolglos. Regierungs-
rat Hans-MartinTschudi (Demo-
kratisch-Soziale Partei), 2004 im
ersten Wahlgang nur auf Platz
acht, trat zum zweitenWahlgang
nicht mehr an. Regierungsrätin
Veronica Schaller (SP), 2000 auf
Platz acht, wurde im zweiten
Wahlgang abgewählt. Dasselbe
erlebten die Regierungsräte
Christoph Stutz (CVP) 1996 und
Remo Gysin (SP) 1992.

Ackermannwill
immer noch
Ackermannwill dennochweiter-
machen. Die amtierende Regie-
rungspräsidentin hat das am
Sonntag mehrfach betont, und
am Montag bekräftigte auch
Grünen-Präsident Harald Friedl,
dass man weiterhin auf Acker-
mann setzen wolle. Dabei hätte
das Grüne Bündnis durchaus an-
dere Möglichkeiten, den Sitz in
der Basler Regierung zu retten –
mit einer neuen Kandidatin, die
nicht zwingend auch gleich das
Präsidium anstrebte. Etwa mit
der Basta-Nationalrätin Sibel
Arslan, diemit einem respektab-

len Leistungsausweis in Bern
antreten könnte. Möglich wäre
auch eine Kandidatur von Bas-
ta-Co-Präsidentin Heidi Mück,
die politisch zwar weit links
steht, vorvier Jahren aber ein be-
achtliches Resultat erreicht hat.
Und sollten beim Grünen Bünd-
nis auch Männer infrage kom-
men, wären da noch die Gross-
räte Beat Leuthardt oderThomas
Grossenbacher.

Die LDPhat 1992 gezeigt, dass
es sich lohnen kann, den Kandi-
daten auszuwechseln. Ihr Regie-
rungsrat Peter Facklam zog sich
zurück, nachdem ernicht im ers-
ten Wahlgang wiedergewählt
wurde. An seiner Stelle portier-
ten die Liberalen damals für den
zweiten Wahlgang Ueli Vischer,
der prompt den Einzug in die Re-
gierung schaffte.

Mückwurde bereits am Sonn-
tag von vielen Leuten gefragt,
wieso sie im zweiten Wahlgang
nicht anstelle der stark ange-
schlagenen Regierungspräsi-
dentin antrete. Im Gesprächmit
der BaZ sagt Mück: «Wenn Eli-
sabeth von sich aus auf den
zweiten Wahlgang verzichtet,
dann muss ich mir eine Kandi-
datur ernsthaft überlegen. An-
sonsten gibt es keinen Grund für
mich.» Sie gibt aber auch zu be-
denken, dass Basta nur ein Teil
des Grünen Bündnisses sei. «Wir
sind nicht in der Position, den
Entscheid für einen Kandidatin-
nenwechsel alleine zu fällen.» Es
sei vor allem Aufgabe der Grü-
nen zu entscheiden, ob sie noch

mal mit Ackermann antreten
wollten. Beide Optionen seien
riskant. «Aber die Erfahrung hat
gezeigt, dass wir vor allem in
schwierigen Situationen zur
Hochform auflaufen.»

Die Basta-Mitglieder versam-
meln sich am Montagabend.
Ackermann wurde eingeladen,
ihre Beweggründe für ihre noch-
malige Kandidatur zu erklären.
Sie habe sich über die Einladung
gefreut und versuche es trotz
eines anderen Termins einzu-
richten, sagt Mück und ergänzt:
«Wir werden sehen.»

SPmuss Ackermann
unterstützen
Dass sich die Sozialdemokraten
in die KandidatenkürderGrünen
für den zweiten Wahlgang ein-
mischen, ist wenig wahrschein-
lich. Das sagten jedenfalls am
Montagmehrere Exponenten der
SP hinter vorgehaltener Hand.
Als Verlierer der Grossratswah-
len fehlt der SP die Legitimation
dafür. Hätten sie besser abge-
schnitten,wäre ein anderes Sze-
nario möglich geworden: eine
weitere SP-Kandidatur. Selbst
Bürgerliche wollen wissen, dass
es sich dabei um Kerstin Wenk
gehandelt habe.

Das spielt nach der Niederla-
ge am Sonntag nun aber keine
Rolle mehr. Der SP bleibt nichts
anderes übrig, als Ackermann
weiterhin tatkräftig zu unter-
stützen. Schliesslich steht die
rot-grüne Regierungsmehrheit
auf dem Spiel.

Wer holt sich die drei freien Plätze?
Ränkespiele vor zweitem Wahlgang Das miserable Resultat von Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann gefährdet die rot-grüne
Regierungsmehrheit. Doch die Grünen halten an ihr fest. Inzwischen hat die SVP ihren Kandidaten zurückgezogen.

Die SVPwill
weder Stephanie
Eymann noch
Baschi Dürr
öffentlich
empfehlen.

Wer macht das Rennen? Elisabeth Ackermann (Grüne), Kaspar Sutter (SP), Esther Keller (GLP), Stephanie Eymann (LDP) und Baschi Dürr(v.l.). Fotos: Nicole Pont, Pino Covino, Dominik Plüss
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CoronatestbeimHausarzt?NurBasellandsagtnicht,woesgeht
Basel-Stadt und Solothurn veröffentlichen Listen allerHausärzte, die Covid-19-Abstriche anbieten. BasellandsGegenargument irritiert.

DieCoronafallzahlen in derRe-
gionsteigengenausowiedieUn-
sicherheit in der Bevölkerung.
Immer mehr Menschen lassen
sich auf das Virus testen. Das
wiederumbringtdieKapazitäten
der kantonalen Testzentren an
den Anschlag. Sie bilden das
Rückgrat der Testinfrastruktur:
So stemmtedasUniversitätsspi-
tal Basel-Stadt vergangeneWo-
che2794der4197Covid-19-Ab-
striche imKanton. Beim Speng-
lerpark in Münchenstein waren
es 3016 von total 4893 Tests im
Baselbiet. Dies zeigen Zahlen
desBundesamts fürGesundheit
sowie der Kantone, die der bz
vorliegen.

Vor allem der Spenglerpark
arbeitet nahe an seiner Kapazi-
tätsgrenze (sieheKasten rechts).
Entlastung könnten die Basel-
bieter Hausärzte bringen. Der
Kantonhatdennauchschonzu-
sammen mit der Ärztegesell-
schaft (AeGBL)dazuaufgerufen,
dass die Niedergelassenen in
ihrenPraxenwennmöglichCo-

ronatests anbieten sollen. Mit
überschaubaremErfolg,wiedie
bzvorzweiWochenschrieb.Und
Besserungscheintnicht inSicht:
«DieBereitschaftderHausärzte
ist vorhanden, aber es gibt noch
Luft nach oben», formuliert es
Andrea Bürki vom Baselbieter
Krisenstab diplomatisch.

Erstaunlich ist vor allem et-
was:WederdieAeGBLnochder
Kanton können auf Anfrage sa-

gen, wie viele und welche Arzt-
praxen genau in Baselland Co-
vid-19-Abstricheanbieten.Ganz
anders in Basel-Stadt und Solo-
thurn:Hiergibt esöffentlichein-
sehbareListenaufdenkantona-
len Coronawebsites. Auf einen
Blick sieht jeder Bürger, wohin
er neben den grossen Testzent-
ren gehen kann.

Auch inBaselmachen
erst41Arztpraxenmit
«Die Bevölkerung sollte sich
über die verschiedenen Test-
möglichkeiten informieren kön-
nen», sagtAnneTschudin,Spre-
cherin des Basler Gesundheits-
departements. Die Liste ist
bereits seit dem Sommer online
und wird laufend ergänzt. Mit
denaktuell41Anlaufstellenzeigt
sich Tschudin zufrieden. Der
BaslerHausarztStefanKradolfer,
Präsident derHausärztevereini-
gung beider Basel, ist sich da-
gegen bewusst, dass dies «nur
einemBruchteilderBaslerHaus-
ärzteentspricht».ErhältdieEin-

bindung der Niedergelassenen
für sehr wichtig: «Diemedizini-
scheGrundversorgung istunsere
Kernaufgabe und dazu zähle ich
aktuell auchCoronatests.»

Doch weshalb führt Basel-
land keine Liste? «Das halten
wirnicht für sinnvoll», sagtBür-

ki. Es bestündedieGefahr, dass
aufgeführte Praxen überrannt
werden – und das nicht nur von
den eigenen Patienten. Tobias
Eichenberger, Präsident der
AeGBL, erklärt es anhandeines
fiktivenBeispiels: «Dannstehen
morgens um acht 15 Leute vor

der Praxis vonDoktorMüller in
Oltingen.Dasgehtdochnicht.»

Werwill, darf auchnur
eigenePatienten testen
Dazu sagt Tschudin: «Die Arzt-
praxen sind freiwillig auf der
Liste und können vermerken,
wenn sie nur eigene Patienten
testen möchten.» Auch wird
empfohlen, vorher anzurufen.
Auch Kradolfer kann das Argu-
ment nicht nachvollziehen. Er
bietet selbst Tests an und sei
nochnieüberranntworden –ob-
wohl seine Tür für jedermann
offenstehe: «Ich appelliere an
alle Hausärzte in beiden Basel,
mitzumachen.» Voraussetzung
sei freilich, dass man genug
Platz habe sowie wegen Alters
oder Vorerkrankungen nicht
selbst zur Risikogruppe gehöre.

Immerhin: Eichenberger
möchtedasThemaandernächs-
tenVorstandssitzungderAeGBL
doch noch einmal diskutieren.

Michael Nittnaus

TobiasEichenberger
Präsident Ärztegesellschaft BL

«WenneseineListe
gibt, stehenmorgens
umAcht 15Leutevor
derPraxis von
DoktorMüller in
Oltingen.Dasgeht
dochnicht.»

Spenglerpark schraubt Testkapazität weiter hoch

349, 541 und nun 611. Schon seit
drei Wochen stellt der Montag
jeweils Rekorde auf, was die Zahl
der Coronatests in der Baselbie-
ter Abklärungs- und Teststation
Spenglerpark in Münchenstein
angeht. Fast imGleichschritt er-
höht der Kanton die Kapazitäten
der Einrichtung – immer in der
Hoffnung, dass es bis zur Eröff-
nung des neuen Testzentrums
Feldreben inMuttenz am 14.No-
vember ausreicht.Wie RolfWirz,
Sprecher der Gesundheitsdirek-
tion, auf Anfrage festhält, liege

die aktuelle Kapazität bei 700 bis
800 Tests pro Tag. Das sind rund
300mehr als noch vor einerWo-
che. Unverändert bleibenweiter-
hin die eher kurzenÖffnungszei-
ten. Dabei hatte FDP-Landrat
Sven Inäbnit in einer vergangene
Woche als dringlich überwiese-
nen Motion deren Ausweitung
gefordert. Wirz erteilt diesem
Anliegen eine Absage: «Daswird
vomTeamals wenig sinnvoll be-
urteilt, da der Ansturm jeweils
am grössten ist, wenn die Test-
station öffnet.» (mn)

Arslanstehtbereit
Bürgerliche und Linke hirnen über die beste Strategie für den zweitenWahlgang. SVP-Kandidat zieht sich zurück.

J. Hoskyn undH. Krauser

Nach dem überraschend
schlechtenWahlresultat vonRe-
gierungspräsidentin Elisabeth
Ackermann (Grüne) ist dieAus-
gangslage vor dem zweiten
Wahlgang so spannend wie
schon lange nicht mehr. Ein
Ende der rot-grünen Mehrheit
nach 16 Jahren scheint für die
Bürgerlichen plötzlich in greif-
barerNähe. Immerhinhabenes
LDP, CVP und FDP geschafft,
am vergangenen Wochenende
alle ihre vier Kandidierenden
unter die ersten Sieben zu brin-
gen, also auf einen potenziellen
Platz in der Regierung.

DieResultate habendas lin-
ke Lager durchgeschüttelt und
vor eine neue Ausgangslage ge-
stellt.Die grosseFrage ist:Wird
Elisabeth Ackermann beim
zweiten Wahlgang am 29. No-
vember wieder antreten? Falls
nicht, müsste schnell eine neue
Kandidatin oder ein Kandidat
aufgestellt werden.

Ackermannbraucht
einen Imagewechsel
EinNamekursiert seit Sonntag-
mittag in der Basler Politszene:
Basta-Nationalrätin Sibel Ars-
lan. Sie gibt sich noch diploma-
tisch zurückhaltend: «Ich freue
mich sehr über das Vertrauen,
dasmir entgegengebrachtwird.
Das Amt einer Regierungsrätin
ist längerfristig durchaus eine
Option für mich.» Erst einmal
wolle sie sich auf ihre Arbeit im
nationalen Parlament konzent-
rieren. «Die Entscheidung, ob
sie wieder antritt, muss Elisa-
beth Ackermann selber treffen.
Es ist für mich aber selbstver-
ständlich, dass sie noch einmal
antritt. Ich stehe ganz hinter
ihr.» Ackermann sei in ihrer
Arbeit sattelfest, verantwor-
tungsbewusstundkorrekt.«Lei-

der ist es aber nicht ihre Stärke,
ErfolgenachAussenzu tragen»,
so Arslan. Nun hätte sie fünf
WochenZeit, umdas zuändern.

Bleibt die Frage, ob ein fak-
tischer Imagewechsel innerhalb
eines Monats möglich und er-
strebenswert ist.Einecharakter-
liche 180 Grad Wende könnte
sehr kräftezehrend sein, erst
recht für jemanden, der schon
so imFokusderpolitischenGeg-
ner steht, wie es bei der amtie-
renden Regierungspräsidentin
der Fall ist. Politberater Daniel
Wiener (Grüne) bezeichnet die
Anfeindungen der Gegner gar
als «beleidigende und teilweise
unanständige Kampagne» und

verweist dabei aufdieKommen-
tare unter einem Facebookpost
vonTelebasel.DabeihabeElisa-
bethAckermanndurchaus viele
Erfolge zu verzeichnen: «Sei es
in der Kulturpolitik, zum Bei-
spiel beim Neubau des Natur-
museumsunddesStaatsarchivs,
der Integration oder im Stand-
ortmarketing. Nur leider be-
merkt eskaumjemand,wennal-
les gut läuft», soWiener.

Kontinuität, Verantwor-
tungsbewusstseinundStabilität
sind die Stärken, die Elisabeth
Ackermann aus den eigenen
Reihen immer wieder zuge-
schrieben werden. Man hofft
also auf ein «weiter so».

Aber auch bei denBürgerlichen
gibt es genügend Themen zu
diskutieren.Wackelig ist vor al-
lem der Sitz von Justiz- und Si-
cherheitsdirektor Baschi Dürr
(FDP). Gerade mal 300 Stim-
men liegt die Grünliberale Es-
therKellerhinter ihm.Undauch
Ackermann könnte ihm noch
gefährlich werden. Dürr dürfte
den zweiten Wahlgang 2016
noch imHinterkopf haben. Da-
mals schmolz seinkomfortabler
VorsprungaufBasta-Kandidatin
HeidiMückumüber 1000Stim-
men innert eines Monats. Für
dieFDPwäreeineAbwahlDürrs
gelindegesagt einDesaster.Die
Partei hätte dann innerhalb von

fünf Jahren ihren Sitz imNatio-
nalratund imRegierungsrat ver-
loren und die Anzahl Mandate
im Grossen Rat quasi halbiert.
FDP-PräsidentLucaUrgesegibt
sichoptimistisch:«DerersteRe-
gierungswahlgang ist für uns
sehr gut gelaufen. Jetzt müssen
wir den Sack zumachen.»

DieFragewird sein,wie sich
die SVP-Wähler verhalten. Die
Partei hat gestern mit ihrem
Kandidaten Stefan Suter be-
schlossen, nicht mehr im zwei-
tenWahlganganzutreten.Aller-
dings – und das ist das Bemer-
kenswerte – ohne gleichzeitig
eine Wahlempfehlung für Dürr
und Eymann abzugeben.

Sibel Arslan möchte Elisabeth Ackermann unterstützen, schliesst eine eigene Kandidatur aber auch nicht aus. Bild: Roland Schmid (23. Mai 2019)
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Diese 100 sitzen neu
im Basler Grossen Rat
So sieht das Parlament des Stadtkantons in den kommenden vier Jahren aus. Nicole Ama-

cher, bisher

Danielle Kauf-
mann, bisher

Kaspar Sutter,
bisher

Laurin Hoppler

Catherine Ali-
oth, bisher

Nicole Strahm-
Lavanchy

Felix Wehrli,
bisher

David Jenny,
bisher

Christoph
Hochuli

Edibe Gölgeli,
bisher

Pascal Pfister,
bisher

Harald Friedl,
bisher

Jo Vergeat,
bisher

Michael Hug,
bisher

DanielaStumpf,
bisher

Johannes
Sieber

Andrea Knell-
wolf, bisher

Tim Cuénod,
bisher

Sasha Mazzot-
ti, bisher

Sarah Wyss,
bisher

Heidi Mück

Stephanie Ey-
mann

PascalMesser-
li, bisher

Brigitte Kühne

Daniel Albietz

Beda Baum-
gartner, bisher

SebastianKölli-
ker, bisher

Christian von
Wartburg,bisher

MichelleLachen-
meier,bisher

André Auder-
set, bisher

Annina von Fal-
kenstein

Sandra Bothe-
Wenk, bisher

K.Sartorius-Brüsch
weiler,bisher

ThomasWidmer-
Huber,bisher

Barbara Heer,
bisher

Franziska Roth,
bisher

Raphael Fuhrer,
bisher

Fleur Weibel

Lydia Isler-
Christ, bisher

Stefan Suter

BeatBraun,bis-
her

Franz-Xaver
Leonhardt

Alexandra Dill,
bisher

Claudio Mioz-
zari, bisher

Semseddin Yil-
maz, bisher

Jürg Stöcklin,
bisher

Lukas Faesch

Beat K. Schal-
ler, bisher

Bülent Peker-
man

PasqualineGal-
lacchi, bisher

JessicaBran-
denburger,bisher

ToyaKrummen-
acher, bisher

Kerstin Wenk,
bisher

Beat Leuthardt,
bisher

François Bo-
cherens, bisher

Lorenz Amiet,
bisher

Tobias Christ

Luca Urgese,
bisher

Eric Weber

Salome Hofer,
bisher

Michela Seg-
giani, bisher

Raffaela Ha-
nauer, bisher

LeaWirz

Thomas Müry,
bisher

Joël Thüring,
bisher

Erich Bucher,
bisher

Andrea Strahm

Seyit Erdogan,
bisher

Melanie Nuss-
baumer

PatriziaBernas-
coni

Jérome Thiriet,
bisher

Raoul Furlano,
bisher

Jenny Schwei-
zer-Hoffmann

Niggi Daniel
Rechsteiner

Balz Herter,
bisher

René Brigger,
bisher

Lisa Mathys,
bisher

Stefan Wittlin,
bisher

Beatrice Mes-
serli, bisher

Alex Ebi, bisher

Gianna Hablüt-
zel-Bürki, bisher

Esther Keller,
bisher

Andreas Zap-
palà, bisher

Olivier Battag-
lia, bisher

Mahir Kabakci

Mehmet Sigirci,
bisher

MarianneHazen-
kamp-vonArx

Tonja Zürcher,
bisher

Jeremy Ste-
phenson,bisher

David Trachsel

Mark Eichner-
Guth, bisher

Brigitte Gysin

Thomas Gan-
der, bisher

Jean-Luc Per-
ret, bisher

Oliver Bolliger,
bisher

Oliver Thom-
men, bisher

Daniel Hettich,
bisher

Roger Stalder,
bisher

David Wüest-
Rudin,bisher

Beatrice Isler,
bisher

SP

GB

LDP

SVP

GLP

FDP

CVP EVP VA AB
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EingrosserNamealleinreichtnicht (immer)
Einige stadtbekannte Personen und ehemalige Politiker gehören zu den Wahlverlierern, andere zu den Gewinnern.

Viele haben sich echte Hoffnun-
gen auf einen Sitz im Grossen
Rat gemacht, andere waren
wohl nur als Listenfüller und
Stimmenbeschaffer im Einsatz:
Die Reihe von ehemaligen Poli-
tikerinnen und Politikern und
Persönlichkeiten, die am Sonn-
tag nicht gewählt wurden, ist
überraschend lang.

Früherenationaleund
kantonaleGrössen

Sie beginnt zum Beispiel mit
dem einstigen FDP-Vorzeige-
mannDanielStolz.Er erreichte
immerhin Rang 3 und kann sich
Hoffnungen machen, im Verlauf
der Legislatur nachzurücken.
Schwieriger wird es für seinen
Parteikollegen Christian Ege-
ler, der noch hinter dem abge-
wähltenChristianMoeschden
vierten Platz erreichte.

Lediglich im Mittelfeld lan-
dete beim Grünen Bündnis die
ehemalige Grossratspräsidentin
Brigitta Gerber. Auch alt
SP-Nationalrätin Christine
Keller ist auf ihrer Liste nur
vierte Nachrückende. Im Wahl-
kreis Riehen hat Rita Schia-

vi-Schäppi den Einzug in den
Grossen Rat für das Grüne
Bündnis verpasst.

Gerade beim Freisinn, der
im Stadtkanton erheblich Fe-
dern lassen musste, haben es ei-
nige in der Stadt und Region be-
kannte Kandidatinnen und Kan-
didaten nicht geschafft. Unter
ihnen die ehemalige Regie-
rungskandidatinNadineGaut-
schi, die alt Grossräte Stephan
Maurer, Rolf Stürm und Ro-
landVögtli,Metrobasel-Chefin
RegulaRuetzoder der einstige
Wahlkampfmanager Edwin
Tschopp.

Boxclub-Chef Angelo Gal-
lina,der sich erneut hat aufstel-
len lassen, ist in der nächsten

Legislatur nicht mehr direkter
Nachrückender.

Auch die SVP gehört zu den
Verlierern dieser Wahl. Alt
GrossratOskarHerzig hat den
Sprung ins Parlament nicht
mehr geschafft. Immerhin liegt
er noch einen Rang vor der gros-
sen weiblichen Nachwuchshoff-
nung der Partei,LaetitiaBlock.

Auch bei der Siegerpartei
des Wahlsonntags, den Grünli-
beralen, gibt es Verlierer. So hat
alt Grossrat Emmanuel Ull-
mann sich mit einem Platz im
Mittelfeld wohl für den Moment
aus der lokalen Politik verab-
schiedet. Der frühere Journalist
und heutige Kommunikator des
Unispitals, Nicolas Drechsler,

wurde zwar nicht gewählt, hat
auf seiner Liste aber ein ordent-
liches Resultat erzielt.

Der Wahlsonntag hat ge-
zeigt: Bekanntheit kann nützen,
muss aber nicht. Gastro-Unter-
nehmer Franz-Xaver Leon-
hardt (CVP) und CMS-Stif-
tungspräsident Lukas Faesch
(LDP) haben von ihrer stadtwei-
ten Bekanntheit profitieren kön-
nen. Insbesondere die Liberalen
setzen auf ihren Listen seit eini-
ger Zeit auf prominente Namen.
Während Faesch triumphiert,
muss derehemaligePolizeikom-
mandant Gerhard Lips zur
Kenntnis nehmen, dass ihm sein
früheres Amt überhaupt nichts
genützt hat.

Auch Architekt Meinrad Mor-
ger, dessen Claraturm vis-à-vis
seines Messeturms in die Höhe
wächst, hat es nicht geschafft,
immerhin steht er weiter oben
auf seiner Liste als Lips. Ähnlich
erging es dem Bankier und Prä-
sidenten der Kommission zum
Historischen Museum, Urs
Gloor, wie auch Anwalt Oscar
Olano. Hervorragend abge-
schnitten hat Beat von Wart-
burg,der Direktor der CMS. So-
fern Stephanie Eymann in die
Regierung gewählt wird, und da-
von kann seit gestern fast sicher
ausgegangen werden, wird er
nachrücken und im Grossen Rat
Platz nehmen.

Direkt hinter von Wartburg
hat sich Corinne Eymann, die
Frau von Nationalrat Christoph
Eymann, eingereiht. Auf Anhieb
gewählt wurdeAnninavonFal-
kenstein,die Tochter von Patri-
cia von Falkenstein und Chris-
toph Eymann. Ihr Bruder Ben-
jamin hingegen erreichte
allerdings auf seiner Liste nur
einen Platz im Mittelfeld.

PatrickMarcolli

Weiblicher, jünger,diverser
Die 100 Sitze des Basler Grossen Rats wurden am Sonntag neu verteilt. So sieht das Parlament künftig aus.

Silvana Schreier

Es blieb spannend bis am späten
Sonntagabend. Mit einer
Stimmbeteiligung von 43,5 Pro-
zent wählten die Baslerinnen
und Basler das neue Kantons-
parlament von Basel-Stadt: den
Grossen Rat. 792 Kandidieren-
de stellten sich zu Verfügung,
100 Sitze wurden vergeben. Ein
Blick in die Statistik zeigt Verän-
derungen, Niederlagen und
Überraschungen:

Der Frauenanteil

Seit 2016 sitzen 36 Frauen im
Grossen Rat. Ab Februar 2021
werden es 42 Grossrätinnen
sein. Der Frauenanteil ist damit
so hoch wie noch nie, schreiben
die Basler Parlamentsdienste.
Von allen Kantonsparlamenten
ist der Basler Rat derjenige mit
dem höchsten Anteil. Gleichzei-
tig haben vier Frauen die meis-
ten Stimmen erhalten. Es sind
die SP-Politikerinnen Nicole
Amacher, Alexandra Dill, Toya
Krummenacher und Danielle
Kaufmann. Amacher erreicht
6985 Stimmen – das ist 26 Mal
mehr als der mit den wenigsten
Stimmen gewählte Grossrat Oli-
vier Battaglia. Weiter gehen in
drei von fünf Wahlkreisen die
ersten Plätze jeweils an Kandi-
datinnen, in Riehen und Bettin-
gen sind die ersten Ränge von
Männern besetzt.

Die Sozialdemokraten

Zuerst waren sie guter Laune.
Finanzdirektorin Tanja Soland
schaffte bereits mit den Zwi-
schenresultaten die Wieder-
wahl. Und der Neuling Beat Jans
übertraf das Absolute Mehr

ebenso. Als im Verlauf des Nach-
mittags jedoch die Tendenz der
Grossratswahlen bekannt wur-
de, war die Freude verblasst. Die
Basler SP büsst vier Sitze ein und
ist demnach nur noch mit 30
Grossrätinnen und Grossräten

vertreten. Die Statistik der ver-
gangenen Jahre zeigt: Damit be-
findet sich die wählerstärkste
Partei auf dem tiefsten Stand
seit 1988. Damals gehörten 27
Grossratssitze der SP.

Die Bisherigen

Wer bereits vor vier oder acht
Jahren einen Sitz im Grossen
Rat erobert hat und sich erneut
zur Wahl stellte, für den oder
die gab es am Sonntagabend
einen Grund zum Anstossen.

Denn 92,5 Prozent aller bishe-
rigen Kandidierenden wurden
wiedergewählt. Dies entspricht
74 Sitzen im Parlament, die
auch in der kommenden Legis-
latur von derselben Person be-
setzt sind.

Veränderte Wahllisten

Die Verkündung der Schlussre-
sultate der Grossratswahlen ver-
zögerte sich sonntags. Der
Grund laut Staatsschreiberin
Barbara Schüpbach-Guggen-

bühl: Immer mehr Wählende le-
gen nicht mehr die unveränder-
ten Parteilisten ein, sondern
streichen, panaschieren und
verdoppeln die Namen ihrer
Lieblingskandidaten. Die treu-
ste Wählerschaft hat die SVP.
Derweil werden die Listen der
CVP am meisten verändert.

Die CVP

Für die Christdemokraten war
der Wahlsonntag relativ ent-
spannt. Regierungsrat Lukas
Engelberger wurde im ersten
Wahlgang bestätigt, die Partei
kann die sieben Sitze im Gros-
sen Rat halten. Auf Twitter
schreibt CVP-Präsident Balz
Herter: «Ich freue mich wahn-
sinnig über das Resultat der
CVP. Seit ich Parteimitglied bin,
ist es das erste Mal, dass wir an
Wähleranteilen zulegen konn-
ten!» Klingt gut, doch schaut
man sich die Zahlen an, zeigt
sich, dass sich dieser Erfolg im
Dezimalbereich abspielt: Den
Wähleranteil steigerte die CVP
von 6,3 auf 6,7 Prozent. Und
auch wenn die Anzahl Sitze ge-
halten werden konnte: Die Par-
tei stellte zuletzt 1902 weniger
Grossräte, nämlich drei.

Die Jugend

Das Basler Parlament wird ab
nächster Legislatur verjüngt. 47
Jahre ist das neue Durch-
schnittsalter und das Grüne
Bündnis stellt den jüngsten
Grossrat: Laurin Hoppler mit
Jahrgang 2001. Er politisiert für
das Junge Grüne Bündnis und
schafft die Wahl im ersten An-
lauf. Übrigens: Der älteste
Grossrat ist Thomas Müry von
der LDP mit Jahrgang 1945.

Nachwirkungen des Frauenstreiks von 2019?Mehr Frauen imBasler Grossen Rat. Bild: Kenneth Nars (14.6.19)

Mit42
Politikerinnen hat der

Grosse Rat den schweiz-
weit höchsten Frauenanteil.

Nachgefragt

«DieKämpfe
imlinkenLager
nehmenzu»

Basel-Stadt hat gewählt. Und für
einmal ticken wir nicht anders
als die Schweiz. Der Berner Poli-
tikberater und BuchautorMark
Balsiger ordnet die Resultate
vom Sonntag in den nationalen
Kontext ein.

HerrBalsiger,wie schätzen
SiedieBaslerWahlergebnis-
se ein?Entsprechen sieden
nationalenTrends?
Mark Balsiger: Das ist in der Tat
so. Da wäre zum einen die Grü-
ne Welle, die nach den nationa-
len Wahlen vor einem Jahr in
den Kantonen weiterrollt. Zum
anderen sehen wir, dass die Mit-
te vor grossen Veränderungen
steht – ausgelöst durch den Er-
folg der GLP, die mit progressi-
ven Ansätzen Einiges aufwir-
belt. Allerdings ist auch interes-
sant, dass die CVP nach acht
kantonalen Wahlen ihre Manda-
te praktisch halten konnte. Das
war nicht sicher.

Warum?
Weil die Partei im Umbruch
ist, im Hinblick auf die Fusion

mit der BDP. Die Stabilität in
den kantonalen Wahlen wird
nun aber noch zusätzlich Mut
machen für das Projekt «Die
Mitte».

GabesweitereÜberraschun-
gen in IhrenAugen?
Ich ging davon aus, dass die SP
zugunsten der Grünen verlieren
wird. Mit einem Minus von vier
Sitzen im Grossen Rat fällt die-
ser Verlust in der Hochburg Ba-
sel jedoch heftig aus. Die Wäh-
lerstromanalyse liegt noch nicht
vor, aber ich nehme an, dass dies
einem Teil der SP-Wählerschaft
geschuldet ist, der sich für die
Grünen und vereinzelt für die
Grünliberalen entschieden hat.
Damit hat die SP in Basel eine
gute Gelegenheit verspielt.

WiemeinenSiedas?
Die Partei musste zwei starke
Figuren in der Regierung erset-
zen. Dies hätte einen dynami-
schen Wahlkampf ermöglichen
können; die SP hat dies aber
nicht zu ihrem Vorteil genutzt.

Wirddie SPweiterhinWäh-
ler andieGrünenverlieren?
Die nächsten kantonalen Wah-
len finden im März in Solothurn
und im Wallis statt. Gut mög-
lich, dass bis dann die soziale
Frage ein viel grösseres Gewicht
hat als heute. Davon profitiert
üblicherweise die SP. Seit dem
fulminanten Sieg der Grünen
vor Jahresfrist mit einem Plus
von sechs Prozentpunkten be-
trachten diese sich allerdings
nicht mehr länger als Juniorpart-
ner der SP. Als Konsequenz neh-
men die Kämpfe imlinkenLager
zu. (rak)

Mark Balsiger. Bild: Remo Eisner
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BaselStadt Land Region

Jessica Brandenburger
28 Jahre, SP
«Ich hoffe, dass es mit so vielen
Jungen jetzt in Gesellschaftsfra­
gen, etwa bei der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie, rascher
vorwärts geht. In unserer Gene­
ration gibt es viele gut ausgebil­
dete Frauen, die beides wollen,
Karriere und Kinder. Auch bei
den jungen Männern herrscht
diese Meinung immermehr vor.
Das andere grosse Thema unse­
rer Generation ist der Klima­
wandel. Da hörtmanvonÄlteren
häufig: Übertreibt es mal nicht,
es war schon immer warm im
Sommer. Die Jungen hingegen
wissen, dass es ernst gilt. Es gibt
im Grossen Rat mehrere ältere
Herren, die einen als junge Frau
nicht ernst nehmen und einem
die Welt erklären wollen. Unter
ihnen sind auch ein paar richtig
unhöfliche Typen, die jungen
Kolleginnen gar nicht zuhören
oder sie sogar ausbuhen. Ich
hoffe sehr, dass sich diese Kultur
ändert, nun, da das Parlament
jüngerwird. Ich verstehe, dass es
schwierig ist für die alten Politi­
ker, Macht abzugeben. Aber wir
sind einTeil derGesellschaft und
haben das Recht, dort zu sein,wo
die wichtigen Themen verhan­
delt werden.»

Laurin Hoppler
19 Jahre, GB
«Ichmöchtemich nicht aufgrund
meiner Jugend zurückhalten,
sondern möglichst schnell mit
Power an die Grossratsgeschäfte
rangehen. Bei den Klimathemen
und der Klimagerechtigkeit will
ichwirklich vorwärtsmachen. Je­
der muss seine eigene Lebens­
form hinterfragen und auf ge­

wisse Dinge verzichten. Und ja,
das kann bedeuten, dass SUV in
der Stadt eingeschränktwerden.
Auch wenn ich die Autofahrer
natürlich lieber dazumotivieren
möchte, freiwillig das Tram zu
nehmen.Aber unsere Politik darf
auch wehtun – natürlich mög­
lichst nicht den Konsumentin­
nen und Konsumenten, sondern
den grossen Treibhausgassün­
dern. Ich glaube, bei den Jungen
ist parteiunabhängig derKonsens
da, dass es die Klimaproblema­
tik gibt. Bei Lösungen für die
Probleme gehen die Meinungen
dann natürlichwieder auseinan­
der, etwa beim Punkt, wie man
mit der Wirtschaft umgehen
soll. Ich bin klar der Meinung,
dass die grossen Player in die
Verantwortung genommenwer­
den sollten, wir aber gut hin­
schauen müssen, dass dadurch
nicht Menschen in die Arbeits­
losigkeit gedrängt werden.»

Annina von Falkenstein
24 Jahre, LDP
«Ich habewenig Sorgen, dass ich
als junge Frau nicht ernst ge­
nommen werden könnte. Durch
Kompetenz konnte ich mir be­
reits im beruflichen Umfeld, der
Hotellerie, stets Respekt ver­
schaffen. Ich glaube, dass es bei
uns Jungen mehr um die Sache
geht undwir eher über politische
Lagerhinaus zusammenspannen
können. Etwa beim Klima- oder
Frauenstreik, die man als eher
links wahrnimmt, wurde klar,
dass diese Themen junge Men­
schen aus allen politischen La­
gern bewegen. Uneinig sind wir
vielleicht darüber,welcheMass­
nahmen genau und in welchem
Zeitrahmen umgesetzt werden

müssen. Ich kannmirvorstellen,
dass es schon länger aktiv Poli­
tisierenden aufgrunde vieler
durchgestandener Links-rechts-
Geschäfte manchmal schwerer
fallen dürfte, das Finden von
Kompromissen vor die partei­
lichen Zwiespälte zu stellen. Be­
vor ich jetzt aberThemen aufliste,
die ich ins Parlament einbringen
möchte, steht eine Bestandsauf­
nahme an.Eswäre doch ziemlich
peinlich, mit Forderungen zu
kommen, die bereits pendent
sind.»

Raffaela Hanauer
27 Jahre, GB
«Wirwollen gross anrichten.Mit
Babyschritten geben wir uns,
besonders in Sachen Klima, nicht
mehr zufrieden. Es geht um
unsere Zukunft.Wirmüssen nun
nach den grossenHebeln suchen,
wie wir einen politischen und
gesellschaftlichen Wandel vor­
antreiben können. Wir Jungen
gehen anders an die Sache ran,
wir denken grösser und radika­
ler. Um damit ernst genommen
zuwerden im Grossen Rat, ist es
immens wichtig, doppelt und
dreifach gut vorbereitet zu sein.
Es gibt immer Voten, die ver­
suchen, einen als naiv hinzu­
stellen. Ältere Mitglieder bringt
es häufig aus demKonzept,wenn
sich Junge von Beginn an selbst­
bewusst zu Wort melden. Ich
sitze aber nicht aufs Maul, dafür
bin ich nicht gewählt worden.
Eines meiner nächsten Themen
wird das Grundeinkommen sein.
Wir brauchen das jetzt als
Sicherheitsnetz, nicht nur für
die Corona-Krise, sondern auch
wegen der Auswirkungen der
Klimakrise.»

David Trachsel
25 Jahre, Junge SVP
«Frische Ideen sind immer gut.
In diesen schwierigen Zeiten
müssen aber auch jüngere Poli­
tiker einen kühlen Kopf bewah­
ren und sich nicht zu überstürz­
ten Entscheidungen hinreissen
lassen. Ich bin genauso vom
Parteiprogramm der SVP über­
zeugtwie ältere Semester. In der
Altersvorsorge macht die ältere
Generation jedoch nur unge­
nügende Fortschritte. Damit die
junge Generation auch mal eine
würdige Rente erhält, müssen
die AHV und die 2. Säule grund­
legend reformiert werden. Auch
Vereinbarkeit und Klimakrise
sind wichtige Themen. Aber
Scheinlösungen wie das heiss
diskutierte CO2-Gesetzmit Ben­
zinpreiserhöhungen und Flug­
ticketabgaben bringen nichts
und plagen nur denMittelstand.
Wir müssen auf Spitzenfor­
schung und Innovation setzen.
Mir ist ausserdem die Bildungs­
politik ein wichtiges Anliegen.
Basel hat schweizweit das nied­
rigste Schulniveau, das ist inak­
zeptabel, die linke Bildungs­
bürokratie muss aufhören. Ich
bin unter anderem für die Ein­
führung der freien Schulwahl.»

Beda Baumgartner
29 Jahre, SP
«Es ist gut, dass mit mehr jun­
gen Grossrätinnen und Gross­
räten die Bevölkerung besser im
Parlament abgebildetwird.Aber
ich gehe nicht davon aus, dass
wir Jüngeren uns automatisch
immer einig sind und gute Lö­
sungen finden, nur weil wir alle
jung sind. Ich habe mit einem
alten Büezer aus der SP mehr

gemeinsam als mit einem jun­
gen SVPler, die politische Aus­
richtung ist für mich wichtiger
als das Alter. Bei der Klimakrise
bin ich aber froh, dass in meiner
Generation derKonsens darüber,
dass es eine Krise gibt, wohl
weiter ins bürgerliche Lager hi­
neinreicht als bei den 60-Jähri­
gen. Ich bin mir jedoch nicht si­
cher, ob die jungen Bürgerlichen
dann auch wirklich bereit sind,
die nötigen Lösungen mitzu­
tragen. Für die älteren Bürger­
lichen ist es sowieso manchmal
schwierig, zu akzeptieren, dass
nun auch junge, linke Frauen
ihren Platz imParlament suchen,
schliesslich geht es um Macht
und Mitbestimmung. Ich als
weisserMann bin da privilegiert
und muss mich weniger be­
haupten.»

Jo Vergeat
26 Jahre, GB
«Die vielen Jungen im Grossen
Rat geben dem Parlament eine
Auffrischung,Diskussionenwer­
den zielorientierter. Wir haben
nicht die alten Geschichten, die
bei älteren Ratsmitgliedern teil­
weise immer wieder zum Vor­
schein kommen. Wir können es
beispielsweise lockerer nehmen,
weil wir nicht schon seit Jahren
über Parkplätze streiten. Man
muss aber eine dicke Haut ha­
ben im Parlament. Da ist man
es nicht gewöhnt, dass junge
Frauen selbstsicher auftreten.
Doch wir gehören dahin, und
manwird sich an uns gewöhnen
müssen. Denn wir werden nicht
weniger,wirwerdenmehr. Mich
persönlich beschäftigen die
Auswirkungen der Corona-Krise
auf die Kultur momentan stark.

Dieser Fokuswird vermutlich bis
im nächsten Frühling bleiben.
Und natürlich müssen wir die
Klimakrise angehen.VieleÄltere
haben bei diesemThema grosse
Angst vor radikalen Forderun­
gen.Aberwirmüssen damanch­
mal radikal sein, weil man es zu
lange nicht war. Und das ist
das Verschulden der Alten. Jetzt
müssen wir als Gesellschaft
auch strengenMassnahmen ak­
zeptieren, damit wir das Ziel
erreichen.»

Mahir Kabakci
25 Jahre, SP
«Die Entscheide, die im Grossen
Rat gefällt werden, werden uns
Junge über eine längere Zeit be­
einflussen als die Älteren. Des­
halb ist es wichtig, dass wir im
Parlament vertreten sind. Es gibt
viele Themen, die wir anpacken
müssen. Aktuell geht es sicher
darum, zu verhindern, dass
wegen Corona viele Menschen
arbeitslos werden. Ansonsten
will ich besonders beim Thema
Chancengleichheit vorwärts­
machen, unter anderemmüssen
das Stipendienwesen und die
Frühförderung ausgebaut wer­
den. Ich glaube, es ist eine Tat­
sache, dasswir Jungen uns nicht
mit Scheinlösungen abspeisen
lassen, sondern gute Ergebnisse
erreichen wollen. Ob wir damit
durchkommen, ist eine andere
Sache, das wird sich zeigen. Ich
mache mir auf jeden Fall keine
Sorgen, dass man mich nicht
ernst nehmen könnte. Seit 2017
politisiere ich aktiv in der
Bürgergemeinde, da gab es nie
derartige Probleme.»

Aufgezeichnet von Nina Jecker

«Unsere Politik darf wehtun»
Die Jungen im Basler Grossen Rat Noch nie war der Basler Grosse Rat so jung wie in der kommenden Legislatur.
Wer sind die Volksvertreter unter 30 Jahren?Wie radikal sind sie? Die BaZ hat nachgefragt.

Jessica Brandenburger (28, SP): «Ich hoffe, dass es
in Gesellschaftsfragen rascher vorwärts geht.»

Beda Baumgartner (29, SP): «Ich gehe nicht davon
aus, dass wir Jüngeren uns immer einig sind.»

Annina von Falkenstein (24, LDP): «Ich glaube,
dass es bei uns Jungen mehr um die Sache geht.»

David Trachsel (25, Junge SVP): «Die AHV und die
2. Säule müssen grundlegend reformiert werden.»

Laurin Hoppler (19, GB): «Bei den Klimathemen will
ich wirklich vorwärtsmachen.» Foto: Delia Ebi Fotografie

Raffaela Hanauer (27, GB): «Eines meiner nächsten
Themen wird das Grundeinkommen sein.»

Mahir Kabakci (25, SP): «Das Stipendienwesen und
die Frühförderung müssen ausgebaut werden.»

Jo Vergeat (26, GB): «Im Grossen Rat ist man es nicht
gewöhnt, dass junge Frauen selbstsicher auftreten.»
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Kandidierende
im Stresstest
Der Basler Regierungswahlkampf verspricht in
der zweiten Runde nochmals viel Spannung. Die
«Schweiz am Wochenende» hat allen Kandidie-
renden auf den Zahn gefühlt – mit teils unange-
nehmen Fragen.

Ins Basler Rathaus wollen sie alle,
Platz hat’s nur noch für drei.
Bild: Martin Töngi

«Die Kritik macht mir sehr Mühe»
Heidi Mück (GB) spricht über Kurswechsel und Verteidigungsschlachten.

FrauMück, eineRegie-

rungsrätin verdientum

die 300000Franken

pro Jahr.WürdenSie

IhreGenossen-

schaftswohnung

aufgeben?

Heidi Mück: Diese Frage
stellt sich für mich nicht.
Müsste ich demnach in eine
Villa ziehen, nur weil ich mehr ver-
diene? Ich werde meinen Lohn nicht
ganz für mich behalten. Es würde be-
deuten, dass ich mehr Organisationen
und Menschen durch Spenden unter-
stützen kann, wenn ich in meiner Woh-
nung bleibe.

ImMai teilte dieBastamit,man

habe sichbewusst gegeneine

Regierungsratskandidatur ent-

schieden.WannkamderKurs-

wechsel?

Damals war es eine ganz andere Situa-
tion. Wir hatten überlegt, ob wir mit
einer fünften Kandidatur dazukommen
wollen. Es ging darum, die rot-grüne
Mehrheit auszubauen. Jetzt braucht es

eine weitere linke Kandidatur,
um diese bestehende Mehr-

heit in der Regierung zu
verteidigen.

Nachdemersten

Wahlgangwurde

Basta-Nationalrätin

SibelArslanalsmögliche

Kandidatin fürdenRegie-

rungsrat gehandelt.HättenSie

zu ihrenGunstenverzichtet?

Ja, ich hätte mich zurückgenommen.
Ich finde, man sollte jungen Frauen sol-
che Gelegenheiten bieten. Ich hätte es
Sibel Arslan sehr gegönnt und hätte sie
in dieser Position auch gesehen. Aber
die Frage kam bei uns nicht auf. Sie
macht in Bern super Arbeit und hat
wichtige Dossiers, die sie weiterführen
will.

NachderBekanntgabe IhrerKan-

didaturkamenauchmehrere

kritischeStimmenauf – auchaus

demlinkenLager.WiegehenSie

mit dieserKritikum?

Ich habe sehr Mühe damit, vor allem

auch mit der Art und Weise. Zum Teil
wurden über mich Unwahrheiten er-
zählt und ich habe einen gewissen Stan-
desdünkel herausgelesen. So wurde
beispielsweise geschrieben «die kann
das doch gar nicht». Dabei mache ich
seit fast 40 Jahren Politik, auch in Füh-
rungspositionen. Ist das plötzlich nichts
mehr wert? Ich hätte gern inhaltlich dis-
kutiert. Über meine politischen Ziele
kann man sich sehr wohl streiten, aber
im Zentrum stand meine Person. Diese
Verteidigungsschlachten haben mich
viel Energie gekostet, was überhaupt
nicht zielführend ist.

Vor 14 JahrenhabenSie einen

Boykottaufruf israelischerProduk-

teunterschrieben.WürdenSie

heuteWarenaus Israel kaufen?

Ich bevorzuge generell regionale Ware.
Somit kaufe ich auch keine Produkte
aus Übersee, ausser sie basieren auf der
Idee des fairen Handels. Wenn es bei-
spielsweise Max-Havelaar-Produkte
aus Israel gäbe, dann würde ich das
schon kaufen. Ich schliesse es somit
nicht aus. (aib)

«Hätten uns früher bewerben sollen»
Beat Jans (SP) redet über Versäumnisse seiner Partei und seine Machtansprüche.

Herr Jans, plötzlichkandi-

dierenSie fürdasPräsi-

dialamtundwollendas

Amt fürUmwelt inte-

grieren. SindSie ein

Machtpolitiker?

Beat Jans: Nein, ich bin
ein Sachpolitiker. Ich habe
mich schon immer aus
Überzeugung für den Klima-
schutz engagiert, ehrenamtlich wie
beruflich. Deshalb will ich erreichen,
dass die Regierung dieses Thema prio-
ritär behandelt.

IndieseLage sindSie geraten,weil

dieGrünendieWiederwahl von

ElisabethAckermannverpasst

haben. SindSie eigentlich sauer auf

dieGrünen?

Nein, sauer bin ich sicher nicht. Ich bin
gemeinsam mit den Grünen ent-
täuscht, sehe es aber als Chance, die
Wahlen zu einer Klimawahl zu machen.

Ist IhnendasPräsidialdepartement

in seiner jetzigenFunktionnicht

gut genug?

Ich fand das PD schon immer
spannend. Ich zähle zu je-

nen innerhalb der SP, die
es immer schade fanden,
dass wir nicht selber die-
se Rolle eingenommen
haben. Gemessen an

unserer Parteistärke wäre
es konsequenter gewesen,

wir hätten uns früher um die-
ses Amt beworben.

Dank ihremStuntdrohtdie SP jetzt

aber, vielleicht zwei Schlüsselde-

partemente zuverlieren.

In letzter Konsequenz ist die Regierung
ein Kollegialgremium. Kommt dazu,
dass wir auf ein starkes Parlament zäh-
len können. Aber natürlich wäre mehr
Dynamik zu erwarten für den Klima-
schutz, wenn die rot-grüne Mehrheit
bestehen bleibt in der Exekutive.

Sie sprechenvoneiner rot-grünen

Mehrheit – abermitHeidiMück ist

dasTicket rot-rot, odernicht?

Heidi Mück ist die Delegierte des Grü-
nen Bündnisses, sie ist Geschäftsfüh-

rerin der Umweltfachfrauen und setzt
sich schon lange für grüne Anliegen ein.

ChristophBrutschingilt nicht als

besonders linker SPler, gleichwohl

sinddieSozialkostenunter ihm

enormgestiegen.Wiewäredas

dannmit IhnenalsWSU-Chef?

Die Entwicklung ist absolut richtig, sie
widerspiegelt die Kostenentwicklung
der Leute: Prämien steigen, Mieten
auch – da muss der Kanton helfen.

Diebzhat gestern Ihrproblemati-

schesVerhältnis zuMedien thema-

tisiert. SolltenSiedasWSUüber-

nehmen,wärenSieMedienminis-

ter. Ist dasnicht ein Interessen-

konflikt?

Die Unabhängigkeit der Medien ist für
mich ein sehr wichtiges Gut in der De-
mokratie. Es ist wichtig, die Mächtigen
ständig zu hinterfragen, deshalb habe
ich meinen Tweet wieder gelöscht. Als
Medienminister würde ich mich genau
dafür einsetzen. Guter Journalismus ist
dann möglich, wenn er über die nötigen
Ressourcen verfügt. (bro)

«Finanziell bin ich nicht aufs Regierungsamt angewiesen»
SP-Kandidat Kaspar Sutter sagt, wie er mit der Ultralinken Heidi Mück Wahlkampf führen kann – und wie seine Beratungsfirma läuft.

Herr Sutter, nachdem sich

Regierungspräsidentin

ElisabethAckermann

zurückgezogen hatte,

mussten dieGrünen

auf die Basta-Kandi-

datinHeidiMück

zurückgreifen, weil sie

keine eigeneKandidatin

hatten.Warumhaben Sie

sich nicht zuGunsten eines

männlichen grünenKandidaten

zurückgezogen?

Kaspar Sutter: Ich hatte das sechstbes-
te Resultat im ersten Wahlgang. Es
war für das gesamte rot-grüne Bünd-
nis klar, dass ich mit diesem guten Er-
gebnis wieder antrete.

Sie gelten als liberaler

Linker. Nunmüssen Sie

gemeinsammitHeidi

Mück einenWahl-

kampf führen, die

links aussen politi-

siert.Wie geht das

zusammen?

Es ist richtig, dass wir beide
unterschiedliche Vorstellun-

gen in einzelnen Themenberei-
chen haben. Es gibt eine grosse Band-
breite, die das seit 16 Jahren vereinte
rot-grüne Bündnis abdeckt. Wichtig
ist allerdings, dass wir uns in den zen-
tralen Fragen einig sind: Wir wollen
soziale Verantwortung übernehmen,
aktiv den Klimaschutz stärken, und

wir engagieren uns fürs bezahlbare
Wohnen.

Sie stellen sich ja auf den Stand-

punkt, dass dasAmt für Umwelt

undEnergie nur dann ins Präsi-

dialdepartementwandern soll,

wennBeat Jans gewählt wird –

weil er die Qualifikationenmit-

bringt. Eymann soll das Amt für

Umwelt undEnergie nicht bekom-

men. Angenommen, Sie überneh-

men als Regierungsrat das Bau-

undVerkehrsdepartement.Wür-

den Sie das Bauwesen dann

jemandemgeben, der sich besser

damit auskennt?

Ich kandidiere nicht für ein spezielles

Departement und könnte mir alle De-
partemente vorstellen. Für das Präsi-
dialdepartement kandidiere ich aber
nicht. Jedes Departement bringt neue
Herausforderungen. Diese lassen sich
aber meistern, denn man trifft auf ein
bestehendes Team von Expertinnen
und Experten. Bei Frau Eymann stel-
len wir auch weniger die Qualifikation
in Frage als den politischen Willen.
Wir wollen, dass die Regierung den
Klimaschutz vorantreibt. Bei Frau Ey-
mann sehen wir diesen Fokus leider
nicht.

Wenn Sie am letztenNovember-

wochenende nicht in die Basler

Regierung gewählt werden: Be-

graben Sie dann die Ambitionen

auf das Exekutivamt?

Ich konzentriere mich voll auf den
zweiten Wahlgang. Alles andere be-
schäftigt mich momentan nicht.

Sie sind finanziell nicht darauf

angewiesen, gewählt zuwerden?

Oder anders gefragt:Wie läuft

Ihre Beratungsfirma?

Ich verdiene mit meiner Firma genug,
auch wenn es aufgrund von Politik
und Wahlkampf sicher weniger ist
(Anm. d. Red.: Kaspar Sutter war von
2009 bis 2017 Generalsekretär des Fi-
nanzdepartements). Finanziell bin ich
nicht auf das Regierungsamt angewie-
sen. (lsi)
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Kandidierende
im Stresstest
Der Basler Regierungswahlkampf verspricht in
der zweiten Runde nochmals viel Spannung. Die
«Schweiz am Wochenende» hat allen Kandidie-
renden auf den Zahn gefühlt – mit teils unange-
nehmen Fragen.

«Es braucht kein Blockdenken»
Esther Keller (GLP) möchte Allianzen mit Links und Rechts.

FrauKeller, eineGrossrä-

tin, vielleicht baldauch

eineRegierungsrätin –

wäredieGLPbei Ihrer

Wahlnichtüberreprä-

sentiert?

Esther Keller: Wir haben
ein gutes Resultat bei den
Wahlen im Oktober ge-
macht und andere Parteien
wie die FDP oder die CVP überholt.
Es war eine Klimawahl und eine Frau-
enwahl. Es zeichnet sich eine klare Ten-
denz ab, dass die Leute ebendiese Poli-
tik wollen, die Verbindung von Ökolo-
gie mit der Wirtschaft. Deshalb: Nein,
wir wären nicht überrepräsentiert.

Sie rücktenerst vor eineinhalb

Jahren indenGrossenRatnach,

bewirtschaftetenbisherkeine

grossenDossiers.Reichtdas, um

Regierungsrätinoder garRegie-

rungspräsidentin zuwerden?

Bevor ich in den Grossen Rat kam, habe
ich bereits drei Jahre Politik gemacht.
Ausserdem habe ich unternehmerische
Erfahrung. Leute, die mich unterstüt-

zen, überzeugt meine Erfah-
rung mit verschiedensten

Unternehmen, aber auch
mein privates Engage-
ment in Vereinen, etwa
für den Sport. Und man
wählt jemanden ja auch

aufgrund seiner Haltung:
Ich stehe für das Grüne,

aber für auch Offenheit und
Transparenz.

Sie sagenalso, Sie stehen fürs

GrüneundauchdasSoziale, sind

dannaberdoch für einBettelver-

bot.Da siehtmanüberhauptkeine

Linie.

Bei jedem Vorstoss versuchen wir als
Partei, die beste Lösung für alle zu fin-
den. Da gibt es keine ideologischen
Scheuklappen, die besagen, das sei
jetzt die Linie, alles andere gehe nicht.
Beim Bettelverbot sind wir der Ansicht,
dass es flankierende Massnahmen
braucht. Das war mein Vorschlag und
dafür bietet die Regierung ja jetzt
Hand. Wir sind nicht links oder rechts,
sondern suchen den besten Weg.

InderRegierungwürdenSie also

ständig zwischendieBlöckegera-

ten,wärendasZüngleinander

Waage.WiewollenSie so etwas

bewirken?

Das hängt wie gesagt vom Thema ab.
In Klimathemen sind es Allianzen mit
links, bei Bürokratieabbau mit den Bür-
gerlichen.Es geht dochdarum, gemein-
sam zu schauen, wie sich der Kanton
für die nächsten Jahre positioniert und
dass wir gemeinsame Ziele für die Zu-
kunft setzen. Es braucht kein Blockden-
ken, sondern viel mehr ein 3-1-3 Balan-
cesystem.

WelchesDepartementwürdenSie

anstreben, falls esmit demRegie-

rungspräsidiumnicht klappen

sollte?

Da ich seit vielen Jahren in der Privat-
wirtschaft unterwegs bin und unter
anderem Einblick in den Verwaltungs-
rat eines Arealentwicklers habe, hätte
ich viele Schnittstellen zum Baude-
partement. Aber auch das WSU würde
mich reizen. Eine klare Präferenz habe
ich nicht, ich bin offen. (no)

«Ich gelte als kantiger als andere»
Baschi Dürr (FDP) hat es aufgegeben, geschmeidiger zu wirken.

HerrDürr, fürwen ist

dieser zweiteWahlgang

wichtiger: für Sie oder

IhrePartei?

BaschiDürr:Natürlich ist
die Wahl für meine Par-
tei und mich persönlich
wichtig. Vor allem wichtig
ist sie aber für die Baslerin-
nen und Basler. Sie entschei-
den, wer die nötige Führungserfah-
rung im Regierungsrat mitbringen soll,
um unseren Kanton Schritt für Schritt
aus der Krisensituation zu bringen.

BereuenSie angesichtsder schwä-

chelndenFDP,dass Siedamalsden

starkenLiberalendenRücken

gekehrthaben?

Nein, ich fühle mich in meiner Partei
sehr wohl. Und vor allem funktioniert
die Zusammenarbeit unter den Bürger-
lichen derzeit gut.

Liegt esnur an IhremDeparte-

ment, dass Sie schonwieder in

einenzweitenWahlgangmüssen?

Gerade in den Städten stehen die Poli-

zeidirektoren oft im Kreuzfeu-
er der Kritik. Zudem gelte

ich vielleicht als kantiger
als andere…

VersuchenSie jetzt

also, etwasgeschmei-

diger zuwirken?

(lacht)Diesen Versuch habe
ich vor Jahren aufgegeben!

Falls Siewiedergewähltwerden,

dürftedieRegierungeinebürger-

licheMehrheit haben.Einem

Departementswechsel stünde

dannnichtsmehr imWeg.

Das grosse und komplexe Justiz- und
Sicherheitsdepartement ist nicht im-
mer der einfachste, aber ein hoch span-
nender Betrieb mit topmotivierten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. Ge-
meinsam haben wir in den letzten
Jahren viel erreicht. Ich hätte auch in
der Vergangenheit das Departement
schon wechseln können und habe es
nicht getan. Am Schluss aber entschei-
det wie immer der jeweils neu zusam-
mengesetzte Regierungsrat.

Wieviele StimmenerhoffenSie

sichvomimEiltempoverabschie-

detenBettlerverbot?

Dass dies mit den Wahlen zusammen-
fällt, ist ein Zufall. Der Regierungsrat
hat immer gesagt, dass er von sich aus
keine Vorlage für eine Gesetzesände-
rung bringt, aber rasch vorwärtsma-
chen würde, sollte der Grosse Rat ihn
damit beauftragen. Nichts mehr und
nichts weniger haben wir getan.

Ist das einVorbote für einemögli-

chehärtereGangart derPolizei

generell indernächstenLegislatur?

Schliesslich sindSie ja imzweiten

Wahlgangauf viele SVP-Stimmen

angewiesen.

Nein. Die Position des Regierungsrats
für das allgemeine Bettelverbot, durch
die Polizei pragmatisch umgesetzt,
habe ich schon vor zwei Jahren vertre-
ten. Und ganz generell habe ich in den
letzten acht Jahren bewiesen, dass ich
meine (Polizei-)Politik mit Augenmass
nach allen Seiten verteidige und konse-
quent durchziehe. Daran wird sich
überhaupt nichts ändern. (map)

«Ich sage, ein Name nützt, schadet oder ist neutral»
LDP-Kandidatin Stephanie Eymann erklärt, warum sie nicht gerne darüber redet, was sich mit ihr ändern würde.

FrauEymann,warum

sagenSienie,was sich

mit einerbürgerlichen

Mehrheit ändern

sollte?

Stephanie Eymann: Die
bisherigen Bürgerlichen
setzen auf Stabilität und
Kontinuität. Ich bin zurück-
haltender, denn ich bin neu.
Die Bisherigen können mit diesen
Werten besser argumentieren. Ich brin-
ge dafür meine Führungserfahrung aus
dem Berufsleben in der Verwaltung
mit. Da zwei SP-Regierungsräte abtre-
ten, ist jetzt der Moment gekommen,
um das Ruder rumzureissen und die
Mehrheit zu haben. Es ist nicht alles

schlecht, was Rotgrün ge-
macht hat. Aber es ist wich-
tig, dass die Regierung ein
gutes Verständnis für die
Wirtschaft hat. Dieses ist
von bürgerlicher Seite
einfach grösser.

WennSie esnicht ins

Präsidialdepartement

schaffen,wollenSiedanndas

Justiz- undSicherheitsdeparte-

mentübernehmen?

Mein Wahlkampf richtet sich nochmals
voll aufs Präsidium aus. Im ersten
Wahlgang habe ich dort auch von allen
Antretenden am meisten Stimmen be-
kommen. Sollte es nicht klappen, aber

ich wäre Regierungsrätin, dann müssen
wir intern schauen, wie wir die De-
partemente zuteilen. Es gehört zur Ge-
pflogenheit, dass man das nicht öffent-
lich ausbreitet. Aber wenn man kandi-
diert, muss man sich mit der Frage
auseinandersetzen, ob man sich eine
Leitung verschiedener Departemente
vorstellen kann. Und ja, das kann ich.

Ist IhreKandidatur einAngriffauf

BaschiDürr?

Nein, das ist sie definitiv nicht. Wir sag-
tenganzbewusst,dasswir zuviertkom-
men. Ichverstehe,dassmeinBeruf zum
Justiz- und Sicherheitsdepartement
passt. Aber es hat eigentlich niemand
wegenseinesWerdegangseinDeparte-

ment bekommen – ausser Erziehungs-
direktor Conradin Cramer, weil er frü-
her auch in die Schule gegangen ist.

HättenSie auch soviele Stimmen

erhalten,wennSienichtEymann

heissenwürden?

Diese Frage wird mir sehr oft gestellt.
Ich sage, ein Name nützt, schadet oder
ist neutral. Mein Nachname ist in Basel
natürlich bekannt. Aber ich konnte im
Wahlkampf zeigen, dass ich einen sehr
eigenständigen Werdegang habe und
mir die Sporen abverdient habe. Das
gute Abschneiden im ersten Wahlgang
ist vor allem meinem Leistungsausweis
zu verdanken – ohne zu sagen, dass
meine Familie gar keinen Einfluss hat.

Man könnte es auch so sehen: Die Fa-
milie Eymann polarisiert seit Jahren in
der Basler Politik, nicht alle mögen uns,
und trotzdem habe ich ein gutes Resul-
tat erreicht.

SiehabendasabsoluteMehr im

erstenWahlgangum79Stimmen

verpasst.KönnenSie sich jetzt im

zweitenWahlgangzurücklehnen?

Absolut nicht. Vielleicht ist es Schick-
sal, dass es 79 Stimmen sind, die mir
zur Wahl gefehlt hatten, so viele wie
mein Jahrgang. Zurücklehnen ist aber
kein Thema. Ich hatte mir nie erträumt,
dass es im ersten Wahlgang so knapp
wird. Jetzt gebe ich nochmals Vollgas
für den zweiten Wahlgang. (sil)

26 27
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Die Arroganz der Linken
In Basel-Stadt liegt völlig gegen den Schweizer Trend einMachtwechsel hin zur Rechten in der Luft. SP undGrüne sind selber schuld.

Francesco Benini

InBern hält die Linke vier von fünf Sit-
zen in der Stadtregierung. In Genf
ebenso. In Lausanne besetzen linke
Parteien sechs von sieben Sitze in der
Exekutive. In Zürich sind es sechs von
neun. Im Kanton Basel-Stadt aber
könnten die Bürgerlichen im zweiten
Wahlgangam29.NovembereineMehr-
heit erringen.DerRegierungsrat könn-
te nach rechts kippen.

Warumistdas so?Warumschertdie
drittgrösste Schweizer Stadt aus? Sind
die Baslerinnen und Basler linker Re-
zepteüberdrüssig?HabenSiegenugda-
von, dass Autoparkplätze Velospuren
weichen?Dassdergenossenschaftliche
Wohnungsbau gefördert wird und die
Steuern vergleichsweise hoch bleiben,
damit der Staat seine Leistungen aus-
bauen kann?

Nein. In den kommunalenAbstim-
mungenentscheidendieBasler zuwei-
len noch linker, als es die bisherigeRe-
gierungwollte. Für einen striktenMie-
terschutz. Für Verkehrsberuhigungen.
UndGutverdienermüssen – wie es die
Jungsozialisten forderten –mehr Steu-
ern zahlen, obwohldie Staatsrechnung
tiefschwarz ist, seit Jahren.

Was ist also los im Stadtkanton?
Wenn die Politik der Exekutive nicht
grundsätzlich inFragegestelltwird,wo
liegt derGrund?

DieGrünenversagenkläglich
alsRegierungspräsidenten
Diedominante SP ist selbstherrlich ge-
worden. Und mit ihr die Grünen. Bei-
den Parteien unterlaufen haarsträu-
bendeFehler.UndExponentenbeider
Parteien meinen, dass man um die
Unterstützung der Wahlberechtigten
nicht kämpfenmüsse.Mandarfmit ihr
rechnen, jaman fordert sie sogar ein.

ErsterAktdesTrauerspiels: dasRe-
gierungspräsidium. Warum wurde es
2009überhaupt geschaffen?ElmarLe-
dergerberbeeindrucktedieBasler.Der
Zürcher Stadtpräsident repräsentierte
seine Stadt geschliffen, und er wirkte
mit seinenVorschlägen in die nationa-
lePolitikhinein. SoeinenwieLederger-
ber wollte man am Rheinknie auch.
Dann besuchte KlausWowereit Basel.
Wow,derWowereit!DerdamaligeBür-
germeistervonBerlinbeeindruckteden
Verfassungsrat schwer. Nach seinem
Vortragwarklar: Basel braucht einPrä-
sidialdepartement.

Die Regierungsräte der SP besetz-
tendannaber doch lieber dieDeparte-
mente, in denen es mehr zu entschei-
den gibt. Sie überliessen das Regie-
rungspräsidium und die
RepräsentationspflichtendenGrünen.

GuyMorin war ein eher steifer Re-
präsentant.Vorschläge fürdienationa-
lePolitik kamenvon ihmkeine.MitEli-
sabethAckermannwurdees2017noch
schlimmer.DiegrünePolitikerinmach-
te in ihrenAuftritteneinenungelenken
Eindruck.Und sie schaffte es, in einem
ihrerwenigenDossiers, derKultur, ein
Durcheinander anzurichten. Gleich
mehrereBaslerMuseen rutschten infi-
nanzielle undpersonelle Schwierigkei-
ten. Basel gibt viel auf seinen Ruf als
Kulturstadt. Der Unmut über Acker-
mannwuchs.

Am25.Oktoberwurde siedurchge-
reicht auf der Liste der Anwärter. Sie-
benSitzegibt es inderbaselstädtischen
Regierung; Ackermann landete auf
dem neunten Platz. Ein Debakel. Die
Führungsgremien von SP und Grünen
wirkten entgeistert. Seit 15 Jahren –
demWechsel vonRechts zuLinks –wa-
ren ihreKandidatenmehroderweniger
im Paket gewählt geworden. Dass ein

BewerbervonderListegestrichenwird,
das war nicht vorgesehen.

Den Grünen war klar, dass sie
Ackermann fallenlassenmussten.Aber
siehatten sichnicht vorbereitet fürdie-
sen Fall. Weit und breit gab es keinen
Ersatz.DasprangHeidiMück indieLü-
cke. Sie gehört zur Splitterpartei Basta
(Basels starkeAlternative) und steht so
weit links, dass es sogar Sozialdemo-
kratenmulmigwird.

Mück findet, man könne darüber
nachdenken, die Basler Pharmaindust-
rie zu verstaatlichen. Wenigstens einen
Teil.Mückerklärt, dassdas Justizdepar-
tementfürsienichtgeeignetsei,weil sie

«ein schwieriges Verhältnis mit Polizis-
ten» habe. Mück unterzeichnete einen
AufrufzumBoykott fürWarenausIsrael.

DerSP-Kandidatgibtbereits sein
Wunschdepartementbekannt
DieSPwillnichtzurückstehenmitPein-
lichkeiten.RegierungsratskandidatKas-
parSutter regt an,dassdasPräsidialde-
partementaufgewertetwerdensollmit
derZuständigkeit fürUmweltbelange –
aber nur wenn Parteikollege Beat Jans
Regierungspräsidentwerde, sonstnicht.
DieSPbemühtesichumgehendumeine
Verwedelung,aberdasLokalfernsehen
hatteSutterbei seinerVerirrunggefilmt.

Wir Sozialdemokraten basteln uns die
Regierung, wie sie uns gefällt, und die
anderenParteiensollenschauen,wosie
bleiben – so die Haltung des langjähri-
gen Staatsbeamten.

Kaspar Sutter verkündete auch be-
reits, welches Departement er selber
übernehmen wolle, falls er gewählt
wird. Das ist völlig unüblich und zeigt,
wie anmassenddieBasler Sozialdemo-
kratengeworden sind.KönnendieBür-
gerlichen die Chance nutzen?

Die Juristin StephanieEymannvon
den Liberaldemokraten verfehlte im
erstenWahlgangdenSprung indieRe-
gierung nur ganz knapp. Es wäre eine

Überraschung, wenn sie es nun nicht
schaffte. Der Freisinnige Baschi Dürr,
amtierender Justiz- und Sicherheitsdi-
rektor, bangt hingegen um seine Wie-
derwahl.Er gilt als eherdistanziert und
hat sich denRuf erworben, dass er lan-
ge zuschaut, wenn es in seinem De-
partement Probleme gibt.

ProfitierenkönnteEstherKeller von
denGrünliberalen. Schon imKantons-
parlament gibt dieGLPdenAusschlag,
ob Links oder Rechts obsiegen. ImRe-
gierungsrat könnte bald Keller diese
Rolle zukommen. Die vormalige Jour-
nalistin und heutige selbstständige
Kommunikatorin trifft einen Nerv mit
der Aussage, dass es Basel und seiner
Regierung an Dynamik fehle. Dem
Stadtkantongeht esnicht schlecht.Mit
ihren Steuerabgaben füllen Novartis
und Roche die Staatskasse; sie erzielte
2019einenkolossalenÜberschuss von
746MillionenFranken.DieRegierung
verwaltet den Erfolg und geht die Er-
schliessungvormaliger Industrieareale
für neueNutzungenwenig beherzt an.
Die SP will mehr Geld ausgeben und
fordert nunGratis-Kitas für alle.

DieLiberalenspannennicht
mehrmitderSVPzusammen
Was ist dieLehre ausBasel für dieBür-
gerlichen in anderen Schweizer Städ-
ten? Wie erringt man die Mehrheit in
derRegierungoder kommtwenigstens
nahe an einen Machtwechsel? Libera-
le, FreisinnigeundChristlichdemokra-
ten spannen inBaselnichtmehrmitder
SVP zusammen. Das erhöht dieWahl-
chancen in der Mitte. Die Volkspartei
ist imGrenzkantonnach internenQue-
relen ohnehin zurückgefallen.

BürgerlicheAnsätzehabenes inden
grossenSchweizer Städten schwer.Die
Parteien zur Rechten müssen warten,
bis die erfolgsverwöhnte Linke über
ihre Arroganz stolpert.Wie in Basel.

Francesco Benini, Autor der
Zentralredaktion von CH Media,
ist Ex-Wahlbasler und studierte an
der Universität Basel.

Grosse Städte klar in linker Hand
Die Entwicklung setzte in den neunziger Jahren ein und akzentuiert sich.

Naturgegeben ist es nicht, dass die
grossen Schweizer Städte von der SP
unddenGrünen regiertwerden. Inden
Achtzigerjahren waren fast überall die
BürgerlichenanderMacht. 1990kipp-
te der Zürcher Stadtrat nach links, das
Gleiche geschah dann in Genf, Lau-
sanne, Bern. Im baselstädtischen Re-
gierungsrat stellen Sozialdemokraten
undGrüne seit 2005 dieMehrheit.

Umschwungdankeiner
wirtschaftsfreundlichenHaltung
DerTrendhat sich indenvergangenen
zehn Jahren verschärft. In den Stadt-
zürcherWahlenvon2018errangen lin-
ke Politiker sechs von neun Sitzen im
Stadtrat, zudemgewanndieLinkeeine
klareMehrheit imParlament. ImGros-
senRat vonBasel-Stadt sinddieMehr-
heitsverhältnisse aberweniger eindeu-
tig; hier kommt den Grünliberalen die
Rolle des Züngleins an derWaage zu.

Warum ist die Linke indenStädten
so erfolgreich? Warum spricht man

nicht mehr von den «A-Städten» – in
denenvieleArme,Auszubildende,Alte
und Asylsuchende wohnten, derweil
Besserverdiener aufs Land zogen?

Die Linken in den Städten waren
vomMomentanerfolgreich, da sie ihre
wirtschaftsfeindliche Haltung aufga-
benundeinenpragmatischenKurs ein-
schlugen. InZürich legtederStadtrat in
den neunziger Jahren eine Bau- und
Zonenordnungauf, die grosseBaupro-
jekte ermöglichte, statt sie zu verhin-
dern. Stadtpräsident Elmar Lederger-
ber verkündete den Bau 10000neuer
Wohnungen – auch grosser Wohnun-
gen, die für gute Steuerzahler attraktiv
sind. In Basel legte der Regierungsrat
denPharmaunternehmenNovartisund
Roche keine Steine in denWeg, als sie
sichbeideanschickten, ihreHauptsitze
mit riesigen Bauten zu erneuern.

Nach den sechziger Jahren kam es
in vielen Schweizer Städten zu einer
Deindustrialisierung.Arbeitsplätzefie-
lenweg, unddie leeren Industriehallen

gabenein tristesBildab.Dannzogaber
neuesLeben in sieein.Loftswurdener-
stellt, Ateliers für Kulturschaffende,
Kunstgalerien – und Geschäftsräume
für Start-up-Unternehmen. Die soge-
nannte vierte industrielle Revolution,
die Digitalisierung, brachte viele
Arbeitsplätze in die Städte zurück.

DieBürgerlichenhabenbisher
keinGegenrezeptgefunden
Es zogen Menschen in die Städte,
denen familienergänzende Betreu-
ungsangebote wichtig sind, Velowege,
ein reicheskulturellesAngebot. Soent-
stand eine neue städtische Identität.
Gegen sie scheinen die bürgerlichen
Parteien nicht anzukommen. Sie weh-
ren sich vergeblich gegen die Aufhe-
bung vonAuto-Parkplätzen und gegen
den subventionierten Wohnungsbau,
mit dessen Hilfe sich linke Parteien
eineWählerklientel gesichert haben.

Francesco Benini
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Alessandra Paone

Kurz vor 15 Uhr machen sich
Stephanie Eymann und Baschi
Dürr gemeinsam auf denWeg
zum Rathaus. Die Zwischenre-
sultate des zweitenWahlgangs
der Regierungsratswahlen sind
erst ein paar Minuten alt.
Mit gesenktem Kopf gehen die
beiden Politiker, die sich schon
seit Jahren kennen, die gemein-
sam denWahlkampf geführt
haben, Seite an Seite, im
Brunngässlein nebeneinander
her. Zwischen ihnen geht
Eymanns Partner; zwischen
ihnen steht auch die Tatsache,
dass sie, die Liberale, es
geschafft hat, und er, der
Freisinnige, soeben abgewählt
worden ist.

Es ist ein schwarzer Tag in
Baschi Dürrs politischer Karrie-
re, ein ebenso schwarzer Tag
für die Basler FDP, die zum
ersten Mal aus der Regierung
ausscheidet. Die einst stolze
und mächtige Partei ist im
Grossen Rat zu einem Grüpp-
chen aus sieben Leuten
zusammengeschrumpft; im
Nationalrat ist sie gar nicht
mehr vertreten. Verdrängt
durch die Liberal-Demokrati-
sche Partei, der stärksten
bürgerlichen Kraft und
zweitgrössten Partei in
Basel-Stadt. Die LDP stellt neu
mit Stephanie Eymann und
dem bisherigen Erziehungs
direktor Conradin Cramer
zwei Regierungsräte.

Vor dem Rathaus treffen
Eymann und Dürr auf Esther
Keller, die grosse Siegerin
diesesWahlsonntags. Die
Grossrätin ist alleine zu den
Regierungsratswahlen
angetreten und hat das
Unwahrscheinliche möglich
gemacht: Sie ist die erste
Grünliberale in der Basler
Regierung. Dürr gratuliert der
Gewählten; rund 1500 Stimmen
lagen am Ende zwischen den
beiden. Er lächelt höflich, sie
antwortet mit einem mitfüh-
lenden Blick. Dann geht Keller
zu Eymann. Und die beiden
fallen sich in die Arme.

Eine Umarmung, stellvertre-
tend für ein Bündnis zweier
Parteien – wenn auch ein
unfreiwilliges –, die einerseits
durch ihre Inhalte und
andererseits durch ihre jüngs-
ten Erfolge die Existenz der
FDP überflüssig machen. Eine
Umarmung aber auch als
Symbol für eine Sympathie,
oder gar für eine Freundschaft,
die imWahlkampf begonnen
hat und im Amt noch wachsen
könnte. Und vielleicht auch ein
Zeichen dafür, dass Keller als
Grünliberale nicht unbedingt
blind links stimmen wird,
wie es die Bürgerlichen, allen
voran die SVP, imWahlkampf
prophezeit haben.

Esther Keller wird in der
Regierung die Mitte vertreten.
Durch ihreWahl gibt es in
Basel-Stadt weder eine rot-
grüne noch eine bürgerliche
Mehrheit. 3-1-3 lautet die neue
Formel, die auch die Situation
im Grossen Rat widerspiegelt.

Die Mitte wurde gestärkt, was
ein Hinweis darauf sein könnte,
dass sich die Baslerinnen und
Basler, oder zumindest ein Teil
von ihnen, eine Politik
wünschen, die sich mehr auf
die Sache fokussiert und
weniger ideologisch geprägt
ist. Kompromisse statt
Machtkämpfe; Lösungen
statt Siege um jeden Preis.

Eine unpolitischeWahl, sagen
die einen, bei der die politische
Erfahrung der einzelnen Kan-
didatinnen und Kandidaten nur
eine Nebenrolle gespielt habe
und stattdessenWorthülsen
und Ausstrahlung gezählt
hätten. Das mag zu einem
gewissen Grad sogar zutreffen:
Eymann und Keller haben
politisch deutlich weniger zu
bieten als Sicherheitsdirektor
Baschi Dürr oder Regierungs-
präsidentin Elisabeth Acker-
mann, zwei gestandene
Politiker mit klarem Profil.

Doch womöglich war es am
Ende genau das, was den
beiden geschadet hat. Ihre
Überzeugung, in der Vergan-
genheit vieles, wenn nicht
sogar alles, richtig gemacht zu
haben, und die mangelnde
Bereitschaft für Veränderun-
gen, für Neues. Dies scheinen
dieWähler nicht mehr

akzeptieren zu wollen. Gut
möglich, dass sie bei Keller und
Eymann mehr Offenheit ge-
spürt haben.

Es ist 16 Uhr. Dürr, Eymann
und Keller sind noch da und
beantworten die letzten Fragen
der Journalisten. Passanten
nähern sich interessiert, eine
Dame zeigt auf den abgewähl-
ten Regierungsrat der FDP.
Der Mann neben ihr schaut zu
Keller hinüber, beide nicken.

Von der SP und dem Grünen
Bündnis ist niemand zum
Rathaus gekommen, dem
Zentrum der Macht. Deren
Kandidaten haben es offenbar
vorgezogen, unter sich zu
sein – irgendwie bezeichnend,
schliesslich hat Rot-Grün nach
vielen Jahren die Mehrheit
verloren in der Regierung.
Die Sozialdemokraten sind im
St. Johann zusammengekom-
men, abgeschottet von allen
und allem.Wer etwas von
ihnen möchte, soll sich dorthin
begeben. Ist es Kränkung? Oder
das übliche Machtgehabe?

Die Niederlage ist aber weniger
der SP zuzuschreiben. Die
stärkste Partei im Kanton hat
alles richtig gemacht. Die
bisherige Finanzdirektorin
Tanja Soland und Nationalrat

Beat Jans wurden bereits im
erstenWahlgang mit ausge-
zeichneten Resultaten gewählt;
im zweitenWahlgang hat
es auch ihr dritter Kandidat,
Grossrat Kaspar Sutter,
geschafft – wenn auch nicht so
gut, wie man von einem Sozial-
demokraten erwartet hätte.
Auch der Plan mit Jans als
Regierungspräsident ist auf
gegangen. Es bleibt allerdings
offen, ob dieser nun wie ge-
wünscht das Amt für Umwelt
und Energie ins Präsidial
departement zügeln kann.

Der links-grüne Machtverlust
ist vor allem die Schuld der
Grünen, die es in der Vergan-
genheit verpasst haben, ihren
Nachwuchs aufzubauen.
Es war von Anfang an klar,
dass Elisabeth Ackermann ihre
Wiederwahl nicht problemlos
schaffen würde. Gewiss, mit
einem derart schlechten
Resultat – sie landete im ersten
Wahlgang auf Platz neun –
hatte kaum jemand gerechnet,
dennoch hätte man von der
Partei einen Notplan erwarten
dürfen. Die Grünen aber
standen einfach nur ratlos da.
Sodass sie nach Ackermanns
Verzicht keine andereWahl
hatten, als sich mit der Kandi-
datur der Basta-Politikerin
Heidi Mück einverstanden zu

geben. Ein Armutszeugnis für
die Grünen, die schweizweit
und auch in Basel auf dem
Vormarsch sind.

Vor dem Rathaus steht nie-
mand mehr da. Es sind alle
verschwunden, mit ihnen die
Pläne, die Strategien für die
Departementsverteilung. Jans
wird Regierungspräsident, das
steht fest. Doch wer übernimmt
Baschi Dürrs Justizdeparte-
ment? Stephanie Eymann
wäre als aktuelle Chefin der
Baselbieter Verkehrspolizei
prädestiniert dazu. Aber wollen
die Bürgerlichen das wichtige
Departement fürWirtschaft,
Soziales und Umwelt (WSU)
wirklich der Grünliberalen
Esther Keller überlassen?
Immerhin sagt Eymann im
Interviewmit der BaZ: «Esther
Keller muss erst zeigen, wo sie
steht.» Vielleicht wird sich neu
auch Kaspar Sutter umsWSU
bewerben und überlässt das
Baudepartement, eine heisse
Kartoffel, jemand anderem.

Machtkämpfe in der Regierung
wird es auch in Zukunft geben,
nicht nur bei der Departe-
mentsverteilung. Doch dabei
werden die Bürgerlichen und
die SP nur siegen können,
wenn sie die GLP überzeugen
können.

Kompromisse statt Machtspiele
Analyse des Wahlsonntags Immer mehr Baslerinnen und Basler wünschen sich eine Politik,
die sich auf die Sache fokussiert und lösungsoffen ist.

Der links-grüne
Machtverlust ist
vor allem die
Schuld der
Grünen, die es
verpasst haben,
ihren Nachwuchs
aufzubauen.

Der Wahlsonntag ist ein schwarzer Tag in Baschi Dürrs politischer Karriere. Fotos: Nicole Pont

Esther Keller (l.) und Stephanie Eymann. Foto: Sebastian Briellmann

Die Sozialdemokraten Kaspar Sutter (l.) und Beat Jans.



21

Region
Montag, 30. November 2020

HerrDürr, schon nach der
Auszählung der Briefstimmen
lagen Sie deutlich abgeschlagen
auf Platz vier.
Ichwusste, das hole ich nichtmehr
auf. Ich gratuliere den Gewählten.
Allen voran Stephanie Eymann
mit ihrem hervorragenden Re­
sultat. Aber ich gratuliere auch
Kaspar Sutter und Esther Keller.

Im erstenWahlgang lagen Sie
noch auf dem siebten Platz.
Nun haben Sie es dennoch
nicht geschafft.Weshalb?
Ich gehe davon aus, dass es auf
der linken Seite einen Wechsel
gegeben hat – weg von der eige­
nen zweiten Kandidatin Heidi
MückvonderBasta hin zurGrün­
liberalen Esther Keller. Das war
eines der möglichen Szenarien,
und das ist nun eingetroffen.

Wäre Stephanie Eymann
nicht angetreten,wären Sie
wohlwiedergewähltworden.
Als Bürgerliche müssen wir
einen Anspruch auf die Regie­
rungsmehrheit haben. Ich finde
es richtig, dasswirmit vier Kan­
didaten in den Wahlkampf ge­
gangen sind. Ich persönlich bin
mitmeinemResultat im zweiten

Wahlgang sehr zufrieden. Ich
habe noch nie auch nur ansatz­
weise so viele Stimmen erzielt.
Aber andere haben mehr Stim­
men gemacht. Das gehört zum
Spiel. Und so bin ich nun also
raus, und Frau Keller, Herr Sut­
ter und Frau Eymann sind drin.

Sie erhielten so viele Stimmen,
weil dieWahlbeteiligung sehr
hochwar.Aber Sie sind
abgewähltworden. Liegt dies an
Ihrer Persönlichkeit oder an

Ihrer schwächelnden Partei,
der FDP?
AchGott! DieAnalyse derWahlen
überlasse ich denvielen Beobach­
tern. Es gibt sicher verschiedene
Szenarien. Ich glaube, wir haben
einen gutenWahlkampf gemacht.
Ich bin überzeugt, ich habe in den
letzten acht Jahren eine gute Poli­
tik verfolgt. Das haben auch vie­
le andere Leute so gesehen. Aber
noch mehr Menschen waren der
Meinung, dass es einen Wechsel
braucht. Und darum räume ich

meine Niederlage ein und gratu­
liere den Gewählten.

Sie haben den besten
Leistungsausweis aller
bürgerlichen Kandidaten, aber
ihre Kollegenwurden glanzvoll
wiedergewählt. Ist Demokratie
manchmal ungerecht?
Danke für das Kompliment. Da
habe ich in der BaZ oft anderes
gelesen in den letzten acht Jah­
ren.AmSchluss zählen die Spiel­
regeln, die gelten. Ich habe mit­
gespielt und bin zufrieden mit
meinem Resultat. Aber ja, ande­
rewaren besser.Von demher bin
ich auch nicht beleidigt.

Wie geht es nunmit Ihnen
weiter? Politik ade?
AchGott! Daswerdenwir sehen,
ob es daswarmitmir in derPoli­
tik. Ich habe sehr lange Politik
gemacht.DieAbwahl ist eine Zä­
sur, auch für mein persönliches
Leben. Aber ich bin gespannt,
was jetzt auf mich zukommt.

Haben Sie schon etwas in
Aussicht?
Ich habe noch keine Pläne, nein.

Joël Hoffmann

«Ach Gott!»
Baschi Dürr zu seiner Abwahl Der Polizeivorsteher lässt offen, ob er in der Politik bleibt.

Jan Amsler

«Das hat es noch nie gegeben»,
wiederholt sich Roland Stark.
Der frühere Grossratspräsident
und ehemalige Präsident der
Basler SP hatte mit anderen
Politikern ein Komitee gegrün­
det und für die Kantonsregie­
rung den Mehrheitsschlüssel
3-1-3 vorgeschlagen: drei Linke,
eine Mitte-Politikerin und drei
Bürgerliche.

Tatsächlich haben die Basle­
rinnen und Basler am Sonntag
diese Formel unterstützt und
Stephanie Eymann (LDP),Kaspar
Sutter (SP) und Esther Keller
(GLP) zu den bereits Gewählten
Tanja Soland, Beat Jans (beide
SP), Lukas Engelberger (CVP)
und Conradin Cramer (LDP) in
die Regierung bestellt. Esther
Keller hat es im zweiten Wahl­
gang geschafft, den amtieren­
den Sicherheitsdirektor Baschi
Dürr (FDP) zu überholen und
aus der Regierung zu drängen.

«Genug von Blöcken»
Erstmals ist die GLP im Basler
Regierungsrat vertreten. Erst­
mals gehen die Freisinnigen leer
aus. Erstmals ist mit Stephanie
Eymann eine bürgerliche Frau
gewählt.Und erstmals sitzen drei
Frauen im Gremium. Ebenfalls
historisch ist dergrosse personel­
le Wechsel: Rechnet man Tanja
Soland hinzu, die ihr Amt erst
vergangenen Februar angetreten
hat, sind fünf der sieben Regie­
rungsmitglieder Neulinge. Das
hat es noch nie gegeben.

Mit seinem Komitee habe er
nicht etwa die bisherige linke
Mehrheit geopfert, sondern eine
bürgerliche Dominanz verhin­
dert, sagt Roland Stark. Die na­
tionalenAbstimmungsvorlagen,
die wohl vor allem auf linker
Seite mobilisiert haben, hätten

sicher geholfen. Für Markus
Ritter, Komitee-Mitinitiant und
ebenfalls früherer Grossratsprä­
sident (Grüne), ist der Erfolg von
Esther Keller damit zu erklären,
dass sie in diesem Block-Wahl­
kampfweder bei der Linken noch
bei der Rechten aufgetaucht sei:
«Die Leute haben langsamgenug
von den Blöcken und wollen
nicht mehr hören, dass nur die
Linken oder nur die Rechten gut
seien.»Mit den neuen Kräftever­
hältnissen seien die Regierungs­

mitglieder nun gezwungen, auf­
einander einzugehen. Das sei
eine Chance, findet Ritter.

«Offenes Ohr für alle Seiten»
Erstaunlich zurückhaltend zeigt
sich Katja Christ, die Präsiden­
tin der Siegerpartei GLP. Im
zweiten Wahlgang sei die Aus­
gangslage eine neue gewesen,
und es habe eine andere Dyna­
mik gewirkt als noch zuvor. Der
Anspruch der Bürgerlichen auf
vier Sitze sei «nicht unbedingt

ersichtlich», und Heidi Mück sei
für die Linke «vielleicht nicht
die ideale Kandidatin» gewesen.
Aber ja, die GLPhabe landesweit
und auch in Basel vorwärtsge­
macht, und Esther Keller habe es
geschafft, die Anliegen an die
Bevölkerung zu bringen. Man
wolle keine Blöcke, sondern Lö­
sungen und auch eine jüngere
und weiblichere Vertretung im
Regierungsrat.

«Ideologien können nicht
mehr durchgeboxt werden,man

wird sich einigen müssen», sagt
Christ. Und Esther Keller habe
«ein offenes Ohr für alle Seiten
und wird jeweils den Einzelfall
betrachten».Als Zünglein an der
Waage habe Keller eine starke
Rolle, aber die GLP habe in den
vergangenen Jahren als frak­
tionslose Partei gezeigt, dass sie
das könne.

Esther Keller hat für das Re­
gierungspräsidium kandidiert.
Das Rennen hat dort aber der
Sozialdemokrat Beat Jans ge­

macht, und es ist unklar,wie die
Departemente verteilt werden
und wo Keller landen wird.

Ob das Amt für Umwelt und
Energie (AUE) wie von Jans vor­
geschlagenvomDepartement für
Wirtschaft, Soziales undUmwelt
(WSU) ins Präsidialdepartement
gezügeltwerden soll, daraufwill
Christ keineAntwort geben. Per­
sönlich ist sie der Meinung, es
mache keinen Sinn, die Departe­
mente jeweils auf die Personen
an ihrer Spitze umzugestalten.

Weder noch
Wahlresultat in Basel-Stadt Die Baslerinnen und Basler wollen keine linke und keine rechte Mehrheit und wählen stattdessen
die grünliberale Esther Keller in die Regierung.

Die grosse Gewinnerin des Wahlsonntags: GLP-Kandidatin Esther Keller. Foto: Nicole Pont

Kaspar Sutter
SP

29’122

Baschi Dürr
FDP, bisher

27’206

28’710

Esther Keller
GLP

31’925

Stephanie Eymann
LDP

3’712

Eric Weber
VA

Wahlbeteiligung: 55,4%

Gewählt sind

Nicht gewählt sind

Regierungsrat
Kanton Basel-Stadt

Grafik: mre /Quelle: Staatskanzlei Basel-Stadt

Heidi Mück
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20’985

Gespannt auf die Zukunft: Baschi Dürr. Foto: Nicole Pont

Neo-Regierungsrätin Stephanie
Eymann (LDP) holte im zweiten
Wahlgang das Spitzenresultat.
Sie hat ein lachendes und ein
weinendes Auge, weil Baschi
Dürr (FDP) abgewähltworden ist.
Trotz seinerAbwahl hat Eymann
kein schlechtes Gewissen. Sie
freut sich über das klare Resul­
tat. Und sie ist traurig, dass es
nicht für eine bürgerliche Mehr­
heit gereicht hat. Esther Keller
(GLP) müsse erst mal zeigen,wo
sie steht, sagt Eymann.

Die Liberale ist aber auch ein
wenig enttäuscht, nicht als Regie­
rungspräsidentin gewählt wor­
den zu sein. Sie denkt, dass es bei
derDepartementsverteilung hin­
ter verschlossenen Türen «heiss
zu und her gehen wird».

Esther Keller hingegen ist
überhaupt nicht enttäuscht we­
genderPräsidiumswahl.Weshalb
es Keller, die im erstenWahlgang
noch auf Platz acht lag, jetzt doch
noch in die Regierung schaffte,
weiss sie selber nicht so genau.
Sie habe nochmalsVollgas gege­
ben. Sie will nun in der Regie­

rung Lösungen finden, mit
denenmöglichst vieleMenschen
leben können. Es könnte sein,
dass die grossen Parteien sich die
Schlüsseldepartemente zuschan­
zen und Keller beispielsweise die
Polizei erhält. Sie sei offen für al­
les, sagt Keller.

Kaspar Sutter (SP) freut sich
zwar über seine Wahl, bedauert
es aber, dass Rot-Grün dieMehr­
heit verloren hat. Immerhin habe
es seine SP geschafft, innerhalb
eines Jahres alle drei zurückge­
tretenen SP-Sitze in der Regie­
rungwieder zu besetzen.DerRe­
gierung stünden jetzt schwierige
Zeiten bevor. Es gelte, in der
Corona-Krise die Bevölkerung
gesundheitlich und wirtschaft­
lich zu schützen.

Für ihn persönlich gehe es
darum,beimKlimaschutz voran­
zukommen, die soziale Verant­
wortung wahrzunehmen und
Lösungen für den Wohnschutz
zu finden.

Thomas Dähler
und Joël Hoffmann

Lachende Augen und
ein weinendes
Reaktionen zu den Wahlen Das sagen die
gewählten Regierungsräte zu den Resultaten.
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Die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger des Kantons Basel-
land haben amWochenende re-
lativ knapp Ja gesagt zumGesetz
über die Ausrichtung von Coro-
na-bedingten Mietzinsbeihilfen
an Mieterinnen und Mieter von
Geschäftsräumlichkeiten. 44’026
oder 55,24 Prozent sagten Ja zur
sogenannten Dreidrittelslösung,
35’675 oder 44,76 Prozent lehn-
ten sie ab.

In den ländlichen Gebieten
des Kantons wurde das Gesetz
entweder äusserst knapp an
genommen oder gar abgelehnt.
DerBezirkWaldenburg verzeich-
nete eine Nein-Mehrheit von
322 Stimmen.DerBezirk Sissach
nahm das Gesetz mit einem Ja-
Vorsprungvon 332 Stimmen, der
Bezirk Laufenmit einem solchen

von gerademal 109 Stimmen an.
Die Bezirke Liestal und Arles-
heim verzeichneten dagegen
deutlichere Ja-Mehrheiten. Die
Stimmbeteiligung lag bei relativ
hohen 44,21 Prozent.

Das Nein der Regierung
Das Gesetz sieht vor, dass sich
die Mieterschaft von Geschäfts-
räumlichkeitenmit denVermie-
terinnen und Vermietern frei
willig auf eineMietzinsreduktion
von einemDrittel derNettomie-
te einigt. Kommt diese Einigung
zustande, übernimmt der Kan-
ton ein Drittel.Mieter,Vermieter
und Staat tragen unter diesen
Umständen je ein Drittel des
Mietzinses, wobei sich die Bei-
tragsberechtigung auf dieMona-
teApril bis Juni 2020 beschränkt.

Zudemwird der Kantonsbeitrag
auf 3000 Franken pro Monat
beschränkt. Eine weitere Ein-
schränkung erfährt die Unter-
stützung dadurch, dass sich die
unterstützungsberechtigten
Mieterinnen und Mieter bereits
erhaltene Soforthilfebeiträge, die
sie im Rahmen des Mass
nahmenpakets vom Frühling
2020 erhalten haben, an die
Mietzinsbeihilfe anrechnen las-
sen müssen.

Der Landrat hatte die Vorlage
relativ deutlich mit 56 gegen
31 Stimmen gutgeheissen. Hin-
gegen hatte sich derRegierungs-
rat nie hinter das Gesetz gestellt,
das er gegen seinen Willen auf-
grund einerMotion des früheren
SP-Präsidenten Adil Koller er-
arbeiten musste. Der Regie-

rungsrat hatte dieses dann auch
ausdrücklich im Abstimmungs-
büchlein zurAblehnung empfoh-
len mit der Begründung, die
Massnahme sei unnötig,weil die
im März beschlossene nicht
rückzahlbare Soforthilfe in der
Höhe von 40 Millionen Franken
vorwiegend zur Bezahlung der
Mietzinse verwendetworden sei.

Die Ausnahme im Leimental
Nicht auszuschliessen, dass die
ablehnende Haltung der Regie-
rung mitverantwortlich war für
das knappe Ja des Stimmvolkes
zur Dreidrittelslösung. Auffällig
beim Resultat ist indessen vor
allem der hohe Nein-Stimmen-
Anteil in denjenigen Gemeinden
und Regionen, die von der Un
terstützungsmassnahme kaum

oder zumindest weniger profi-
tieren würden als grössere Orte
mit einem höheren Anteil an
mietendem Gewerbe. So sagten
beispielsweiseMünchensteinmit
61,66, Frenkendorfmit 61,30,All-
schwil mit 61,17, Pratteln mit
60,85, Birsfelden mit 60,84 und
Arlesheim mit 59,7 Prozent Ja.
Am anderen Ende der Skala fin-
den sich Liedertswil mit 70,37,
Lampenbergmit 65,44 undHem-
miken mit 60,00 Prozent Nein-
Stimmen.

Für dieAusnahme,welche die
Regel bestätigt, sorgte Burg im
Leimental: Dort sagten die
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger mit 65,56 Prozent Ja zur
Vorlage.

Thomas Gubler

Baselland sagt Ja zur Mietzinshilfe für Beizen
Abstimmung im Baselbiet Die Vorlage stiess vor allem in den ländlichen Gebieten des Oberbaselbiets
und desWaldenburgertals auf Skepsis.

Thomas Dähler und
Sebastian Briellmann

Der zweite Wahlgang bei der
Ausmarchung ums Regierungs-
präsidium hat sich als klare An-
gelegenheit herausgestellt. Der
nach demRückzug der amtieren-
den Regierungspräsidentin Eli-
sabethAckermann (Grüne) über-
raschend kandidierende Beat
Jans (SP) hat die Wahl mit gros-
semVorsprung gewonnen. Jans,
im ersten Wahlgang bereits in
den Regierungsrat gewählt, holte
mit 24’511 Stimmen einen Vor-
sprung von 3368 Stimmen auf
die Zweitplatzierte Stephanie
Eymann (LDP) heraus. Eymann
hatte das absolute Mehr im
ersten Wahlgang verpasst, lag
aber damals vor Amtsinhaberin
Ackermann.

MitNoch-NationalratBeat Jans
folgt einSozialdemokrat in einem
Amt, das zuvor jeweils den Grü-
nen überlassen wurde. Damit
dürften die Wählerinnen und
Wähler demAmt jene Bedeutung
gegeben haben, die sich einst der
Verfassungsrat gewünscht hatte.
DerBaZ sagt Jans dennauch,dass
er gewillt sei, dem Amt auch auf
nationaler Ebene Bedeutung zu
geben. Als Nationalrat in Bern
habe er immergehört,dass es gut
wäre, wenn sich Basel wie ande-
reSchweizerStädte auchmit einer
bekannten Stimme Gehör ver-
schaffte. «Meine wichtigste Auf-
gabe istes,denKantonBasel-Stadt
gegen aussen zu vertreten.»

Jans sieht Mehrheit
für Klimaschutz
Jans zeigte sich am Sonntag
glücklich über sein Wahlergeb-
nis, auch wenn der Verlust der
rot-grünen Mehrheit in der Re-
gierung für ihn als Sozialdemo-
kraten ein Wermutstropfen sei.
Sein Hauptanliegen, der Schutz
des Klimas,werde jedochmit der
Wahl der Grünliberalen Esther
Keller in die Regierung nicht in-
frage gestellt, hielt der neue Bas-
ler Regierungspräsident fest.

Ob gemäss seinem Vorschlag
dasAmt fürUmwelt und Energie

ins Präsidialdepartementwechs-
le, müsse erst noch diskutiert
werden. «Mir ist es vor allem ein
Anliegen, dass Basel-Stadt in der
Klimapolitik eine Vorreiterrolle
übernimmt», sagt Beat Jans.Auf-
werten will Jans auch die Kan-
tons- und Stadtentwicklung.
«Wir brauchen Visionen, vor
allem auch ökologische», ist er
überzeugt.

Wie es mit den Museen wei-
tergehen soll, weiss Jans jedoch

noch nicht. Er sei aber zuver-
sichtlich, dass er für das Histori-
sche Museum, das unter den
Querelen um dessen Direktor
Marc Fehlmann leidet, eine Lö-
sung finden werde.

Stephanie Eymann gab sich
selbstverständlich diplomatisch
nach ihrer Nichtwahl ins Präsi-
dium.Unglücklich darüber, dass
sie jenes Amt, das sie ursprüng-
lich anvisiert hatte, Beat Jans
überlassenmuss (oderwohl eher

darf),wirkte sie amSonntag aber
nicht. Es gibt nichtwenige Stim-
men, die behaupten: Eymann
habe gar nie ins Präsidialdepar-
tement gewollt. Angenommen
hätte sie die Aufgabe sicher –
aber den Vorwurf, dass es nicht
ihr Wunschdepartement sei,
konnte sie im Wahlkampf nie
entkräften.
Sie könne sich nun vieles vor-
stellen – so, wie es klingt,
eigentlich alles. Nur die Finan-

zenmüssten es nicht unbedingt
sein. Dort sei Tanja Soland aber
sowieso gesetzt, sagt Eymann.
Die Liberale kann im neuen
Gremium dennoch Einfluss auf
die Gestaltung des Präsidialde-
partements nehmen: Ein
Wunschkonzert nach den Vor-
stellungen Jans’ dürfte sie nicht
unterstützen – aber Gesprächs-
bereitschaft für allfällige Neu-
angliederungen stellt sie nicht
in Abrede.

Basels Regierungspräsident
heisst Beat Jans
Zweiter Wahlgang Der Sozialdemokrat gewinnt die Wahl deutlich und wird Elisabeth Ackermann ablösen.

«Wir brauchen Visionen, vor allem auch ökologische», sagt Regierungspräsident Beat Jans. Foto: Nicole Pont
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

So tickt die neue Mehrheitsbeschafferin
Der Grünliberalen Esther Keller kommt in der künftigen Basler Regierung eine Schlüsselrolle zu – möglicherweise erstmals schon heute.

Jonas Hoskyn

Mit dem Ende der rot-grünen
Mehrheit in der Basler Regie-
rung ändert sich die Ausgangs-
lage. Bisher konnten die drei
SP-Mitglieder mit der Grünen
Elisabeth Ackermann mehr oder
weniger durchregieren. Bei allen
wichtigen Themen hatten sie die
Mehrheit auf sicher. Die Regie-
rungsräte der drei bürgerlichen
Parteien mussten sich anpassen
oder sich das Placet von Rot-
grün verdienen. Ab Februar än-
dern sich die Machtverhältnisse.
Die SP und das bürgerliche La-
ger sind gleichstark. Die siebte
im Bunde – Esther Keller von
den Grünliberalen – wird zum
Zünglein an der Waage.

Damit herrscht in der Regie-
rung künftig die gleiche Konstel-
lation wie bisher schon im Bas-
ler Parlament: Bei Grundsatzfra-
gen gibt die GLP den Ausschlag.
Damit werden die Karten neu
gemischt. Vielleicht hat Keller
bereits bei der künftigen Vertei-

lung der Departemente das letz-
te Wort. Diese soll offenbar be-
reits in der laufenden Woche
stattfinden. Gut möglich, dass
sich die SP und die Bürgerlichen
da nicht einigen können.

ÜberschneidungenmitSP
beiVerkehrundUmwelt
Auch sachpolitisch wird es für
die linke Seite künftig schwieri-
ger. Die beiden Fragebogen der
Wahlhilfeplattform Smartvote,
die Keller vor den nationalen
und den kantonalen Wahlen ver-
gangenes und dieses Jahr ausge-
füllt hat, ergeben ein aufschluss-
reiches Bild, wie die künftige
Mehrheitsbeschafferin zwi-
schen links und bürgerlich tickt:
Auf den ersten Blick fallen eine
Reihe Überschneidungen mit
den Linken auf, vor allem bei
umwelt-, verkehrs- und gesell-
schaftlichpolitischen Themen.
So spricht sich Keller etwa klar
dafür aus, dass die CO2-Abgabe
auf fossile Brennstoffe auch auf
Treibstoffe ausgeweitet werden

soll. Auch im Bereich Verkehr
dürfte sich an der Stossrichtung
der neuen Regierung wenig än-
dern: So befürwortete sie eine
stärkere Förderung von erneu-
erbaren Energien, die Idee eines
Road Pricing – Nutzungsgebüh-
ren auf viel befahrenen Strassen
– und einen Öv-Ausbau. Ausser-
dem stützt Keller die Politik von
zusätzlichen Massnahmen, um
Fussgänger und Velofahrer
gegenüber dem motorisierten
Verkehr stärker zu priorisieren.

GegenMindestlohnundfür
längereÖffnungszeiten
Grosse Überschneidungen gibt
es auch in den Bereichen Gesell-
schaft, Kultur, Integration und
mit Abstrichen beim Thema So-
zialstaat und Familie: So spricht
sich Keller für die Ehe für alle
aus und will den Konsum von
Cannabis legalisieren.

Vor allem bei der Gleichstel-
lung dürfte es mit Keller, und
dem Umstand, dass erstmals
drei Frauen in der Basler Regie-

rung sitzen, vorwärts gehen. Ge-
schlechterquote und Lohnkont-
rollen im Kampf für mehr
Gleichberechtigung haben Kel-
lers Segen. Überschneidungen
mit sozialdemokratischer Politik
gibt es auch beim Ausbau von
Tagesstrukturen und familien-
ergänzenden Betreuungsmodel-
len. Und sie spricht sich klar für
ein Ausländerstimmrecht aus.

LDP und CVP dagegen dür-
fen mit der neuen Ausgangslage
auf eine bürgerlichere Finanz-
und Wirtschaftspolitik setzen.
Keller unterstützt die vollständi-
ge Liberalisierung der Ladenöff-
nungszeiten. Auch kann sie sich
vorstellen, gewisse staatliche
Dienstleistungen wie die Abfall-
abfuhr, Stadtgärtnerei oder
Gleissanierungen zu privatisie-
ren. Konträr steht sie zur Forde-
rung von 23 Franken pro Stunde
oder monatlichen 4000 Fran-
ken Mindestlohn, zu mehr Mie-
terschutz gegen Massenkündi-
gungen oder zu Kündigungs-
schutz für ältere Mitarbeiter.

Esther Keller als neue Regierungsrätin: Welche Rolle wird sie in der
Basler Exekutive übernehmen? Bild: Roland Schmid (29. November 2020)

Basels Regierung ist so
weiblich wie noch nie

Zum ersten Mal sitzen in der
Basler Regierung drei Frauen.
Mit Finanzdirektorin Tanja So-
land (SP), LDP-Politikerin Ste-
phanie Eymann und GLP-Re-
gierungsrätin Esther Keller ist
die Exekutive so weiblich wie
nie zuvor. Dazu kommt, dass
Eymann die erste bürgerliche
Frau in der Regierung ist. Sie
und Keller besetzen die Plätze
der sechsten und siebten Frau,
die jemals in die Basler Regie-
rung gewählt wurde. Bisher sas-
sen lediglich Regierungsrätin-
nen von SP und Grünen im Rat-
haus.

Für die neue Legislatur ab
Februar 2021 werden bald auch
die Departemente verteilt. Of-
fen sind Stand jetzt das Bau- und
Verkehrsdepartement, das Jus-
tiz- und Sicherheitsdepartement
sowie das Departement für
Wirtschaft, Soziales und Um-
welt. Die letzteren beiden wur-
den noch nie von einer Frau ge-
führt.

Erste Grünliberale in
Kantonsregierung

Dieser Fakt zu Esther Keller war
am Wahlsonntag in aller Munde.
Zum ersten Mal schaffte es eine
Grünliberale in die Exekutive
eines Kantons. GLP-Präsident
Jürg Grossen verfolgte die Ver-
kündung der Zwischenresultate
am Sonntagnachmittag mit. Da-
bei muss angemerkt werden:
Die Zürcher Regierungsrätin Ve-
rena Diener wurde als Grüne ge-
wählt, wechselte anschliessend
aber noch während ihrer Amts-
zeit zur GLP.

Zum ersten Mal ohne
FDP-Vertretung

1875 nahmen gleich fünf
FDP-Politiker Platz im Basler
Regierungsrat. Zusammen mit
zwei Liberal-Konservativen
(heutige LDP) bildeten sie die
Exekutive. Seither sass immer
mindestens ein Vertreter der
Freisinnigen in der Regierung.
Mit der Abwahl von Baschi

Dürr geht diese Ära zu Ende.
Ausserdem: Dürr ist der erste
FDP-Regierungsrat seit Carl
Burckhardt-Burckhardt, der
die Wiederwahl nicht mehr
schaffte. Burckhardt-Burck-
hardt wurde 1881 nach sechs
Jahren in der Regierung abge-
wählt.

So jung und unerfahren
ist die neue Regierung

Mit Esther Keller wird im Feb-
ruar 2021 die jüngste Regie-
rungsrätin ins Rathaus einzie-
hen. Mit ihren 36 Jahren ist sie
wenige Monate jünger, als es
Baschi Dürr bei seiner Wahl
2012 war. Die neue Regierung
ist im Schnitt 44,1 Jahre alt –
das entspricht einer Verjün-
gung um sechs Jahre. Gleich-
zeitig ist das neue Gremium
vermutlich auch das unerfah-
renste: Die drei Bisherigen
bringen 13 Jahre Regierungs-
erfahrung mit. Am längsten im
Amt ist Gesundheitsdirektor
Lukas Engelberger (CVP).

Nach 16 Jahren keine
rot-grüne Mehrheit mehr

Mit der Wahl der bürgerlichen
Eymann sowie der grünlibera-
len Keller ist das rot-grün domi-
nierte Basel vorerst Geschichte.
Künftig stehen sich drei SPler,
zwei LDPler, ein CVPler und
eine Grünliberale gegenüber.
Eine positive Patt-Situation, be-
schreibt Politologe Mark Balsi-
ger. Das Resultat aus Basel hat
ihn nicht überrascht. Und er
sieht Vorteile: «Es kann revitali-
sierend wirken, wenn die Regie-
rung keine feste Mehrheit hat.
Dann muss intensiver um Ent-
scheide gerungen werden.» Der
MixausParteienundPersönlich-
keiten stimmten ihn optimis-
tisch. Gerade auch durch die
ähnlicheBesetzungdesGrossen
Rats. Balsiger: «Es gibt nichts
Langweiligeres, als wenn die
Entscheide bereits im Vorhinein
feststehen.»DieneueSitzvertei-
lungbefördereSach-stattPartei-
politik.

Silvana Schreier

Presseschau

Das sagen die Medien der Region zu den Basler Wahlen
Die überraschenden Ergebnisse
der baselstädtischen Regie-
rungsratswahl haben die Kom-
mentatoren in den regiona-
len Medien unterschiedlich
kommentiert. Peter Knechtli
vom Internetportal«Onlinere-
ports» freut sich auf die neu zu-
sammengesetzte Basler Regie-
rung. «Diese wirklich neue Re-
gierung hat Potenzial wie lange
nicht mehr», schreibt er in sei-

ner Analyse zur Wahl. Das Gre-
mium «kann gar nicht anders,
als sich in jedem umstrittenen
Geschäft zusammenzuraufen».
Einen besonderen Fokus legt
Knechtli auf die neue Regie-
rungsrätin Esther Keller von den
Grünliberalen. Ihr sei die Fähig-
keit zu attestieren, «in vier Jah-
ren auch ohne bedeutende
Hausmacht im Grossen Rat
einen Leistungsausweis zu er-

bringen, der über rhetorischen
Dampf hinausgeht».

Anja Sciarra von «Prime-
news»findet, dass Baschi Dürr
«zunehmend unbeliebt» gewe-
sen sei. «Die vielen bewilligten
Demos, wie sie Basel erst am
Samstag wieder erlebt hat und
die Verschandelungen in der In-
nenstadt hinterliess, stiessen
der bürgerlichen Wählerschaft
sauer auf.» Ihr Verdikt ist klar:

Der Freisinn ist in Basel am
Ende.

Andrea Fopp von«bajour»
nimmt Baschi Dürr in Schutz. Er
sei «bei den Demos liberal
gegenüber links und rechts»
und habe «in den letzten Jahren
Ruhe in die einst konfliktuöse
Polizei gebracht». Von Stepha-
nie Eymann hält Fopp dagegen
wenig, «vielmehr als Führungs-
erfahrung» habe sie nicht und

vor allem «keine Ahnung von lo-
kaler Politik». Und noch weni-
ger hält sie von Esther Keller,
denn die «wechselt ihre Haltun-
gen wie andere die Socken und
verkauft das als Stärke».

Marcel Rohr von der «Bas-
lerZeitung»begrüsst die «bit-
ter nötige Frischzellenkultur im
Regierungsrat». Denn, «steckt
die Verkehrspolitik in einer
Sackgasse, das Gewerbe hat sich

mit dem Regierungsrat zerstrit-
ten, die Beizer und Kulturschaf-
fenden fühlen sich in der Coro-
napandemie allein gelassen».

Das«Regionaljournal» ist
zufrieden über die hohe Anzahl
anFrauenimRegierungsrat,aber
«der Kanton Basel-Stadt ist des-
wegennochlangekeinVorreiter».
Andere Kantone hätten bereits
ähnliche Quoten und dies nicht
erst seit diesem Jahr. (jos/map)

Die neue Basler Regierung: jünger, weiblicher
Seit Sonntag steht fest, wer Basel in der Exekutive führen wird. Ein Überblick.
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Alessandra Paone

Das ging schnell! Nur zwei Tage
nach den Regierungsratswahlen
sind die Departemente bereits
verteilt. Für Tanja Soland war
von Anfang an klar, dass sie am
Finanzdepartement festhalten
würde. Die Sozialdemokratin ist
erst seit Anfang Jahr imAmt. Ihre
beiden Kollegen, der Liberale
Conradin Cramer und Lukas
Engelbergervon der CVP, hatten
im Wahlkampf zwar ebenfalls
betont, nicht wechseln zu wol-
len. Doch weil sich durch den
Verlust der rot-grünenMehrheit
und derWahl der Grünliberalen
Esther Keller das Kräfteverhält-
nis in der Regierung verändert
hat, wäre zumindest ein Trans-
fer von Cramer ins Departement
fürWirtschaft, Soziales undUm-
welt (WSU) denkbar gewesen.
Er bleibt jedochweiterhin Erzie-
hungsdirektor, und Engelberger
wird auch künftig für das Ge-
sundheitswesen in Basel-Stadt
zuständig sein.

SPwollte dasWSU
Mit seinemWahlsieg amvergan-
genen Sonntag ist SP-National-
rat Beat Jans für das Präsidial
departement gesetzt. Sein Partei
kollege Kaspar Sutter übernimmt
dasWSU; das Justiz- und Sicher-
heitsdepartement (JSD) geht hin-
gegen an Stephanie Eymann.Die
Liberale ist als Chefin der Basel-
bieter Verkehrspolizei prädesti-
niert dazu. Esther Kellerwird im
Bau- und Verkehrsdepartement
(BVD) die Nachfolgerin von
Hans-PeterWessels.

Damit bleiben die Schlüssel-
departemente in SP-Hand. Par-
teipräsident Pascal Pfister sagt
denn auch offen: «Unswarwich-
tig, dass wir das WSU bekom-
men. Wir sind froh, hat es ge-
klappt.» Mit Keller könnten die
Sozialdemokraten zudem in ge-
wissenThemen eineVerbündete
haben. Tatsächlich: «Wir hoffen
auf eine klimafreundliche Ver-
kehrspolitik», sagt Pfister.

GLP-Präsidentin Katja Christ
wehrt sich seit Jahren dagegen,
dass ihre Partei, wie es gerade
passt, dem linken oder dem rech-
ten Lager angehängt wird. Es
gehe doch gar nicht darum, bei
links-grünenThemenwie die SP
und die Grünen zu entscheiden
und bei bürgerlichen Themen
bürgerlich. Sondern darum, die
Gestaltungsmöglichkeiten, die
das BVD bietet, auch zu nutzen.
«Ich freue mich, dass Esther
Keller ihr Wunschdepartement
erhalten hat», sagt sie. Christ
gehört im Nationalrat der Kom-
mission für Verkehr und Fern-
meldewesen an. Das passe sehr
gut, sagt sie, weil Synergien
geschaffen werden könnten.
Zudem sei Basel mit dem Flug-
hafen, dem Hafen und dem
Bahnhof einwichtigerVerkehrs-
knotenpunkt.

Bei den Bürgerlichen regt sich
kein Widerstand gegen die De-
partementsverteilung.Und über-
haupt: «Wer sagt eigentlich, dass
dasWSU und das BVDwichtiger

seien als andere Departemen-
te?», fragt LDP-Präsidentin Pat-
ricia von Falkenstein. «Und wir
greifen sicher nicht das Finanz-
departement von Tanja Soland
an, die wegen Corona gar nicht
Zeit hatte, richtig anzukommen.»
Abgesehen davon hätten sich
Cramer und Engelberger im
Wahlkampf für Kontinuität
starkgemacht. Da wäre es selt-
samundvor allemauch unglaub-
würdig gewesen, nach derWahl
alles auf den Kopf zu stellen.

Eymannwollte das JSD
«Wir haben mit Stephanie Ey-
mann kurz über das WSU ge-
sprochen, doch sie hat sich für
das JSD entschieden», sagt von
Falkenstein. «Das ist gut so.»Als
Juristin und durch ihren aktuel-
len Job bringe sie gute Voraus-
setzungen dafür mit. Es sei aber
dennoch ein mutiger Entscheid,
als Frau ein vonMännern domi-
niertes Departement zu über-
nehmen. Zu Keller als BVD-Vor-
steherin sagt die LDP-Präsiden-

tin: «Wirwerden sehen,was das
bedeutet.»

PascalMesserli hatte nichtmit
Veränderungen gerechnet und
ist daher auch nicht überrascht,
wie die Departemente verteilt
wurden. Der Chef der grossrätli-
chen SVP-Fraktion scheint sich
auch nicht daran zu stören, dass
sich die SP das WSU schnappt
und Keller, die er und seine Par-
tei immer als Linke bezeichnet
haben, Bau- und Verkehrs-Che-
finwird. «Die Regierung handelt
als Gremium.Entscheidender ist,
wie die Kräfte imParlament spie-
len», sagt er. So sei der Grosse
Rat in derVergangenheit gerade
bei Verkehrsthemen oft linker
gewesen als die Regierung.
«Hans-Peter Wessels war also
nicht immer schuld.»

Nun stellt sich noch die Fra-
ge, ob Beat Jans nach wie vor
plant, das Amt für Umwelt und
Energie ins Präsidialdeparte-
ment zu zügeln. «Ich bin nach
wie vor dafür», sagt der künftige
Regierungspräsident.

Die SP sichert sich die Schlüsseldepartemente
Der neue Basler Regierungsrat Kaspar Sutter wirdWirtschaftsdirektor. Damit haben die Sozialdemokraten
weiterhin das Sagen über die wichtigen Geschäfte. Die Bürgerlichen scheint das nicht zu stören.

Von links: Staatsschreiberin Barbara Schüpbach, Kaspar Sutter, Tanja Soland, Lukas Engelberger, Beat Jans, Conradin Cramer, Stephanie Eymann und Esther Keller.

Wo ist Ackermanns Stilberaterin?

Regierungsporträt Da steht er
nun, der neue Regierungsrat –
etwas breitbeinig und in der
heute ach so notwendigen
Corona-Distanz. Das gibt ihm
immerhin die Möglichkeit, auf
Gesichtsmasken zu verzichten.
Und man darf beruhigt sagen:
Mit Masken sähen sie nicht
besser aus.

Zuvorderst in der Mitte posiert
Präsident Beat Jans wie der Chef
einer Grossbank, der sich freut,
dass die Konzernverantwor-
tungsinitiative abgelehnt
worden ist. Seine drei Kollegen
Kaspar Sutter, Lukas Engelber-
ger und Conradin Cramer
(hintere Reihe von links) stehen
ihm in nurwenig nach: Auch
sie zeigen sich in Anzug mit
Krawatte sowie sauberem
Schuhwerk. Lukas Engelberger
hat sogar noch auf ein Gilet

zurückgegriffen; deshalb darf
er sein Jackett auch offen tragen.

Dagegen nehmen sich die
Regierungsrätinnen direkt
bescheiden aus. Esther Keller (r.)
wirkt wie die zweite Teilzeit-
Praktikantin bei Cramer, wäh-
rend Stephanie Eymann (2.v.r.)
ohne Probleme als Reitlehrerin
durchgehen könnte. Und man
fragt sich: Ist Tanja Soland
(3.v. l.) nordkoreanische Funk-
tionärin, und rührt Barbara
Schüpbach-Guggenbühl
(Staatsschreiberin – links)
inskünftig für Sutter jeden
Morgen den Znüni-Fairtrade-
Kakao an?Wemwäre vor vier
Jahren dieser Gedanke gekom-
men? Aber da ist er: Vielleicht
wäre es an der Zeit, dass
Elisabeth Ackermann den
vier Frauen den Namen ihrer
Stilberaterin verrät. (hei)

Die beiden Basel haben sich auf
eine Stärkung ihrer Universität
geeinigt. Dies geht aus demBud-
getbericht 2021 des Kantons Ba-
sel-Stadt hervor. Die Kantone
werden imkommenden Frühling
ihren Parlamenten einen neuen
Universitätsvertrag unterbreiten,
verbunden mit dem Leistungs-
auftrag und dem Globalbeitrag
für die Jahre 2022 bis 2025. Re-
gierungsrat Conradin Cramer
weist im Budgetbericht darauf
hin, dass die Neuordnung des
Immobilienwesens sowie die
Neudefinition des Finanzie-
rungsschlüssels der beiden Kan-
tone imVordergrund derGesprä-
che gestanden haben.

Der Kanton Baselland seiner-
seits hat dem Landrat bereits
konkrete Zahlen unterbreitet.
Der Finanzplan, über den das Ba-
selbieter Parlament am kom-
menden 16. und 17. Dezember
entscheidet, sieht für die Univer-
sität Basel steigende Baselbieter
Beiträge für den Leistungsauf-
trag 2022–2025vor: 163,4Millio-

nen Franken für 2022, 166,7 Mil-
lionen für 2023 und 168,8Millio-
nen für 2024.

Zwar will die Baselbieter Bil-
dungs-, Kultur- und Sportdirek-
tion die Zahlen trotz anstehen-
dem Parlamentsentscheid nicht
erläutern. Doch wer sie gemäss
neuem Verteilschlüssel aufrech-
net, erkennt, dass die Globalbei-
träge der beiden Kantone für die

Uni ab 2022wieder einenWachs-
tumskurs erlauben.Damit dürfte
die vierjährige Konsolidierungs-
phase, begleitet durch zahlreiche
Sparmassnahmen,Ende 2021 be-
endet werden können.

Der neue Schlüssel
Der neue Verteilschlüssel sieht
vor, dass der Kanton Basel-Stadt
zur Abgeltung des Standort
vorteils zehn Prozent des Rest-
defizits übernimmt. Die verblei-
benden 90 Prozent werden im
Verhältnis der standardisierten
Steuererträge aufgeteilt. Die
standardisierten Steuererträge
errechnet der Bund jährlich für
den interkantonalen Finanz
ausgleich.

Baselland kommt damit zu-
mindest in nächster Zukunft bes-
ser weg. Der einberechnete
Standortvorteil und die Auftei-
lung des verbleibenden Restde-
fizits nach Steuerkraft führen
dazu, dass Basel-Stadt trotz einer
kleineren Anzahl Studierender
aus der Stadt unter dem Strich

mehr finanzielle Mittel in die
Universität einschiessenwird als
der Nachbarkanton.

Das war bisher anders gere-
gelt. Bisher hat Basel-Stadt nur
fünf Prozent für den Standort-
vorteil übernommen, und die
restlichen 95 Prozent wurden
hälftig aufgeteilt. Doch in den
letzten Jahren blieb diesTheorie:
Basel-Stadt übernahm in den
Jahren 2015 bis 2019 je 20Millio-
nen Franken des BaselbieterAn-
teils, um die drohendeVertrags-
kündigung durch Baselland zu
vermeiden. Und 2019/2020 ge-
währte Basel-Stadt zugunsten
von Baselland eine zusätzliche
Mietzinsreduktion auf seinen
Uni-Liegenschaften.

Volksentscheid im Baselbiet?
Fixiert wird der neue Verteil-
schlüssel im neuen Staatsver-
trag, den die Regierungen ge-
meinsammit demLeistungsauf-
trag und dem Globalbeitrag für
die Jahre 2022 bis 2025 Anfang
2021 verabschiedenwerden.Das

Erziehungsdepartement Basel-
Stadt bestätigte aufAnfrage, dass
sich derVerteilschlüssel im neu-
enVertrag an die Parameter hält,
aufwelche sich die Regierungen
2018 geeinigt haben.

Vorbehalten bleibt ein allfäl-
liger Volksentscheid im Basel-
biet: Sperren sich genügend
Landräte aus SVP und FDP,
wenn der Univertrag ins Parla-
ment kommt, gegen den neuen
Kurs derUni, kommt der Staats-
vertrag im Herbst 2021 im Kan-
ton Basel-Landschaft vors Volk.
Vermieden wird der Volksent-
scheid,wenn imBaselbieter Par-
lament das Vierfünftelmehr er-
reicht wird.

Parallel dazu sollen neue
Standorte in Münchenstein für
die juristische und die wirt-
schaftswissenschaftliche Fakul-
tät gefundenwerden. Zusammen
mit der vertraglichen Neurege-
lung soll dies dazu beitragen, die
Universität Basel als bikantona-
le Uni im Kanton Baselland bes-
ser zu verankern.

Gemäss demBasler Erziehungs-
direktorConradinCramererlaubt
es die neue infrastrukturelle und
finanzielle Ausstattung, die von
derUniversität Basel ausgearbei-
tete Strategie 2022–2030 umzu-
setzen. Finanziell wird der Glo-
balbeitrag der beiden Kantone
2022 um einen tiefen zweistelli-
gen Millionenbeitrag wachsen.
EinWachstum ist zudemauch für
die Folgejahre geplant.

Diese Mittel braucht die Uni.
In ihrer Strategie verweist sie auf
einen geplanten Thinktank For-
schung, auf die notwendige
Einrichtung einer besseren Inf-
rastruktur und auf den digitalen
Wandel, der Chancen biete.
Cramer ist zuversichtlich: «Es
wird der Universität gelingen,
sichmit ihrer regionalenVeran-
kerung und ihrer internationa-
len Strahlkraft in Zukunft wei-
terhin als ausgezeichnete Lehr-
und Forschungsinstitution zu
positionieren.»

Thomas Dähler

Der Sparkurs der Universität Basel wird beendet
Globalbeitrag 2022–2025 Die Trägerkantone setzen ab 2022 auf Wachstum –mit einem neuen Schlüssel zur Kostenaufteilung.

Baselland kommt
zumindest in
nächster Zukunft
besser weg als
Basel-Stadt.
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Video- und Audiobeiträge 
 
 

 ‹Ackermann und Dürr im zweiten Wahlgang / Grüne Welle im Grossen Rat /  
 Wahlen im Zeichen von Corona› 
 (Telebasel News, 25.10.2020, 8:02 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=7f78ffbd-f2f0-4a4b-978b-d6809cec88e2  
 

 Studiogäste in der Elefantenrunde am Wahltag: Pascal Pfister (Präsident SP BS),  
 Patricia von Falkenstein (Präsidentin LDP BS), Harald Friedl (Präsident Grüne BS)  
 und Katja Christ (Präsidentin GLP BS) 
 (Telebasel Talk, 25.10.2020, 23:28 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=0c3caa32-f43b-47c0-b28e-6f3f8e437990  
 

  ‹Die Basler Linke im Dilemma›  
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 26.10.2020, 14:04 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=7a4dc207-8189-4660-8f5a-7a2be275448c  
 

  ‹Heidi Mück kandidiert für die Regierung, Beat Jans fürs Präsidium› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 28.10.2020, 16:53 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=3bb62b90-af67-42ed-9a10-720d4e078e87 
 

  ‹Rot-Grün verliert die Mehrheit in der Regierung›	
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 29.10.2020, 17:53 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=cd08e0f2-a327-4fe3-a2c7-3e361c61eac0  
 

 Was bedeuten die Wahl- und Abstimmungsergebnisse für Basel und die Region?  
 Im Sonntags-Talk diskutieren Andrea Fopp, Chefredaktorin Bajour.ch, Marcel Rohr, 
 Chefredaktor Basler Zeitung, und Patrick Marcolli, Chefredaktor bz Basel 
 (Telebasel Talk, 29.11.2020, 34:06 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=e6d047cc-9f4a-42c3-9f5b-ca75f519885c  
 

  ‹Links wie rechts fragt man nach Gründen für Niederlage›	
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 30.11.2020, 17:01 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=5dad5881-e7bf-4429-95d7-7541363dcf91  
 

 ‹Frischer Wind in der Kantonsregierung / Baschi Dürrs Abwahl›	
 (Telebasel News, 30.11.2020, 3:47 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/4fe6328e-29f0-44c5-9bd4- 
 48629e19c6a9/media=ccfb3fbf-12cd-44aa-afb5-424f4df14088  
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